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Markus Werthebach, logicalwork 
 
Unternehmenspartnerschaften: 
Ein Entwicklungsprogramm mit sozialökonomischen Perspektiven1 
 
 
Für Unternehmen, die ihre Produkte und Dienstleistungen auf stagnierenden bzw. schrumpfenden 
Märkten oder aber auf hart umkämpften Märkten anbieten, gewinnen Unternehmenspartnerschaften 
an Bedeutung. Insbesondere mittelständische Unternehmen, die einen Zugang zu neuen Technolo-
gien, günstigen Lieferanten, neuen Absatzmärkten oder Vertriebskanälen suchen, eine eigene Auf-
bauarbeit aber nicht leisten können und einen Unternehmenserwerb nicht riskieren wollen, setzen 
zunehmend auf Unternehmenspartnerschaften. In der vorliegenden Arbeit wird auf der Grundlage 
betriebswirtschaftlicher Praxis, rechtlicher Rahmenbedingungen und sozialpsychologischer Unter-
suchungsbefunde zur Kooperation in Hersteller-Händler-Verhandlungen und Projektgruppen ein 
Entwicklungsprogramm für Unternehmenspartnerschaften vorgestellt. Das Entwicklungsprogramm 
trägt der Notwendigkeit Rechnung, dass eine Unternehmenspartnerschaft gründlich vorbereitet, sys-
tematisch entwickelt und verhandelt sowie strukturell und kulturell verankert werden muss, wenn 
sie ein Erfolg werden soll. Der Erfolg kann - je nach Ausrichtung der Partnerschaft - in einem Zu-
gang zu neuen Märkten, in herausragenden Forschungs- und Entwicklungsleistungen, in qualitativ 
hochwertigen Produkten und Dienstleistungen, in Kosteneinsparungen, aber auch in einer „psycho-
sozialen Wertschöpfung“ bestehen. Der Beitrag behandelt im einzelnen, (1) was Unternehmenspart-
nerschaft bedeutet, (2) von welchen Bedingungen eine kooperative Orientierung in Verhandlungen 
abhängt und welche Folgen eine kooperative Orientierung in Verhandlungen mit sich bringt, (3) 
welche rechtlichen Grundlagen für Unternehmenspartnerschaften bestehen, (4) wer an der Entwick-
lung einer Unternehmenspartnerschaft beteiligt werden sollte, (5) wie eine Unternehmenspartner-
schaft vorbereitet, konzipiert, verhandelt, verankert und gepflegt werden sollte, (6) wie die Effekte 
von Unternehmenspartnerschaften nachgewiesen werden können, (7) wie Produktivitätssteigerun-
gen durch Unternehmenspartnerschaften zustande kommen und (8) welche unternehmensethischen 
Perspektiven mit der Entwicklung von Unternehmenspartnerschaften verbunden sind. 
 
 
Problemstellung 
 

                                                           
1 Erschienen in der Zeitschrift für Klientenzentrierung, Band 3, 1997, S. 77-143. 

Der Erfolg und die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit von Produktions- und Dienst-
leistungsunternehmen hängt in zunehmendem 
Maße davon ab, wie gut es den Unternehmen 
gelingt, individuelle, vielseitige und dynami-
sche Problemlösungen preiswert und zuverläs-
sig anzubieten. Dabei gelten Leistungsmerk-
male, die vor zehn Jahren zur Profilierung am 
Markt beitrugen, heute als Minimalanforde-
rung. Neben der Produktqualität und preisli-
chen Konkurrenzfähigkeit gewinnt darum die 
Partnerschaft mit dem internen und externen 
Kunden zunehmend an Bedeutung. In Unter-
nehmenspartnerschaften versuchen Unterneh-

men ihre Ziele nicht gegeneinander, sondern 
miteinander zu verwirklichen. 
Partnerschaft setzt kooperatives Verhalten vor-
aus. Kooperation von Unternehmen bedeutet, 
dass zwei oder mehrere rechtlich und wirt-
schaftlich selbständige Unternehmen betriebli-
che Aufgaben gemeinsam erfüllen mit dem 
Ziel, die Wertschöpfung der an der Kooperati-
on beteiligten Unternehmen zu steigern. 
Merkmale des Kooperationsbegriffs sind (a) 
die Zusammenarbeit durch wechselseitige Ab-
stimmung (Koordination) von Handlungen 
bzw. betrieblichen Funktionen oder die ein-
vernehmliche Ausgliederung dieser Funktio-
nen auf ein gemeinsames Unternehmen, (b) die 
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rechtliche Selbständigkeit der beteiligten Un-
ternehmen und (c) die wirtschaftliche Selb-
ständigkeit der beteiligten Unternehmen in den 
Bereichen, die nicht in die Kooperation einbe-
zogen sind. 
Die Ziele, die mit Unternehmenspartnerschaf-
ten verfolgt werden können, sind vielfältig. 
Grundsätzlich geht es darum, die Chancen der 
beteiligten Unternehmen auf eine langfristige 
Gewinnerzielung zu erhalten oder zu verbes-
sern bzw. den Wert der beteiligten Unterneh-
men zu steigern. 
 
Analog der Formen der Mitbestimmung unter-
scheiden Nieschlag, Dichtl & Hörschgen 
(1985) Partnerschaft in Gestalt der Informati-
on, Anhörung, Mitberatung und Mitentschei-
dung: 
1. Information: Unternehmen vereinbaren, den 

Partner über Vorgänge oder Veränderungen, 
die in einem Unternehmen stattfinden und 
für das Partnerunternehmen relevant sein 
könnten, zu unterrichten. 

2. Anhörung: Unternehmen vereinbaren, den 
Partner bei Entscheidungen, von denen die-
ser vermutlich betroffen sein wird, zu Wort 
kommen zu lassen, um die Vorstellungen 
des Partners kennen zu lernen. 

3. Mitberatung: Unternehmen vereinbaren, 
den Partner bei Entscheidungen, von denen 
dieser vermutlich betroffen sein wird, in 
den Willensbildungsprozess einzubeziehen, 
um sich vom Partner überzeugen lassen zu 
können. 

4. Mitentscheidung: Unternehmen vereinba-
ren, den Partner in einem definierten Be-
reich der Zusammenarbeit an Entscheidun-
gen teilhaben zu lassen. Dadurch büßen die 
Unternehmen einen Teil ihrer wirtschaftli-
chen Selbständigkeit ein. Darüber hinaus 
begründet das Recht des Mitentscheidens 
die Pflicht, die daraus resultierende Ver-
antwortung mitzutragen. Streng genommen 
bedeutet Mitentscheidung jedoch nicht 
mehr Kooperation, sondern Konzentration 
von Marktmacht. 

 
Neben der Frage der Intensität einer Koopera-
tion ist die Frage der Richtung der Zusammen-
arbeit zu bedenken. Anhand der an einer Ko-
operation beteiligten Fertigungs- bzw. Han-

delsstufen können horizontale und vertikale 
Kooperationen unterschieden werden: 
Horizontale Kooperationen (zwischen Un-
ternehmen der gleichen Produktions- bzw. 
Handelsstufe) können den Unternehmenserfolg 
fördern, indem sie 
• die Wirtschaftlichkeit der Unternehmen 

durch Rationalisierungseffekte erhöhen 
(Kostensenkungen im Rahmen einer größe-
ren Wirtschaftseinheit): 
# Gemeinschaftseinkauf zu günstigeren Preisen und 
Konditionen bei größeren Einkaufsmengen; 
# Rationalisierungseffekte durch Gemeinschaftsfor-
schung und -entwicklung sowie die gemeinsame 
Nutzung von Ressourcen (z.B. DV-Anlagen); 
# Gemeinschaftsproduktion durch Zusammenlegung 
bzw. Koordination von Produktionskapazitäten zur 
Gewährleistung einer gleichmäßig hohen Auslas-
tung; 
# Geplante Investitionsobjekte können gemeinsam 
besser ausgelastet werden; 
# Gemeinschaftsverkauf mit einer rationeller arbei-
tenden Vertriebsorganisation; 
# Rationalisierungseffekte durch gemeinsame 
Marktforschung und Gemeinschaftswerbung; 

  
• die Wettbewerbsfähigkeit durch Verbesse-

rung der Marktstellung gegenüber Abneh-
mern, Lieferanten und Kreditgebern stär-
ken: 
# Günstigere Preise/Konditionen bei verbesserter 
Marktposition gegenüber starken Lieferanten;  
# Stärkere Marktmacht, gegebenenfalls mit Reduzie-
rung von Wettbewerb, ermöglicht die Durchsetzung 
einheitlicher Verkaufspreise und Geschäftsbedin-
gungen;  
# Vergrößerung der Eigenkapitalbasis und damit 
Erweiterung der Fremdfinanzierungsmöglichkeiten; 
  

• den beteiligten Unternehmen Zugang zu 
neuen Technologien, günstigen Lieferanten, 
neuen Absatzmärkten oder Vertriebskanä-
len verschaffen, 

• den beteiligten Unternehmen die Möglich-
keit geben, komplementäre Produkte und 
Dienstleistungen in einem gemeinsamen 
Sortiment zu platzieren und anzubieten, 

• Risiken der betrieblichen Tätigkeit durch 
Diversifikation des Leistungsangebots oder 
durch Aufteilung des finanziellen Risikos 
auf mehrere Partner mindern,  

• durch Bildung von Wirtschaftsfachverbän-
den eine Interessenvertretung der Mitglieds-
unternehmen herstellen (vgl. Küting & 
Zink, 1983; Schubert & Küting, 1981). 
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Die Erzielung von Rationalisierungseffekten, 
das Angebot von komplementären Produkten 
bzw. Dienstleistungen und der preiswerte Zu-
gang zu fehlenden kritischen Ressourcen ist 
für mittelständische als auch Großunterneh-
men von Bedeutung. Darüber hinaus sind viele 
Mittelständler an einer Erhöhung der Wettbe-
werbsfähigkeit bzw. Senkung der Investitions-
risiken interessiert, während es für Großunter-
nehmen nach wie vor reizvoll ist, eine markt-
beherrschende Stellung zu gewinnen, um Prei-
se und Geschäftsbedingungen durchsetzen zu 
können. 
 
Vertikale Kooperationen (zwischen Unter-
nehmen, die aufeinanderfolgenden Produkti-
ons- bzw. Handelsstufen angehören) können 
den Unternehmenserfolg fördern, indem sie 
• eine aufeinander abgestimmte Produkt- und 

Verfahrensentwicklung bei Zulieferer und 
Produzent forcieren, 

• eine vernetzte und damit zeitlich-mengen-
mäßig abgestimmte Produktion bei Zuliefe-
rer und Produzent ermöglichen (Quasi-
Integration) und 

• günstige Beschaffungs-, Produktions- und 
Absatzzeiten und -kosten ermöglichen 
(Partnerschaft mit vor- bzw. nachgelagerten 
Produktions-/Handelsstufen). 

 
Den Vorteilen einer unternehmerischen Zu-
sammenarbeit stehen mitunter Gefahren und 
Risiken gegenüber, die den Erfolg der Partner-
schaft beeinträchtigen oder aufheben können. 
Hierzu zählen (vgl. Küting, 1983): 
• die Einschränkung der wirtschaftlichen 

Selbständigkeit, 
• der Verlust unmittelbarer Marktbeziehun-

gen bei der Bildung einer Einkaufs- bzw. 
Verkaufsgemeinschaft, 

• der Missbrauch von Insider-Informationen, 
• die Kündigung der Partnerschaft zu einem 

für das Partner-Unternehmen ungünstigen 
Zeitpunkt, 

• die Verringerung der Reaktionsfähigkeit auf 
veränderte Marktdaten aufgrund der Not-
wendigkeit abgestimmten Marktverhaltens, 

• die Gefahr der Abhängigkeit führungs-
schwacher von führungsstarken Partner-
Unternehmen, 

• die unternehmensübergreifende „Cliquen-
bildung“ in Verbindung mit der Verfolgung 
abweichender Ziele und letztlich 

• die Fehleinschätzung der Kooperationssitu-
ation.  

Auf einige dieser Risiken wird im Kapitel 
„Wie gehen Sie vor, wenn Sie Unternehmens-
partnerschaften etablieren?“ einzugehen sein. 
 
Führt eine Kooperation durch kapitalmäßige 
oder vertragliche Bindungen zur Einschrän-
kung bzw. Aufhebung der wirtschaftlichen 
Selbständigkeit der beteiligten Unternehmen, 
während die rechtliche Selbständigkeit der 
Unternehmen erhalten bleibt, so spricht man 
von einer Konzentration. Hauptmerkmal einer 
Unternehmenskonzentration ist die Unterord-
nung der Unternehmen unter eine einheitliche 
Leitung. Sie kommt zustande durch den Er-
werb einer Mehrheitsbeteiligung an einem 
Unternehmen oder durch den Abschluss eines 
Beherrschungsvertrages. Geben Unternehmen 
für eine Zusammenarbeit auch ihre rechtliche 
Selbständigkeit auf, so dass nach dem Zusam-
menschluss nur noch eine rechtliche Einheit 
existiert, so spricht man von einer Fusion 
(Verschmelzung). Sie kommt zustande durch 
die Aufnahme einer Gesellschaft durch eine 
andere Gesellschaft oder durch die Neubildung 
einer Gesellschaft aus zwei oder mehr bis da-
hin eigenständigen Gesellschaften (vgl. Tabel-
le 1). 
 
Der vorliegende Artikel soll aufzeigen, wie auf 
der Grundlage (1) einer vorläufigen Klärung 
des Begriffs Partnerschaft, (2) einiger empiri-
scher Untersuchungen zu sozialen Orientie-
rungen in Verhandlungen, Marktinteraktionen 
und Problemlösegruppen sowie (3) einiger 
praktischer Erwägungen bei der Etablierung 
von Unternehmenspartnerschaften ein Ent-
wicklungsprogramm für Unternehmenspart-
nerschaften entstanden ist. Darüber hinaus 
wird im vorliegenden Artikel verdeutlicht, 
welche Rahmenbedingungen bei der Etablie-
rung einer Unternehmenspartnerschaft zu be-
achten bzw. mitzugestalten sind. 
 
Bowersox (1991) hat in Form einer Übersicht 
dargestellt, worauf bei der Gestaltung einer 
Unternehmenspartnerschaft zu achten ist. Sei-
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ne Empfehlungen für die Entwicklung einer 
erfolgreichen Partnerschaft werden den weite-
ren Ausführungen als Ideenskizze vorange-
stellt: 
• „Betrachten Sie die Vereinbarung wie die 

Umsetzung eines strategischen Plans. Er-
mutigen Sie alle Beteiligten, ihre Rollen un-
ter dem Gesichtspunkt zu verstehen, dass 
sie an einem Mehrwert schaffenden Prozess 
mitwirken. 

• Streben Sie eine Vereinbarung an, die die 
Vorteile der Kostendegression mit einem 
Ausgleich der Risiken verbindet. 

• Erkennen Sie, dass die Vorteile auf der 
Grundlage einer langfristigen Verbindung 
zu erzielen sind, in denen die Partner von-
einander abhängen; stellen Sie sicher, dass 

alle zum Funktionieren der Kooperation 
notwendigen Informationen zwischen den 
Partnern ausgetauscht werden. 

• Bauen Sie Vertrauen auf zwischen den Un-
ternehmen, indem Sie unzweideutige Ziele 
setzen, die Rollen klar verteilen, feste Spiel-
regeln einführen und die Leistungen knall-
hart messen. 

• Starten Sie das Gemeinschaftsunternehmen 
auch unter der realistischen Annahme, dass 
die Allianz unter Umständen abgebrochen 
werden muss“ (S.42).

 
 
  1. Stillschweigende Kooperation/Abgestimmtes Verhalten 
      - Stillschweigende Kooperation: gleichförmiges Verhalten mehrerer Unternehmungen ohne  
        schriftliche und mündliche Absprachen. 
      - Abgestimmtes Verhalten (§25 Abs.1 GWB): bewusstes und gewolltes Zusammenwirken von  
        Unternehmungen zum Zwecke der Wettbewerbsbeschränkung. 
  2. Agreements - mündliche, aber keine schriftliche Absprache zum Zwecke der Wettbewerbs- 
      beschränkung. 
  3. Partizipation - Gelegenheitsgesellschaft in der Form der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts  
      (§§705ff. BGB), die nach außen nicht in Erscheinung tritt. 
  4. Konsortium - Gelegenheitsgesellschaft in der Form der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts  
      (§§705ff. BGB), die als solche auch nach außen in Erscheinung tritt. 
  5. Wirtschaftsverbände - freiwillige Zusammenschlüsse von Unternehmungen (sog. Elementar-/  
      Grundverbände) oder von deren Verbänden (sog. Verbände höherer Ordnung) zum Zwecke der  
      gemeinschaftlichen Erfüllung bestimmter betrieblicher Teilaufgaben (insbes. Informations- 
      gewinnung und Interessenvertretung). 
  6. Kooperation - freiwillige Zusammenarbeit vorwiegend mittelständischer Unternehmungen mit  
      dem Ziel, bei grundsätzlicher Aufrechterhaltung ihrer Dispositionsfreiheit durch Zusammenarbeit  
      auf einzelnen Gebieten technischen und wirtschaftlichen Fortschritt zu realisieren. 
  7. Kartell - ein auf Vertrag oder Beschluss basierender Unternehmungszusammenschluss, wobei die  
      Beteiligten zwar rechtlich selbständig bleiben, jedoch ihre wirtschaftliche Selbständigkeit - je  
      nach der vertraglichen Gestaltung - mehr oder minder stark einschränken. 
  8. Gewinn-(Ergebnis-)Gemeinschaft - Zusammenschluss mehrerer Unternehmungen/Unternehmen  
      zwecks Gewinn-(Ergebnis-)Poolung auf Gleichordnungsbasis mit gegenseitiger Wirkung. 
  9. Pacht- und Überlassungsverträge - Grundlage für die Verpachtung bzw. Überlassung ganzer  
      Betriebe oder Teilen hiervon. 
10. Gemeinschaftsunternehmen - Zusammenschlussform, bei der den Gesellschafterunternehmen die  
      Anteile an einem Unternehmen zu gleichen Teilen gehören (‘joint venture’). 
11. Konzern - Zusammenschluss von mindestens zwei rechtlich selbständig bleibenden Unternehmen  
      unter einheitlicher Leitung. 
12. Eingliederung gem. §§319ff. AktG - schärfste Zusammenschlussform zweier rechtlich selbständig  
      bleibender Aktiengesellschaften mit Sitz im Inland. 
13. Verschmelzung gem. §§339ff. AktG - liquidationslose Übertragung  des Vermögens einer oder  
      mehrerer Kapitalgesellschaften im Wege der Gesamtrechtsnachfolge; es geht die rechtliche  
      Selbständigkeit zumindest eines Unternehmens unter. 
 

Tabelle 1: Ordnung möglicher Formen von Unternehmenszusammenschlüssen nach ihrer  
Bindungsintensität (nach Schubert & Küting, 1981, S.10f) 
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Was bedeutet Unternehmenspartnerschaft? 
 
Üblicherweise werden Unternehmenspartner-
schaften (UP) mit Begriffen charakterisiert, die 
ihrerseits stark erklärungsbedürftig sind (Of-
fenheit, Glaubwürdigkeit, Vertrauen, Achtung, 
Gerechtigkeit), oder anhand eines Negativkata-
logs von Merkmalen definiert (Verzicht auf 
Diskriminierung bzw. Machtmissbrauch). 
Weitgehende Unklarheit besteht jedoch hin-
sichtlich der Bestimmungsstücke, die Partner-
schaften im allgemeinen und UP im besonde-
ren aufweisen. In der vorliegenden Arbeit wird 
eine Annäherung über den Begriff der (Kun-
den-)Bindung bzw. Selbstverpflichtung 
(‘commitment’) versucht. Obwohl ebenfalls 
erklärungsbedürftig, kann zum Phänomen der 
(Kunden-) Bindung bzw. Selbstverpflichtung 
auf dezidierte begriffliche und empirische 
Vorarbeiten zurückgegriffen werden. 
Grundlage einer UP sind die Austauschbezie-
hungen zwischen zwei (oder mehr) Unterneh-
men.  
• Angestrebt werden UP aus ökonomischen 

Gründen: Die Mitarbeiter und Führungs-
kräfte zweier Unternehmen wollen die Aus-
tauschbeziehungen zwischen ihren Unter-
nehmen so gestalten, dass die Wertschöp-
fung ihrer Unternehmen zunimmt. Bei-
spielsweise sind zwei Zulieferunternehmen 
der Automobilindustrie daran interessiert, 
ihre Verhandlungsstärke und Anpassungs-
fähigkeit gegenüber einem Automobilher-
steller zu verbessern. Ihr Ziel ist es, die 
Voraussetzungen für gute bzw. akzeptable 
Betriebsergebnisse zu schaffen. Dabei neh-
men sie in Kauf, dass mal das eine, mal das 
andere Unternehmen verstärkt von der UP 
profitiert. 

• UP können dadurch entwickelt und vertieft 
werden, dass sich die Mitarbeiter und Füh-
rungskräfte der beiden Unternehmen in ih-
ren Absichten, Äußerungen und Handlun-
gen der UP verpflichten und eine Bindung 
(‘commitment’) zum Partner-Unternehmen 
eingehen. Konkret bedeutet dies, dass sich 
die Führungskräfte und Mitarbeiter nicht 
nur für die Belange ihres eigenen Unter-
nehmens, sondern gleichzeitig für die Be-
lange des Partner-Unternehmens einsetzen - 

und zwar auch dann, wenn erschwerende 
Bedingungen oder Rückschläge eintreten. 
Im Zuge der Entwicklung und Vertiefung 
einer UP kann - quasi als Nebenprodukt - 
eine „psychosoziale Wertschöpfung“ (z.B. 
Sympathie, Vertrauen, Zufriedenheit) ent-
stehen, die es für die Vorgesetzten und Mit-
arbeiter angenehm macht, in die UP zu in-
vestieren. 

 
Entsprechend der Unterscheidung zwischen 
struktureller (Kunden-)Bindung (z.B. aufgrund 
eines Vertrages) und empfundener (Kunden-) 
Bindung (z.B. aufgrund eines Versprechens), 
kann bei einer UP der strukturelle Anteil vom 
affektiven Anteil der UP unterschieden wer-
den.  
• Das strukturelle Moment einer UP geht mit 

einem Verzicht auf Vertragsverletzungen 
einher - zumindest solange der Vertrags-
partner die vertragliche Vereinbarung ein-
hält und Veränderungen im Marktgefüge 
keine Neuorientierung erforderlich machen. 
Würde der Kooperationspartner die Verein-
barung verletzen oder das Marktgefüge kip-
pen, wäre das andere Unternehmen mora-
lisch bzw. rechtlich nicht mehr an die UP 
gebunden und könnte eine andere UP an-
streben, ohne einen Imageverlust zu er-
leiden bzw. Konventionalstrafen zu riskie-
ren. Der strukturelle Anteil einer UP hängt 
also primär von Umgebungsfaktoren ab.  

• Das affektive Moment einer UP ergibt sich 
dagegen aus der persönlichen Bereitschaft 
der Führungskräfte und Mitarbeiter eines 
Unternehmens, sich aktiv für die Partner-
schaft einzusetzen. Dabei hängt der affekti-
ve Anteil einer UP vom Umfang der eige-
nen Investitionen in die UP ab, weniger 
vom Umfang der Investitionen des Partners 
oder von Nutzen-Kosten-Relationen der 
beiden Partner-Unternnehmen. Anstrengung 
und eingesetzte Ressourcen werden also 
nicht als Kostenfaktoren gesehen, sondern 
als Teil des Prozesses, der zur Stärkung der 
Beziehung führt (Lund, 1991). Dieses Phä-
nomen wird in der Literatur in zwei Varian-
ten diskutiert. Einerseits als Selbstwahr-
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nehmungstheorie („Wir haben viel in die 
UP mit A investiert. Wir investieren nur 
dann, wenn uns eine Partnerschaft wichtig 
ist. Also muss uns die UP mit A wichtig 
sein“) (vgl. Bem, 1967), andererseits als 
Phänomen der Eskalierenden Bindung 
(„Wir haben viel in die UP mit A investiert. 
Wenn wir jetzt aufgeben, sind alle unsere 
Bemühungen umsonst gewesen“) (vgl. 
Brockner & Rubin, 1985; Ross & Staw, 
1986). Darüber hinaus kann ein „Flitterwo-
cheneffekt“ (vgl. Fichman & Levinthal, 
1991) beobachtet werden: In der frühen 
Anbahnungsphase sind die potentiellen 
Partner vergleichsweise immun gegenüber 
divergenten Interessen und Überzeugungen. 
Es herrscht Vertrauen in die zunehmende 
Konvergenz der Interessen und Überzeu-
gungen bei fortschreitender Verhandlungs-
dauer. Zum Ende der Anbahnungsphase 
wird dagegen kritischer geprüft, ob die Inte-
ressen und Überzeugungen der Verhand-
lungspartner kompatibel sind. 

 
Im nächsten Schritt sollen die Bestimmungs-
stücke einer UP auf ihre Bedeutung im Prozess 
der Entwicklung einer UP untersucht werden. 
Dabei wird mit Allen & Meyer (1990) die 
strukturelle Selbstverpflichtung unterteilt in 
eine rational kalkulierte Selbstverpflichtung ei-
nerseits und eine normative Selbstverpflich-
tung andererseits. Aus dem Ansatz von Allen 
& Meyer resultieren drei Bestimmungsstücke, 
die im Zuge der Entwicklung bzw. Unterhal-
tung (‘maintenance’) einer UP unterschiedli-
che Bedeutung erlangen: 
• Rational kalkulierte Selbstverpflichtung: 

Überwiegen die (Netto-)Vorteile der Wert-
schöpfung im Verbund einer UP gegenüber 
den (Netto-)Vorteilen isolierten Wertschöp-
fens, dann wird eine UP angestrebt, vertieft 
und aufrechterhalten. Sind Investitionen (in 
die UP) und Wertschöpfung (aus der UP) 
ausgewogen auf die Partner verteilt, dann 
wird die UP vertieft und aufrechterhalten. 

• Affektive Selbstverpflichtung: Fühlen sich 
die Führungskräfte und Mitarbeiter eines 
Unternehmens den Führungskräften und 
Mitarbeitern des Partner-Unternehmens 
verbunden (z.B. Verhandlungspartner und 
Sachbearbeiter werden als sympathisch und 

vertrauenswürdig erlebt), dann wird die UP 
vertieft und aufrechterhalten. 

• Normative Selbstverpflichtung: Fühlen sich 
die Mitarbeiter eines Unternehmens auf-
grund einer mündlichen oder schriftlichen 
Vereinbarung verpflichtet, sich für die Be-
lange eines Partner-Unternehmens einzuset-
zen, dann wird die UP aufrechterhalten. 

Damit wurde der Ansatz von Allen & Meyer 
um eine Prozesskomponente erweitert; unter-
schieden werden die Phasen der Anbahnung, 
der Vertiefung und der Unterhaltung einer UP. 
 
Die folgende Überlegung betrifft die Frage der 
Entwicklung einer starken bzw. schwachen 
Selbstverpflichtung, sich für die Belange eines 
Partner-Unternehmens einzusetzen: Was be-
einflusst das Ausmaß an Selbstverpflichtung 
gegenüber den Belangen des Partner-Unter-
nehmens (vgl. Locke, Latham & Erez, 1988)? 
• Erstens ist es die subjektive Wichtigkeit des 

Ziels UP: Hat eine Verhandlungspartei den 
Eindruck gewonnen, dass ihr Unternehmen 
eine vergleichbar große Wertschöpfung 
auch ohne UP erzielen kann, wird ihre Be-
reitschaft, in eine UP zu investieren, nur ge-
ring sein. Hindernisse oder Rückschläge in 
der Verhandlung werden dann eher zum 
Abbruch der Verhandlung führen. Sieht ei-
ne Verhandlungspartei dagegen eine UP als 
wichtigen Schritt in Richtung auf eine grö-
ßere Wertschöpfung, dann wird sie Ver-
handlungsprobleme zum Anlass nehmen, 
ihre Positionen und Argumente transparen-
ter zu machen und neue Lösungen zur Ver-
teilung der Erträge und Aufwendungen zu 
erarbeiten. 

• Zweitens ist es die subjektive Wahrschein-
lichkeit oder Erwartung, eine UP auch dau-
erhaft realisieren zu können. Hierbei spielt 
das Selbstvertrauen der Verhandlungsführer 
und das Vertrauen der Verhandlungsführer 
in die Kompetenz und Bereitschaft der von 
der UP betroffenen Führungskräfte und 
Mitarbeiter beider Unternehmen eine Rolle. 
Eine mittlere Erfolgserwartung der Ver-
handlungsführer wird vermutlich dazu füh-
ren, dass die Verhandlungsführer mehr Res-
sourcen mobilisieren, als wenn die Erfolgs-
erwartung sehr hoch oder sehr niedrig ist. 
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• Drittens ist es die Partizipation der von der 
UP betroffenen Mitarbeiter und Führungs-
kräfte: Mitarbeiter oder Führungskräfte, die 
bei der Realisation einer UP eine Schlüssel-
rolle einnehmen, bei der Entwicklung der 
UP jedoch übergangen wurden, können sich 
als Hemmschuh erweisen. 

 
Eine abschließende Überlegung soll die Frage 
betreffen, wie Führungskräfte und Mitarbeiter 
eine UP anstreben, vertiefen und aufrechterhal-
ten: Welche Verhandlungsperspektiven erge-
ben sich aus der Verpflichtung der Führungs-
kräfte und Mitarbeiter gegenüber den Belangen 
des Partner-Unternehmens? Drei Merkmale 
können genannt werden: 
• Vorbehaltlos konstruktiv verhandeln: Ver-

handlungsführer, die sich den Belangen des 
Partner-Unternehmens verpflichtet haben, 
werden das gemeinsame Entwicklungsziel 
vor Augen behalten und Argumente wählen, 
die in bezug auf dieses Ziel einen Ertrag lie-
fern. Dies schließt die Wertschätzung der 
Verhandlungspartner einschließlich ihrer 
Bedeutung für das Partner-Unternehmen ein 
- und zwar auch für den Fall, dass die Ver-
handlungspartner der eigenen Person oder 
Verhandlungspartei mit Misstrauen begeg-
nen (siehe Tabelle 2). Vorbehaltlos kon-
struktiv zu verhandeln erfordert eine saube-
re Trennung sachlicher und persönlicher 
Verhandlungsmomente, einen Verzicht auf 
Manipulations- und Erpressungsversuche 
sowie eine hohe Flexibilität in der sachli-
chen und persönlichen Begegnung. Belohnt 
wird die vorbehaltlos konstruktive Ver-
handlungsperspektive mit einer definitiven 
Stärkung der eigenen Verhandlungsposition 
und - wenn die Partner auf dieselbe Per-
spektive einschwenken - mit einer Stärkung 
der Partnerschaft. Allein auf den beidersei-
tigen guten Willen oder das Prinzip der Ge-
genseitigkeit („Wie Du mir, so ich Dir“) zu 
vertrauen ist dagegen keine gesunde Basis 
für eine UP. 

• Interessen balancieren: Verhandlungsfüh-
rer, die sich den Belangen des Partner-
Unternehmens verpflichtet haben, verge-
wissern sich, ob sie die Interessen und Ü-
berlegungen des Verhandlungspartners ver-
standen und in ihrem Lösungsentwurf an-

gemessen berücksichtigt haben. Wird das 
Interessengefüge für die Verhandlungspart-
ner zu komplex, dann können prototypische 
Lösungsalternativen als „Versuchsballons“ 
ins Spiel gebracht und verglichen werden. 
Aus der Zustimmung zu bestimmten Lö-
sungsalternativen können dann relative Inte-
ressen rekonstruiert werden. 

• Machtgefüge balancieren: Da eine über-
zeugende Argumentation nicht nur als 
sachdienliche Information oder schlüssiges 
Konzept verstanden wird, sondern gleich-
zeitig Auswirkungen auf das Machtgefüge 
zwischen den Verhaltenspartnern hat, wer-
den Verhandlungsführer, die sich den Be-
langen des Partner-Unternehmens verpflich-
tet haben, der anderen Partei die Gelegen-
heit zur Darstellung ihrer Interessen und 
Überlegungen geben. Zu wählen ist also ein 
geeignetes Zusammenspiel aus Begeg-
nungsdominanz (überzeugende, d.h. kohä-
rente Darstellung der eigenen Interessen 
und Überlegungen) und Offenheit für die 
Interessen und Überlegungen der anderen 
Partei. Dadurch ist es beiden Parteien mög-
lich, Kompetenz zu beweisen und die Part-
nerschaft zu gestalten. Auch wenn das 
Machtgefüge eher marginalen Einfluss auf 
die Brauchbarkeit der Vereinbarung hat, 
prägt sie doch das Ausmaß, mit dem sich 
die Mitarbeiter und Führungskräfte beider 
Parteien für die Vertiefung und Pflege der 
UP einsetzen. 

 
• Rationalität: Auch wenn die anderen emotional 

reagieren, sollten wir versuchen, unsere Emotionen 
durch Vernunft auszugleichen. 

• Verständnis: Auch wenn die anderen uns missver-
stehen, sollten wir trotzdem versuchen, sie zu verste-
hen. 

• Kommunikation: Auch wenn die anderen uns nicht 
zuhören, so sollten wir doch mit ihnen Rücksprache 
halten, bevor wir Entscheidungen treffen, die sie 
betreffen. 

• Vertrauenswürdigkeit: Auch wenn die anderen ver-
suchen, uns zu täuschen, und wir allen Grund haben, 
ihnen nicht zu trauen, sollten wir doch      unserer-
seits nicht versuchen, sie zu hintergehen; wir sollten 
selbst vertrauenswürdig sein. 
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• Zwangfreie Methoden der Einflussnahme: Auch 

wenn die anderen versuchen, auf uns Druck auszu-
üben, sollten wir diesem Druck weder nachgeben 
noch selbst versuchen, sie unter Druck zu setzen; wir 
sollten offen für überzeugende Argumente sein und 
selbst versuchen, die anderen zu überzeugen. 

• Den anderen akzeptieren: Auch wenn die anderen 
uns und unsere Interessen nicht der Beachtung wert 
finden, sollten wir sie und ihre Interessen ernst neh-
men, uns mit ihnen auseinandersetzen und bereit 
sein, von ihnen zu lernen. 

 
Tabelle 2: Merkmale einer vorbehaltlos konstruktiven 

Verhandlungsperspektive 
(Fisher & Brown, 1989, S.56) 

 
Ohne die Verpflichtung der Verhandlungsfüh-
rer gegenüber den Belangen des Partner-
Unternehmens kommt die hier dargestellte 
Verhandlungsperspektive als bloße Strategie 
oder Taktik daher, die eingesetzt wird, um 
möglichst viele Vorteile für eine Verhand-
lungspartei und ihr Unternehmen herauszu-
handeln. Ob sich die Verhandlungsführer tat-
sächlich gegenüber den Belangen des Partner-
Unternehmens verpflichten, zeigt sich in der 
Zuverlässigkeit und Beständigkeit ihrer UP-
bezogenen Äußerungen und Handlungen. Eine 
schrittweise Intensivierung der UP nach Maß-
gabe ihrer Bewährung ist darum angeraten. 
 
Für die Konzeption eines Entwicklungspro-
gramms für UP kann folgende Empfehlung 
abgegeben werden:  
• Programme zur Entwicklung von UP soll-

ten neben technisch-ökonomischen Aspek-
ten zur Realisation der sachlichen Wert-
schöpfung Aspekte zur Realisation der psy-
chosozialen Wertschöpfung enthalten. 

• Technisch-ökonomische Ziele (z.B. Steige-
rung der Produktqualität, Reduzierung der 
Herstellkosten, Verbesserung der erwirt-
schafteten Rendite) können im Rahmen ei-
ner UP dadurch realisiert werden, dass bis-
lang getrennt durchgeführte Wertschöp-
fungsaktivitäten zielbezogen koordiniert 
oder integriert werden. Wertschöpfungsak-
tivitäten sind sämtliche (betriebliche) Akti-
vitäten, die einem Produkt oder einer 
Dienstleistung einen unternehmensinternen 
oder unternehmensexternen Marktwert ver-
leihen bzw. diesen Marktwert steigern. 
Marktwert bedeutet, dass eine Nachfrage 
bezüglich des Produktes oder der Dienst-
leistung besteht oder entsteht. 

• Psychosoziale Wertschöpfung entsteht im 
Rahmen einer UP, wenn die beteiligten Un-
ternehmen ihre strukturellen und affektiven 
Bindungen intensivieren. Tragfähige struk-
turelle Bindungen erfordern realistische (re-
alisierbare) und ausgewogene vertragliche 
Grundlagen, während affektive Bindungen 
aus einer balancierten Schrittfolge individu-
eller bzw. idiosynkratischer Investitionen in 
die UP erwachsen. 

 
Eine abschließende Empfehlung betrifft die 
Auswahl der Kooperationspartner: UP sollten 
bevorzugt zwischen Unternehmen angebahnt 
bzw. entwickelt werden,  
• denen partnerschaftliche Bindungen glei-

chermaßen wichtig sind,  
• die gleichermaßen erwarten, dass ihre Part-

nerschaft Erfolg haben wird, und  
• die gleichermaßen auf ihre Mitarbeiter als 

verantwortliche Träger der UP setzen. 

 
 
Bedingungen und Folgen einer starken Partnerschaftsorientierung 
 
Mitarbeiter und Führungskräfte, die sich für 
die Belange des eigenen als auch für die Be-
lange eines Partner-Unternehmens einsetzen, 
verfolgen ein ganzes Bündel von Zielen. Sie 
versuchen nicht nur, ihre technischen (z.B. 
Produktqualität) und ökonomischen Ziele (z.B. 
Renditeziele) zu erreichen, sondern dabei stra-
tegische Erwägungen (langfristige Klugheit) 
als auch moralische Erwägungen („gerechte“ 
Verteilung der Erträge und Aufwendungen im 

Rahmen einer Zusammenarbeit) umzusetzen. 
Nun zeigen die Befunde zur Zielsetzungstheo-
rie (Locke, Shaw, Saari & Latham, 1981; Lo-
cke & Latham, 1990, für eine Übersicht), dass 
spezifische und anspruchsvolle Ziele zu besse-
ren Leistungen führen als leichte oder vage 
Ziele. Zweifelsohne liegt mit dem gerade skiz-
zierten Zielbündel ein sehr anspruchsvolles, 
wenngleich noch unspezifisches Zielbündel 
vor. Jedoch wird im Kapitel ‘Wie gehen Sie 
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vor, wenn Sie Unternehmenspartnerschaften 
etablieren?’ konkret und fallspezifisch gezeigt, 
wie eine Unternehmenspartnerschaft (UP) an-
gebahnt, entwickelt und gepflegt (‘maintenan-
ce’) werden kann. Warum also ein Kapitel zu 
‘Bedingungen und Folgen einer starken Part-
nerschaftsorientierung’? Ein zweiter, häufig 
replizierter Befund zur Zielsetzungstheorie 
gibt die Antwort: Von der Stärke der Zielbin-
dung ist es abhängig, ob Führungskräfte und 
Mitarbeiter ein selbstgesetztes oder vorgege-
benes Zielbündel im zeitlichen Verlauf bzw. 
bei Komplikationen weiterverfolgen, ruhen 
lassen oder aufgeben (vgl. Locke, 1968). Dar-
um ist es für Führungskräfte und Mitarbeiter, 
die eine UP etablieren wollen, nützlich zu wis-
sen, wie eine schwache bzw. starke Zielbin-
dung zustande kommt - sowohl im eigenen 
Unternehmen als auch beim potentiellen Part-
ner-Unternehmen - und welche Folgen sie hat. 
Im vorliegenden Kapitel werden darum Befun-
de zusammengetragen und geordnet, die Be-
dingungen und Folgen einer schwachen vs. 
starken Zielbindung behandeln. Da UP in Ver-
handlungen und am Markt etabliert werden, 
kommen vor allem Befunde aus der (experi-
mentellen) Verhandlungsforschung in Frage. 
Ergänzt werden sie um einige Befunde zu so-
zialen Orientierungen bei Verhandlungen und 
Problembearbeitungen in Projektgruppen.  
Empirische Untersuchungen zu sozialen 
Orientierungen (z.B. Kooperation, 
Konkurrenz, Individualismus, Domination) in 
Hersteller-Händler-Verhandlungen wurden 
unter anderem zu folgenden Fragestellungen 
durchgeführt: • Richtung und Stärke des Zusammenhangs zwischen 

der Höhe der Forderungen, mit denen eine Verhand-
lungspartei in die Verhandlung einsteigt, und dem 
von ihr letztlich erzielten Verhandlungsergebnis 
(z.B. Benton, Kelley & Liebling, 1972; Hamner, 
1974; Harnett & Vincelette, 1978); 

• Richtung und Stärke des Einflusses unilateraler bzw. 
bilateraler Information des Verhandlungspartners 
(„Offenheit“) auf die Verhandlungsdynamik und die 
Verhandlungsergebnisse (z.B. Pruitt, 1981; Thomp-
son, 1991); 

• Richtung und Stärke des Einflusses experimentell 
induzierten Vertrauens auf das Verhandlungsverhal-
ten und die Verhandlungsergebnisse in Käufer-
Verkäufer-Dyaden (z.B. Schurr & Ozanne, 1985); 

• Richtung und Stärke des Einflusses sozial-
psycholgischer Merkmale von Hersteller-Händler-
Beziehungen auf Allokationsentscheidungen der 

Händler (z.B. Anderson, Lodish & Weitz, 1987; Et-
gar, 1976ab, 1977, 1979). 

• Bedingungen und Folgen hoher bzw. geringer 
Selbstverpflichtung (‘commitment’) in Vertriebska-
nälen (z.B. Anderson & Weitz, 1989; Anderson & 
Narus, 1990; Anderson & Weitz, 1992); 

• Bedingungen kooperativen vs. kompetitiven Han-
delns in spieltheoretischen Untersuchungen (z.B. 
Axelrod, 1984; Luce & Raiffa, 1957; McClintock & 
McNeel, 1966; Rapoport, 1960); 

• Richtung und Stärke des Einflusses von Interventio-
nen einer dritten Partei auf die Verhandlungspartner 
und die Konfliktlösung (z.B. Carnevale, 1986; Do-
nohue, 1989; Hiltrop, 1985, 1989; Lim & Carnevale, 
1990; Pruitt, Pierce, Zubek, Welton & Nochajski, 
1990; Prein, 1984). 

 
Empirische Untersuchungen zu sozialen Ori-
entierungen bei Verhandlungen und Problem-
bearbeitungen in Projektgruppen konnten zu 
folgenden Fragestellungen gesammelt werden: 
• Merkmale, psychosoziale Wirkungen und Resultate 

(z.B. Leistungsergebnisse) sozialer Orientierungen 
(z.B. Deutsch, 1949ab, 1962, 1973; Johnson et al., 
1981); 

• Richtung und Stärke des Einflusses des psychosozia-
len Zusammenhaltes in Arbeitsgruppen auf die Leis-
tung einzelner Personen bzw. Arbeitsgruppen 
(George & Bettenhausen, 1990; Zaccaro & Lowe, 
1986; Zaccaro & McCoy, 1988); 

• Richtung und Stärke des Einflusses experimentell 
induzierten Vertrauens auf das Problemlöseverhalten 
in Arbeitsgruppen (z.B. Zand, 1972; Boss, 1978); 

• Motivationsverluste in Arbeitsgruppen aufgrund 
guter bzw. schlechter Leistungen einzelner Grup-
penmitglieder (z.B. Kerr, 1983; Latané, Williams & 
Harkins, 1979; Williams & Karau, 1991); 

• Richtung und Stärke des Einflusses sozialer Orien-
tierungen auf die Selbstverpflichtung und die Leis-
tung von Arbeitsgruppen und ihren Mitgliedern (z.B. 
Werthebach, 1994).  

 
Tabelle 3 zeigt, wie sich Kooperation von an-
deren sozialen Orientierungen im Verhalten 
am Markt bzw. in Verhandlungen abgrenzen 
läßt. Dabei wird von der Polarisierung von 
Kooperation und Konkurrenz abgesehen; 
vielmehr lassen sich Konkurrenz und Indivi-
dualismus als moderate Positionen zwischen 
Kooperation und Domination ansiedeln. Wei-
tere soziale Orientierungen (z.B. Altruismus, 
Kollektivismus, Nihilismus) werden u.a. von 
Deutsch (1973), Littig (1986), MacCrimon & 
Messick (1976) und Maki, Thorngate & Mc-
Clintock (1979) definiert. 
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 Kooperation Konkurrenz Individualismus Domination 
Orientierung Interesse am gemeinsa-

men Erfolg 
Interesse am relativen 
Erfolg 

Interesse am eigenen 
Erfolg 

Interesse am Misserfolg 
des Gegners 

Mittel Durchsetzung der besten 
Ideen & Anerkennung 
guter Ideen anderer 
Anbieter 

Durchsetzung der eige-
nen Ideen & Übertreffen 
guter Ideen anderer 
Anbieter 

Durchsetzung der eige-
nen Ideen & Ignoranz 
gegenüber guten Ideen 
anderer Anbieter 

Durchsetzung der eige-
nen Ideen & Abwertung 
guter Ideen anderer 
Anbieter 

Ziel Maximierung des ge-
meinsamen Erfolgs 

Maximierung des relati-
ven Erfolgs 

Maximierung des eige-
nen Erfolgs 

Minimierung des gegne-
rischen Erfolgs 

 
Tabelle 3: Charakterisierung sozialer Orientierungen in Verhandlungen 

 
In Abbildung 1 wird der Versuch unternom-
men, zentrale Befunde zu sozialen Orientie-
rungen in Hersteller-Händler-Verhandlungen 
und bei Projektarbeit im Rahmen eines hand-
lungs-theoretischen Modells (nach Hollenbeck 
& Klein, 1987) zu ordnen. Im Rahmen des 
Modells werden Befunde berücksichtigt, in 
denen die soziale Orientierung (neben anderen 
Faktoren) erklärende (unabhängige) Variable 
und die Zielbindung zu erklärende (abhängige) 
Variable ist. Untersuchungen, in denen die 
soziale Orientierung zu erklärende (abhängige) 
Variable ist (z.B. spieltheoretische Untersu-
chungen), werden im Modell nicht berücksich-
tigt. 

Im Modell wird zwischen personalen und situ-
ativen Faktoren unterschieden. Personale Fak-
toren stellen zielbezogene Emotionen und 
Kognitionen der Verhandler dar, während situ-
ative Faktoren in der Interaktion mehrerer Par-
teien begründet sind: Die Verhandlungspartei, 
deren Zielbindung im Modell vorhergesagt 
werden soll, interagiert mit anderen Verhand-
lungsparteien, mit Kollegen und Vorgesetzten 
im eigenen Unternehmen, mit Verbänden bzw. 
Gewerkschaften sowie mit Verbrauchern am 
Markt. 
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     Situative Faktoren         Personale Faktoren          Situative Faktoren          Personale Faktoren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Abbildung 1: Erwartungs-Wert-Modell der Bedingungen und Konsequenzen der Zielbindung 

(nach Hollenbeck & Klein, 1987, S.215) 
 
Eine zweite Unterscheidung, die im Rahmen 
des Modells vorgenommen wird, ist die zwi-
schen Faktoren, die die Attraktivität der Zieler-
reichung berühren, und Faktoren, die die Er-
wartung (bzw. Wahrscheinlichkeit) der Ziel-
erreichung betreffen (vgl. Vroom, 1964; Porter 
& Lawler, 1968); oder mit Edwin Lockes Wor-

ten: „The factors that affect goal acceptance 
[...] fit easily into two major categories, which 
are the main components of expectancy theo-
ry“ (Locke et al., 1981, S.144). Die Ordnung 
der gesammelten Befunde entsprechend dieser 
Unterscheidung fördert den Zusammenhang 
zutage, dass soziale Orientierungen in Ver-

• Öffentlichkeit der 
Verhandlung 

• Freiwilligkeit der 
Verhandlung 

• Normen im Unter-
nehmen, in Ver-
bänden und Ge-
sellschaft 

• Zielvorgaben und 
Erwartungen der 
Kollegen und 
Vorgesetzten 

• Wahrgenommene 
verbale Verhand-
lungsstärke der 
anderen Partei 

• Bewertungen und 
Folgen der Zieler-
reichung im Un-
ternehmen und am 
Markt 

• Persönliche Motive 
und Einstellungen 
der Verhandler (ei-
gene Partei) 

• Job Involvement der 
Verhandler (eigene 
Partei) 

• Organisationsbin-
dung der Verhandler 
(eigene Partei) 

• Persönliche Bewer-
tungen und Folgen 
der Zielerreichung 
(z.B. Zufriedenheit) 

• Wahrgenommene 
Marktmacht der  ei-
genen Partei im 
Verhältnis zur       
anderen Partei 

• Verhandlungsorien-
tierung der Parteien 

• Komplexität des 
Sachverhalts 

• Interessen und Ziele 
der anderen Partei 

• Verhandlungsklima 
und -dynamik 

• Konfliktgeschichte 
• Unterstützung der 

Verhandler im eige-
nen Unternehmen 

• Externe Koalitionen 
• Drittparteien-

Interventionen  

• Wahrgenommene 
verbale Verhand-
lungsstärke der ei-
genen Partei 

• Kohäsion innerhalb 
der eigenen Partei 

• Verhandlungsvor-
bereitung (eigene 
Partei) 

• Qualitätsprüfung in 
der eigenen Partei 
(Problemdiagnose, 
Lösungsprüfung, 
Strategiewahl) 

 
          Attraktivität der Zielerreichung 

 
 Erwartung der Zielerreichung 

 
     Zielbindung 

      Anstrengung, 
     Ausdauer und 
    Strategieeinsatz 

 strategische Erwägungen, 
 technische & ökonomi- 
 sche Verhandlungsziele, 
 moralische Erwägungen 

 Umsetzung der techni- 
 schen & ökonomischen 
 Verhandlungsziele, der 
 strategischen und mora- 
 lischen Erwägungen 
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handlungen bzw. bei Gruppenarbeit fast aus-
schließlich mit der Erwartung der Zielerrei-
chung korrespondieren, während antizipierte 
Bewertungen und Folgen der Zielbindung bzw. 
Zielerreichung mit der Attraktivität der Zieler-
reichung in Zusammenhang stehen. 
Übrigens wird im Modell angedeutet, dass 
personale und situative Faktoren interagieren 
können (vgl. Endler & Magnusson, 1976). 
Beispielsweise können persönliche Bewertun-
gen und Folgen der Zielerreichung je nach Art 
bzw. Höhe der Zielvorgaben und Erwartungen 
der Kollegen und Vorgesetzten in eine unter-
schiedliche Attraktivität der Zielerreichung 
münden. Entsprechende Interaktionen werden 
jedoch aus Gründen der Handhabbarkeit expe-
rimenteller Untersuchungspläne nur selten 
erforscht. 
 
Die erste Spalte im Modell behandelt Fakto-
ren, die in der Interaktion mehrerer Parteien 
(d.h. situativ) begründet sind und die Zielbin-
dung über die Attraktivität der Zielerreichung 
beeinflussen; die Faktoren werden in derselben 
Reihenfolge behandelt, wie im Modell aufge-
führt: 
• Verhandlungen, in denen Zwischenergeb-

nisse an die Öffentlichkeit gelangen, wer-
den beharrlicher und rigider geführt als 
Verhandlungen, die bis zum Abschluss hin-
ter verschlossenen Türen stattfinden (vgl. 
Salancik, 1977). Parteien, die während der 
Verhandlung ein Ziel aus ihrem Zielkatalog 
streichen, gelten in der Öffentlichkeit als 
nachgiebiger, möglicherweise auch als un-
glaubwürdiger in ihren bisherigen Forde-
rungen (z.B. die Arbeitgeberseite in den 
96er Verhandlungen um die Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall) als Parteien, die 
keines ihrer Verhandlungsziele preisgeben - 
auch wenn letztlich ein Abschluss erzielt 
wird, der den Interessen beider Parteien 
dient. Öffentlichkeit erhöht also die (1) Att-
raktivität der Zielerreichung sowie die (2) 
Zielbindung. 

• Selbstgesetzte oder partizipativ erarbeitete 
Ziele sind auch für Verhandler (1) attrakti-
ver als fremdgesetzte Ziele. Darum zeigen 
Verhandler, die sich ihre Ziele selbst setzen 
oder an der Zielvereinbarung mitwirken, ei-
ne (2) stärkere Zielbindung als Verhandler, 

denen die Verhandlungsziele explizit vor-
gegeben werden (vgl. auch Erez, Earley & 
Hulin, 1985). 

• Bestehen in einem Unternehmen, einem 
Verband oder in der Gesellschaft Verhal-
tensnormen (binäre Handlungs-Bewertungs-
Erwartungen), die beharrliche und rigide 
Verhandlungen verlangen, dann ist es für 
Parteien, die im Geltungsbereich dieser 
Normen verhandeln, (1) attraktiver und (2) 
wichtiger, ihre Verhandlungsziele zu errei-
chen, als für Parteien, die nicht im Gel-
tungsbereich dieser Normen verhandeln. 

• Verhandler, denen explizite Ziele und Er-
wartungen mitgeteilt werden, haben einen 
engeren Verhandlungsspielraum als Ver-
handler, denen vage Ziele und Erwartungen 
mitgeteilt werden (vgl. Salancik, 1977); 
ziehen die Verhandler es vor, den Zielen 
und Erwartungen ihrer Kollegen und Vor-
gesetzten nachzukommen, dann ist es für 
sie (1) attraktiv, den festgelegten Zielkorri-
dor nicht zu verlassen. Folglich wird die (2) 
Bindung der Verhandler an den festgelegten 
Ziel-korridor stark sein. 

• Wird die andere Partei als verhandlungs-
stark erlebt, ist die (1) Attraktivität der ei-
genen Zielerreichung und damit die (2) 
Zielbindung der Verhandler stärker („We-
ckung des Sportgeists“), als wenn die ande-
re Partei verbal als wenig versiert erlebt 
wird (vgl. auch Earley & Kanfer, 1985). 

• Wenn die Zielerreichung z.B. innerhalb der 
Organisation als positiv bewertet wird und 
mit positiven Folgen (z.B. Karriereschritten, 
finanziellen Anreizen, Zugewinn von 
Marktanteilen, Zugewinn von Marktmacht) 
verbunden ist (hohe Instrumentalität), dann 
wird (1) die Zielerreichung attraktiver und 
(2) die Zielbindung der Verhandler stärker 
sein als im Falle einer neutralen Bewertung 
und ausbleibender Folgen (geringe Instru-
mentalität) (vgl. Vroom, 1964; Ilgen, Fisher 
& Taylor, 1979). 

 
Die zweite Spalte im Modell behandelt Fakto-
ren, die in den Emotionen und Kognitionen der 
Verhandler (d.h. personal) begründet sind und 
die Zielbindung über die Attraktivität der Ziel-
erreichung beeinflussen: 
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• Verhandler mit stark ausgeprägtem Leis-
tungsmotiv (1) bevorzugen herausfordernde 
Aufgaben, unmittelbare Leistungsrückmel-
dung und Eigenverantwortung (vgl. Mc-
Clelland, 1961), so dass angenommen wer-
den kann, dass sie sich (2) stärker an her-
ausfordernde Ziele binden als Verhandler 
mit schwach ausgeprägtem Leistungsmotiv 
(‘need for achievement’). Für Verhandler 
mit einer positiven Einstellung zu ihren 
Verhandlungszielen („Identifikation“) ist 
die Erreichung der Verhandlungsziele (1) 
attraktiver und (2) wichtiger als für 
Verhandler mit einer neutralen Einstellung 
zu ihren Verhandlungszielen. 

• Verhandler, die stark in das Verhandlungs-
thema eingebunden sind (‘involvement’), 
sind wenig ablenkbar. Sofern die Verhand-
lungsziele mit den selbstgesetzten Zielen 
der Verhandler übereinstimmen, werden sie 
im Verhandlungsverlauf nicht an (1) Attrak-
tivität einbüßen. Die (2) Zielbindung stark 
involvierter Verhandler wird darum ausge-
prägter sein als die Zielbindung wenig in-
volvierter Verhandler. 

• Mit dem Begriff der (affektiven) Organisa-
tionsbindung wird charakterisiert, inwieweit 
Arbeitnehmer die Organisationsnormen und 
Organisationspolitik wertschätzen und be-
reit sind, sich dauerhaft für die Organisati-
onsziele einzusetzen (vgl. DeCotiis & 
Summers, 1987; Mowday, Steers & Porter, 
1979). Sofern die Ziele, die mit ihrer Orga-
nisation verbundene Verhandler verfolgen, 
für das Erreichen der Organisationsziele 
förderlich sind, ist es für die Verhandler (1) 
attraktiv, die Verhandlungsziele zu errei-
chen. Folglich wird die (2) Zielbindung der 
Verhandler stark sein. 

• Wenn die Zielerreichung von den Verhand-
lern selbst als positiv bewertet wird und mit 
angenehmen Folgen (z.B. Arbeitszufrieden-
heit) verbunden ist (hohe Instrumentalität), 
dann wird (1) die Zielerreichung attraktiver 
und (2) die Zielbindung der Verhandler 
stärker sein als im Falle einer neutralen 
Bewertung und ausbleibender Folgen (ge-
ringe Instrumentalität) (vgl. Vroom, 1964; 
Ilgen, Fisher & Taylor, 1979). 

 

Die dritte Spalte im Modell behandelt Fakto-
ren, die in der Interaktion mehrerer Parteien 
(d.h. situativ) begründet sind und die Zielbin-
dung über die Erwartung der Zielerreichung 
beeinflussen: 
• Verfügt das eigene Unternehmen über mehr 

Marktmacht als das potentielle Partner-
Unternehmen, so sind die Verhandler der 
eigenen Partei eher in der Lage, ihre Ziele 
gegenüber der anderen Partei durchzuset-
zen, als wenn das eigene Unternehmen über 
weniger Marktmacht verfügt als das poten-
tielle Partner-Unternehmen. Verhandler, die 
sich ihrer Marktmacht bewußt sind, weisen 
eine (1) höhere Erfolgserwartung und (2) 
Zielbindung auf als Verhandler mit wenig 
Marktmacht.               
Anderson, Lodish & Weitz (1987) führten 
eine Korrelationsstudie mit 71 Verkaufs-
agenturen für elektrotechnische Produkte 
durch. Sie haben zeigen können, dass in 
Verkaufsgesprächen vermehrt diejenigen 
Produkte angeboten werden, die von 
Herstellern stammen, die über Marktmacht 
ver-fügen (bei denen die Agenturen also 
wenig durchsetzungsfähig sind) bzw. die 
häufig die Agenturen besuchen und sich in 
die Zeitallokationsentscheidungen der 
Agenturen einmischen. El-Ansary & Stern 
(1972) und Frazier (1983) kamen zu 
vergleichbaren Befunden. 

• Mehrere Befunde bestätigen die Annahme, 
dass eine (nicht) kooperative Verhand-
lungsorientierung der einen Partei die Er-
folgserwartung und Zielbindung bei den 
Verhandlern der anderen Partei steigert 
(mindert). Pruitt (1981) und Thompson 
(1991) haben zeigen können, dass ein offe-
ner Informationsaustausch zwischen zwei 
Verhandlungsparteien die Erarbeitung trag-
fähiger Problemlösungen unterstützt. Der 
Informationsaustausch kann sich auf Inte-
ressen, Sachzwänge und Prioritäten der 
Verhandlungsparteien beziehen.                 
Anderson, Lodish & Weitz (1987) haben im 
Rahmen der bereits genannten Korrelati-
onsstudie ermittelt, dass in Verkaufsgesprä-
chen vermehrt diejenigen Produkte angebo-
ten werden, die von Herstellern stammen, 
mit denen die Agenturen einen häufigen 
und qualitativ hochwertigen Informations-
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austausch unterhalten.            
Zand (1972) und Boss (1978) haben Unter-
suchungen zur Richtung und Stärke des 
Einflusses experimentell induzierten Ver-
trauens auf das Problemlöseverhalten in 
Arbeitsgruppen durchgeführt. Zand und 
Boss konnten nachweisen, dass Arbeits-
gruppen, in denen die Mitarbeiter einander 
vertrauen, unter sonst gleichen Bedingun-
gen Problemstellungen effektiver lösen als 
Arbeitsgruppen, in denen die Mitarbeiter 
einander misstrauen:          
24 der 32 Führungskräfte (FK), die bei Zand unter 
der Bedingung Vertrauen gestartet waren, berichte-
ten, dass die Probleme und Ziele der Gruppe in den 
ersten 30 Minuten der Zusammenarbeit geklärt wer-
den konnten, während 22 der 32 FK, die unter der 
Bedingung Misstrauen gestartet waren, dies vernein-
ten (Chi²=10.8, p<.001). 21 der 32 FK, die bei Zand 
unter der Bedingung Vertrauen gestartet waren, be-
richteten, während der Diskussion viele brauchbare 
Lösungsversuche registriert zu haben, während 26 
der 32 FK, die unter der Bedingung Misstrauen ge-
startet waren, dies verneinten (Chi²=13.8, p<.001). 
30 der 32 FK, die bei Zand unter der Bedingung 
Vertrauen gestartet waren, gaben an, motiviert zu 
sein, die erarbeitete Lösung auch umzusetzen, wäh-
rend wiederum 22 der 32 FK, die unter der Bedin-
gung Misstrauen gestartet waren, dies verneinten 
(Chi²=26.6, p<.001). In der Untersuchung von Boss 
(1978) waren die Kontraste stärker als bei Zand.  
                                Kerr (1983), 
Latané, Williams & Harkins (1979), Willi-
ams & Karau (1991) u.a. haben experimen-
telle Untersuchungen zu Motivationsverlus-
ten in Arbeitsgruppen aufgrund guter bzw. 
schlechter Leistungen einzelner Gruppen-
mitglieder durchgeführt. Die Untersuchun-
gen verdeutlichen die Rationalität und Fol-
gen individualistischen Handelns. Kerr 
(1983) hat zeigen können, dass Mitglieder 
in Arbeitsgruppen ihre Anstrengungen re-
duzieren, wenn sie bemerken, dass sich leis-
tungsstarke Gruppenmitglieder auf ihre 
Kosten ausruhen (‘sucker effect’). Die Wir-
kung verkehrt sich ins Gegenteil (‘social 
compensation’), wenn dem Gruppenmit-
glied, das sich ausgenutzt fühlt, die Aufga-
be bzw. der Erfolg der Gruppe sehr wichtig 
ist (Williams & Karau, 1991). Latané, Wil-
liams & Harkins (1979) haben den ‘social-
loafing effect’ systematisch untersucht: 
Wenn der Beitrag eines Gruppenmitgliedes 
zur Gruppenleistung (z.B. aufgrund gestie-

gener Gruppengröße) nicht (mehr) identifi-
zierbar ist, dann ist es für das Gruppenmit-
glied rational, seinen eigenen Beitrag zu re-
duzieren, solange nicht gleichzeitig auch 
andere Gruppenmitglieder ihre jeweiligen 
Leistungen reduzieren.                     
Werthebach (1994) hat eine experimentelle 
Untersuchung durchgeführt, in der die kurz-
fristigen individuellen Folgen und Leis-
tungsergebnisse kooperativen, kompetiti-
ven, individualistischen und dominanten 
Handelns in Verhandlungen ermittelt wur-
den. Jeweils vier Verhandlungspartner er-
hielten die Aufgabe, innerhalb einer 2-
stündigen Arbeitssitzung eine Werbegrafik 
zu entwickeln. Vor der Arbeitssitzung er-
hielt jeder der vier Verhandlungspartner ei-
ne Rolleninstruktion. Die experimentelle 
Manipulation wurde in der Rolleninstrukti-
on eines der vier Verhandlungspartner, des 
designierten Kritikers, vorgenommen. Der 
Kritiker sollte (1) sich für die besten Ideen 
einsetzen und gute Ideen seiner Verhand-
lungspartner anerkennen oder (2) seine ei-
genen Ideen durchsetzen und gute Ideen 
seiner Verhandlungspartner übertreffen o-
der (3) seine eigenen Ideen durchsetzen und 
gute Ideen seiner Verhandlungspartner ig-
norieren oder (4) seine eigenen Ideen 
durchsetzen und gute Ideen seiner Verhand-
lungspartner abwerten (siehe Tabelle 3). In 
Tabelle 4 sind die Folgen der vier sozialen 
Orientierungen für die Zusammenarbeit der 
Parteien aufgeführt. Unterschieden werden 
drei Prozessvariablen (Investitionen = An-
strengung und Ausdauer der Parteien bei 
der Zusammenarbeit; von den Parteien er-
lebte Konfliktstärke bei der Zusammenar-
beit; Erfolgserwartung der Parteien bei der 
Zusammenarbeit) und vier Lei-
stungsvariablen (Originalität, affektive Tö-
nung, Glaubwürdigkeit und Ärgernis der in 
der Zusammenarbeit entstandenen Werbe-
grafiken). Prozessvariablen wurden nach 
der 2-stündigen Zusammenarbeit durch in-
dividuelle Befragung der Teilnehmer ermit-
telt. Den Erfolg der Zusammenarbeit haben 
vier Expertengruppen unter Verwendung 
der Werbewirkungskriterien von Kotler 
(1987) und des Fragebogens von Aaker & 
Stayman (1990) festgehalten. Dabei zeigt 
sich, dass „faire“ Konkurrenz (ohne Anteile 
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von Individualismus oder Domination) zu-
mindest kurzfristig leistungsförderlich ist, 
weil sie der Zusammenarbeit Impulse gibt 
(Stichwort ‘Ideenwettbewerb’). Unter den 
Bedingungen ‘Individualismus’ und ‘Do-
mination’ war die Zusammenarbeit dagegen 

so stark beeinträchtigt, dass die Verhand-
lungspartner nur mit Mühe ein Arbeitser-
gebnis erzielen konnten; die Teilnehmer 
waren jedoch durchweg unzufrieden mit der 
Qualität ihrer Arbeitsergebnisse.  

 
 Kooperation Konkurrenz Individualismus Domination 
Investitionen der 
• stärkeren Partei 
• schwächeren Partei 

 
hoch  
hoch 

 
hoch  
hoch 

 
gering  
mittel 

 
hoch  

gering 
Konfliktstärke für die 
• stärkere Partei 
• schwächere Partei 

 
gering  
gering 

 
mittel  
mittel 

 
gering  
mittel 

 
mittel  
hoch 

Erfolgserwartung der 
• stärkeren Partei 
• schwächeren Partei 

 
hoch  
hoch 

 
mittel  
mittel 

 
hoch  
mittel 

 
hoch  

gering 
Kurzfristiger Erfolg  
bei „erzwungener“  
Zusammenarbeit 

 
hoch 

 
hoch 

 
mittel - gering  

 
mittel - gering 

 
Tabelle 4: Folgen ausgewählter sozialer Orientierungen 

 
• Bei komplexen Sachverhalten können 

Verhandler weniger gut vorhersehen, ob sie 
ihre kooperativen Zielvorstellungen umset-
zen können oder ob sie im Verhandlungs-
verlauf an ihren Zielen Abstriche vorneh-
men müssen, als bei einfach strukturierten 
Sachverhalten. Darum ist die (1) Erwartung 
der Zielerreichung und die (2) Zielbindung 
bei einfach strukturierten Sachverhalten hö-
her als bei komplexen Sachverhalten. 
Johnson et al. (1981) haben in ihrer Meta-
Analyse der sozialpsychologischen Experi-
mente zum Thema Kooperation und Kon-
kurrenz nachweisen können, dass die Über-
legenheit der Kooperation gegenüber inter-
personalem Wettbewerb sowie Einzelarbeit 
bei komplexen Sachverhalten größer ist als 
bei einfach strukturierten Sachverhalten. 

• Nehmen die Verhandler bei der anderen 
Partei ein starkes Interesse an einer Koope-
ration und Ziele wahr, die sich nur mit Hilfe 
einer Kooperation erreichen lassen, dann ist 
die (1) Erwartung der Erreichung koopera-
tiver Ziele und die (2) Bindung der 
Verhandler an kooperative Ziele stärker 
ausgeprägt als im Falle nicht-kooperativer 
Interessen und Ziele der anderen Partei. 

• Ein negatives Verhandlungsklima bzw. eine 
negative Verhandlungsdynamik (Eskalati-

on) erschwert die Erarbeitung und Verab-
schiedung von Verhandlungslösungen, die 
den Bedürfnissen beider Parteien gerecht 
werden. Daraus folgt, dass vergleichbar 
marktmächtige Verhandlungsparteien bei 
einem negativen Verhandlungsklima bzw. 
negativer Verhandlungsdynamik (1) nicht 
erwarten können, ihre Kooperationsziele zu 
erreichen, und darum (2) Abschriche in ih-
rem Zielkatalog machen müssen.             
Benton, Kelley & Liebling (1972), Hamner 
(1974) und Harnett & Vincelette (1978) ha-
ben untersucht, welcher Zusammenhang 
zwischen der Höhe der Forderungen, mit 
denen eine Verhandlungspartei in die Ver-
handlung einsteigt, und dem von ihr erziel-
ten Verhandlungsergebnis besteht. Die Er-
gebnisse legen einen umgekehrt U-förmi-
gen Zusammenhang nahe. Hohe Einstiegs-
forderungen in Verbindung mit langsamem 
Nachgeben führen ebenso wie niedrige Ein-
stiegsforderungen mit schnellem Nachge-
ben zu schlechteren Verhandlungsergebnis-
sen als moderate Einstiegsforderungen. 
Verhandlungspartner, die mit moderaten 
Forderungen in die Verhandlung einsteigen, 
werden als realistischer, kooperativer und 
vertrauenswürdiger wahrgenommen als 
Verhandlungspartner, die mit einer hohen 
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Forderung in die Verhandlung einsteigen. 
Moderate Forderungen erleichtern ein Ent-
gegenkommen der anderen Partei, während 
hohe Einstiegsforderungen einen „Positi-
onskampf“ wahrscheinlich machen. 
Verhandlungspartner, die mit einer 
niedrigen Forderung einsteigen, werden als 
unerfahren, wenngleich vertrauenswürdig 
empfunden, und laufen Gefahr, ausgenutzt 
zu werden. Schurr & Ozanne (1985) 
konnten in ihrer Untersuchung zeigen, dass 
die experimentell manipulierte Erwartung 
von Verkaufsagenten, dass ihr 
Verhandlungspartner beharrlich, aber 
vertrauenswürdig verhandeln wird, zu 
vermehrten Zugeständnissen, vermehrter 
Zustimmung und positiven Einstellungen 
gegenüber der anderen Verhandlungsseite 
führt. Ungünstige Auswirkungen hat 
dagegen die Erwartung beharrlichen, aber 
nicht vertrauenswürdigen Verhandelns 
(siehe Tabelle 5). Beharrliches Verhandeln 
zeichnet sich dadurch aus, dass  Verhandler 
mit einer hohen (Preis-)Forderung in die 
Verhandlung einsteigen, wenig Zugeständ-
nisse machen und eine eher unnachgiebige 
Haltung einnehmen (vgl. Siegel & Foura-
ker, 1960). Während beharrlich und un-
nachgiebig geführte Verhandlungen häufig 
in Konflikte oder Pattsituationen münden 
(vgl. Benton, Kelley & Liebling, 1972; 
Hamner, 1974), führen „integrative“ Ver-
handlungsstrategien, die ein- oder beidersei-
tige Zugeständnisse erlauben, zu mehr Zu-
stimmung und zu langlebigen Käufer-
Verkäufer-Beziehungen (vgl. Bacharach & 
Lawler, 1981; Lawler & MacMurray, 1980).             
Anderson & Weitz (1992) haben in ihrer 
Korrelationsstudie mit 378 Hersteller-Händ-
ler-Paaren nachgewiesen, dass (1) Verspre-
chen in Form idiosynkratischer Investitio-
nen und das Einräumen von Exklusivrech-
ten von der anderen Partei als Selbstver-
pflichtung interpretiert werden und (2) die 
Selbstverpflichtung beider Parteien von der 
wahrgenommenen Selbstverpflichtung der 
jeweils anderen Partei abhängt. Mit idio-
synkratischen Investitionen (z.B. spezifi-
schen Produktschulungen, gemeinsamen 
Systemen zur Auftragsabwicklung, Ge-
meinschaftswerbung) binden Hersteller 
bzw. Händler Ressourcen, die anderweitig 
nicht mehr eingesetzt werden können. En-

det die Partnerschaft, gehen die Investitio-
nen verloren. Je nach Ereignisfolge kann 
eine „Spiralwirkung“ zunehmender oder 
abnehmender Selbstverpflichtung resultie-
ren. 

 
 Beharrlich 

verhandeln 
Nachgiebig 
verhandeln 

 Ver-
trauen 

Miß-
trauen 

Ver-
trauen 

Miß-
trauen 

Summe an Zuge-
ständnissen (in $) 
 
Zustimmung bei x 
von 3 Produkten 
 
Ablehnung des 
Anbieters S (in %  
Verhandlungszeit) 
als zu hart 
 
Einstellung gegen-
über Anbieter S 
 
Loyalität gegen-
über Anbieter S 
 

 
1641 $ 
 
 
2.0  
 
 
4% 
 
 
 
3.8 
 
 
2.5 

 
1265 $ 
 
 
0.9  
 
 
48% 
 
 
 
5.3 
 
 
3.2 

 
1585 $ 
 
 
1.5 
 
 
35% 
 
 
 
4.2 
 
 
2.6 
 

 
1650 $ 
 
 
1.6 
 
 
41% 
 
 
 
5.1 
 
 
3.2 
 

 
Tabelle 5: Verhandlungsergebnisse aus 

Schurr & Ozanne (1985, S.949) 
 
• Anderson & Weitz (1992) haben nachwei-

sen können, dass das Ausmaß früherer Kon-
flikte mit der Wahrnehmung der aktuellen 
Selbstverpflichtung des Verhandlungspart-
ners in Zusammenhang steht; je stärker frü-
here Konflikte waren, desto skeptischer 
wird die Selbstverpflichtung der anderen 
Partei zum Untersuchungszeitpunkt wahr-
genommen. Jedoch können schlechte Erfah-
rungen aus der Vergangenheit durch aktuel-
le idiosynkratische Investitionen kompen-
siert werden; idiosynkatische Investitionen 
haben (auf die Gesamtstichprobe bezogen) 
ein stärkeres Gewicht als frühere Erfahrun-
gen in der Zusammenarbeit. 

• Taktische und „moralische“ Unterstützung 
der Verhandler durch Kollegen und Vorge-
setzte ist hilfreich, wenn Verhandlungshin-
dernisse zu überwinden und neue Verhand-
lungsangebote zu erarbeiten sind. Darum 
erhöht taktische und „moralische“ Unter-
stützung die (1) Erfolgserwartung und er-
hält die (2) Zielbindung der Verhandler. Ei-
senberger, Fasolo & Davis-LaMastro (1990) 
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haben in zwei Studien zeigen können, dass 
Arbeitnehmer (Branchenmix), die in ihrem 
Unternehmen im allgemeinen unterstützt 
und deren Leistungen im allgemeinen aner-
kannt werden (‘perceived organizational 
support’), bessere Arbeitsleistungen erbrin-
gen (Studie 1) bzw. bessere Problemlösun-
gen hervorbringen (Studie 2) als Arbeit-
nehmer, die im allgemeinen wenig Unter-
stützung und Anerkennung erfahren. 

• Externe Koalitionen (z.B. über Verbände, 
Interessengruppen) erhöhen - unter sonst 
gleichen Bedingungen - die Verhandlungs-
stärke, die (1) Erfolgserwartung und die (2) 
Zielbindung der Verhandler. 

• Untersuchungen zu Drittparteien-Interven-
tionen zeigen, dass die (a) gemeinsame 
Aufstellung und Einhaltung von Tagesord-
nungen (Agendas) sowie das (b) gemeinsa-
me Strukturieren von Streitpunkten und 
Festlegen von Prioritäten unter den Streit-
punkten günstige Auswirkungen auf die (1) 
Erwartung der Zielerreichung und die (2) 
Zielbindung der Verhandlungsparteien hat - 
und zwar bei geringer wie auch bei hoher 
Konfliktintensität (vgl. Lim & Carnevale, 
1990; Pruitt et al., 1990; Prein, 1984). Ein 
zweiter, häufig replizierter Befund behan-
delt die Rolle der Drittpartei: Demnach sind 
direkte Interventionen unter Machteinsatz 
wirkungsvoll bei hoher Konfliktintensität 
und feindseliger Diskussionshaltung, jedoch 
kon-traproduktiv bei geringer Konfliktin-
tensität und freundlicher Diskussionshal-
tung (vgl. Donohue, 1989; Hiltrop, 1985, 
1989; Lim & Carnevale, 1990). Differen-
ziertere Empfehlungen zur Wahl von Stra-
tegie- und Rollenmodellen (Moderation, 
Prozessbegleitung, soziotherapeutische 
Prozessbegleitung, Vermittlung, Konziliati-
on, Schiedsverfahren, Machteingriff) bei 
unterschiedlichen Eskalationsgraden bietet 
Glasl (1990). 

 
Die vierte Spalte im Modell behandelt Fakto-
ren, die in den Emotionen und Kognitionen der 
Verhandler (d.h. personal) begründet sind und 
die Zielbindung über die Erwartung der Ziel-
erreichung beeinflussen: 
• Nehmen sich die Verhandler selbst als ver-

bal verhandlungsstark wahr, steigt ihre Er-

folgserwartung und damit ihre Zielbindung. 
Allgemein gilt, dass Verhandler mit ausge-
prägtem Vertrauen in ihre Fähigkeiten eher 
erwarten, schwierige Aufgaben lösen zu 
können, und folglich eine stärkere Zielbin-
dung aufweisen (vgl. Locke, Frederick, Lee 
& Bobko, 1984).  

• Ist der Zusammenhalt in der Verhandlungs-
partei hoch, können Pattsituationen, Rück-
schläge oder Eskalationen in der Verhand-
lung konstruktiv bearbeitet werden. Die Ar-
beit von Deutsch (1949ab) zeigt, dass ko-
operativ orientierte Arbeitsgruppen ihre 
Handlungsschritte stärker aufeinander ab-
stimmen, zügiger arbeiten und bessere Pro-
blemlösungen generieren als kompetitiv ori-
entierte Arbeitsgruppen.             
Mullen & Copper (1994) haben die Rich-
tung und Stärke des Einflusses der Grup-
penkohäsion auf die Leistung von Klein-
gruppen im Rahmen einer Meta-Analyse 
über 49 Studien untersucht:    
(1) Experimentelle Studien als auch Korrelationsstu-
dien weisen einen leichten (r=.223 bzw. r=.252), a-
ber signifikanten (p<.0001) Einfluss der Gruppenko-
häsion auf die untersuchte Gruppenleistung nach. (2) 
Unter den Korrelationsstudien variiert die Stärke des 
Zusammenhangs mit der Herkunft der untersuchten 
Gruppen (r=.537 für Sportmannschaften; r=.229 für 
Militärcrews; r=.198 für andere reale Gruppen; 
r=.156 für ad hoc-Gruppen). Die Unterschiede kön-
nen nicht mit einer unterschiedlich intensiven Inter-
aktion der Gruppenmitglieder erklärt werden. (3) In 
den Korrelationsstudien steht allein das Kohäsions-
merkmal Aufgabenverpflichtung mit Leistung in Zu-
sammenhang (r=.249; p<.0001), während in den ex-
perimentellen Studien primär das Kohäsionsmerk-
mal Aufgabenverpflichtung mit Leistung in Zusam-
menhang steht (r=.428; p= .011). (4) Zeitversetzte 
Effekte in den Zusammenhängen zwischen Kohäsion 
und Leistung legen die Interpretation nahe, dass der 
Einfluß der Leistung auf die Kohäsion wesentlich 
stärker ist als der - immerhin signifikante - Einfluß 
der Kohäsion auf die Leistung.  

• Haben sich die Verhandler ein klares Bild 
von ihrer Ausgangssituation (Marktent-
wick-lungen; Stärken und Schwächen ihres 
Unternehmens; Interessen; Ziele) ver-
schafft, dann ist zu erwarten, dass sie realis-
tische (realisierbare) Ziele formulieren. Ge-
hen die Verhandler mit (a) einer umfangrei-
chen Sammlung von Argumenten und Fak-
ten, die erwartete Einwände der anderen 
Verhandlungsseite entkräften, und (b) einer 
Sammlung kritischer Situationen, in denen 
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sich das potentielle Partner-Unternehmen 
bewähren sollte, in die Verhandlung, dann 
sind sie in der Lage, ihre Interessen beharr-
lich und überzeugend zu vertreten. Als Fol-
ge sollte die (1) Erfolgserwartung und (2) 
Zielbindung der Verhandler jeweils stark 
ausgeprägt sein. 

• Werden Verhandlungsvorbereitung (Pro-
blemdiagnose, Ziele, Problemlösungen) und 
Strategiewahl einer Prüfung durch Experten 
und Betroffene unterzogen, die nicht dem 
Verhandlungsteam angehören, dann verrin-
gert sich das Risiko einseitiger Sichtweisen 
(vgl. auch Janis, 1982). Werden individuel-
le und Gruppenleistungen im Entwick-
lungsprojekt sichtbar gemacht, dann können 
sich die Projektbeteiligten über den Arbeits- 
und Erfolgsstand in ihrem Projekt informie-
ren, Leistungsprioritäten (neu) festlegen 
und Strategien und Maßnahmen zur Leis-
tungssteigerung entwickeln, erproben und 
evaluieren (vgl. Pritchard, Kleinbeck & 
Schmidt, 1993). In beiden Fällen sollte in 
der Folge die (1) Erfolgszuversicht und (2) 
Zielbindung der Verhandler stark ausge-
prägt sein. 

 
Aus den Untersuchungen der Bedingungen und 
Folgen einer schwachen vs. starken Zielbin-
dung können weitere Empfehlungen zur Ges-
taltung eines Entwicklungsprogramms für UP 
abgeleitet werden: 
• Auswahl der Projektverantwortlichen: (1) 

Projektverantwortliche sollten diejenigen 
Unternehmensbereiche repräsentieren, die 
von der geplanten UP betroffen sind (Stich-
worte: Partizipation, persönliche Motive, 
Involvement). (2) An den Beratungen und 
Verhandlungen zur konkreten Ausgestal-
tung der UP sollten sowohl Mitarbeiter mit 
Erfahrungen in konzeptueller Arbeit als 
auch Mitarbeiter mit praktischem Erfah-
rungshintergrund mitwirken (Stichworte: 
Involvement, Verhandlungsvorbereitung, 
Qualitätsprüfung). (3) Auf Freiwilligkeit 
der Projektmitarbeit ist zu achten. 

• Vorbereitung der UP: (1) Vorausschauende 
Verhandlungsvorbereitung (Argumente und 
Fakten sammeln, die erwartete Einwände 
der anderen Verhandlungsseite entkräften; 
kritische Situationen sammeln, in denen 

sich das potentielle Partner-Unternehmen 
bewähren sollte) ermöglicht beharrliches 
und Feedback-gestütztes Verhandeln. (2) 
Individuelle und Gruppenleistungen im Pro-
jekt sollten sichtbar gemacht werden, damit 
sich die Projektbeteiligten selbst über den 
Arbeits- und Erfolgsstand in ihrem Projekt 
informieren und ihre Arbeitsweise verbes-
sern können (Stichwort: Qualitätsprüfung); 
Transparenz dürfte darüber hinaus die Iden-
tifikation der Verantwortlichen mit den Pro-
jektzielen und Projektergebnissen erhöhen 
(Stichwort: Persönliche Motive). (3) Wird 
eine Qualitätsprüfung der vom Projektteam 
erarbeiteten Problemdiagnosen, Problemlö-
sungen, Verhandlungsstrategien und -
angebote durch Team-externe Experten und 
Betroffene strukturell verankert, reduzieren 
die Projektverantwortlichen das Risiko ein-
seitiger Sichtweisen (Stichwort: Qualitäts-
prüfung). 

• Gestaltung des Entwicklungsprogramms: 
(1) Ein balancierter Informationsaustausch 
zu Interessen, Sachzwängen und Prioritäten 
der Verhandlungsparteien erhält bzw. för-
dert das Machtgleichgewicht der Verhand-
lungsparteien; und eine gelungene Machtba-
lance stärkt die Erfolgserwartung und Ver-
handlungszielbindung der Parteien (Stich-
worte: Verhandlungsorientierung, Verhand-
lungsdynamik, Verhandlungsstärke). (2) 
Balancierte idiosynkratische Investitionen 
im Verhandlungsprozess ermöglichen eine 
schrittweise Zunahme der Selbstverpflich-
tung der Verhandlungsparteien (Stichwort: 
Verhandlungsdynamik). (3) Wird die Pro-
jektarbeit mit Akzenten des Ideenwettbe-
werbs ausgestattet („Die beste Lösung soll 
sich durchsetzen“), gewinnt das Projekt-
team an Zusammenhalt und die Projektar-
beit an Qualität (Stichwort: Kohäsion).  (4) 
Taktische und „moralische“ Unterstützung 
durch Kollegen und Vorgesetzte ist hilf-
reich bei der Überwindung von Verhand-
lungshindernissen und der Vorbereitung 
neuer Verhandlungsangebote. (5) Die Ein-
bindung unabhängiger Prozessberater, die 
als Schrittmacher und in Konfliktfällen als 
Vermittler agieren, stärkt das Vertrauen der 
Parteien in die Realisierbarkeit des Ent-
wicklungsvorhabens sowie die Fairness der 
Verhandlungslösungen und fördert die Ei-
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nigungsbereitschaft der Verhandlungspar-
teien. 

• Gestaltung der Rahmenbedingungen: (1) 
Ein Zielrahmen für UP-Verhandlungen, der 
von den Verhandlern - nach strategischen 
und moralischen Erwägungen - selbst spezi-
fiziert wird, dürfte die Verhandler stärker 
motivieren als detailliert vorgegebene Ver-
handlungsziele oder vage Erfolgserwartun-
gen. (2) Eine Unterstützung der Verhandler 
durch externe Koalitionen erhöht die Ver-
handlungsstärke, Erfolgserwartung und 
Zielbindung der Verhandler. (3) Verhand-

lungserfolge, die im Unternehmen positiv 
bewertet werden und für die Verhandler mit 
angenehmen Folgen verbunden sind, ma-
chen die Zielerreichung für die Verhandler 
attraktiv. (4) UP-Verhandlungen mit star-
kem Konfliktgehalt (z.B. Neuverhandlun-
gen nach einem Scheitern der UP) sollten 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit durch-
geführt werden, um einem Beharren auf Po-
sitionen entgegenzuwirken und eine flexible 
Erarbeitung neuer Problemlösungen zu för-
dern. 

 
 
Rechtliche Grundlagen für Unternehmenspartnerschaften 
 
Die Bildung einer Unternehmenspartnerschaft 
(UP) hat wettbewerbsrechtliche Konsequen-
zen, wenn durch die UP (a) Wettbewerbsbe-
schränkungen (WB) oder (b) marktbeherr-
schende Stellungen entstehen. UP, die keine 
WB zur Folge haben, sind grundsätzlich zuläs-
sig. WB können dadurch entstehen, dass (a1) 
rechtlich selbständige Unternehmen Kartell-
verträge abschließen oder (a2) Kartellbe-
schlüsse gefasst werden, die „geeignet sind, 
die Erzeugung oder die Marktverhältnisse für 
den Verkehr mit Waren oder gewerblichen 
Leistungen durch Beschränkung des Wettbe-
werbs zu beeinflussen“ (§1 Abs.1 GWB - Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen). Kar-
telle sind also grundsätzlich verboten, es sei 
denn, sie werden durch Einzelvorschriften des 
GWB von diesem Verbot ausgenommen. Ein-
zelausnahmen (§§ 2-8 GWB) nehmen be-
stimmte Kartellarten (Konditionen-, Rabatt-, 
Strukturkrisen-, Rationalisierungs-, Speziali-
sierungs-, Ausfuhr- und Einfuhrkartelle sowie 
Kooperationserleichterungen für kleine und 
mittlere Unternehmen und Verträ-
ge/Beschlüsse für den gemeinsamen Einkauf 
ohne Bezugszwang) von dem generellen Ver-
bot aus, da sie nicht die Beschränkung des 
Wettbewerbs verfolgen; sie müssen der Kar-
tellbehörde angezeigt bzw. von dieser geneh-
migt werden. Bereichsausnahmen (§§ 99-103 
GWB) betreffen Unternehmen der öffentlichen 
Hand (z.B. Bundesbank) bzw. ausgewählte 
Wirtschaftszweige (z.B. Landwirtschaft, Kre-
ditinstitute, Versicherungsunternehmen, Ver-

sorgungsunternehmen). Neben Kartellverträ-
gen kann ein aufeinander abgestimmtes Ver-
halten von Unternehmern Wettbewerb reduzie-
ren. Solche (a2) Frühstückskartelle sind ebenso 
wie Kartellverträge nicht zulässig. 
 
Neben Kartellverträgen und Kartellvereinba-
rungen kann der Wettbewerb auch durch die 
(b) marktbeherrschende Stellung eines oder 
mehrerer zusammengeschlossener Unterneh-
men eingeschränkt werden. Marktbeherr-
schend sind Unternehmen, von denen Anbieter 
bzw. Nachfrager in einem Maße abhängig 
sind, dass ausreichende und zumutbare Mög-
lichkeiten, auf andere Nachfrager bzw. Anbie-
ter auszuweichen, nicht bestehen. Marktbe-
herrschende Unternehmen sind zwar nicht 
grundsätzlich verboten, unterliegen jedoch der 
Missbrauchsaufsicht der Kartellbehörden. §22 
Abs.3 GWB nennt Vermutungen, unter wel-
chen größenmäßigen Voraussetzungen ein 
Unternehmen als marktbeherrschend angese-
hen werden kann. Soweit marktbeherrschende 
Unternehmen ihre Marktposition missbräuch-
lich ausnutzen, kann die Kartellbehörde dieses 
Verhalten untersagen (§22 Abs.4 und 5 GWB). 
Der Begriff des Missbrauchs ist jedoch ausle-
gungsbedürftig. Drei Beispieltatbestände nennt 
§22 Abs.4 Nr.2 GWB: 
• Sachlich nicht gerechtfertigte Beeinträchti-

gungen der Wettbewerbsmöglichkeiten an-
derer Unternehmen (Behinderungsmiss-
brauch); 
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• Ausbeutung von Anbietern bzw. Nachfra-
gern in bezug auf Preise oder Geschäftsbe-
dingungen (Ausbeutungsmissbrauch); 

• Sachlich nicht gerechtfertigte Beeinträchti-
gung einzelner Anbieter bzw. Nachfrager 
(Durchsetzung gespaltener Preise). 

Ob eine Behinderung sachlich gerechtfertigt 
ist, ist durch Abwägung der Interessen der Be-
teiligten unter Berücksichtigung der auf die 
Freiheit des Wettbewerbs gerichteten Zielset-
zung des Kartellgesetzes zu bestimmen. Da 
Marktbeherrschung und Missbrauch nur 
schwer nachzuweisen sind, erlässt das Bun-
deskartellamt nur selten Missbrauchsverfü-
gungen. Auch wird §22 Abs. 4 GWB nicht als 
Schutzgesetz betrachtet, so dass Private nicht 
gegen missbräuchliches Verhalten von markt-
beherrschenden Unternehmen klagen können. 
Da eine funktionsfähige Marktwirtschaft eine 
große Zahl selbständiger Unternehmer braucht, 
die bereit sind, neue Produkte und Dienstleis-
tungen zu entwickeln und anzubieten, er-
scheint es sinnvoll, nicht nur Verbots- und 
Missbrauchsregelungen zur Sicherung von 
Wettbewerb zu schaffen, sondern daneben „die 
leistungssteigernde Kooperation kleiner und 
mittlerer Unternehmen [zu] fördern und da-
durch ihre Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
großen Konkurrenten [zu] stärken“ (Bundes-
ministerium für Wirtschaft, 1976, S.III). 
 
Das GWB gestattet kooperative, kompetitive 
und individualistische Marktstrategien. Koope-
rative Marktstrategien dürfen von Rechts we-
gen jedoch nicht zu einer Einschränkung des 
Wettbewerbs führen. Solange UP eine Ratio-
nalisierung wirtschaftlicher Vorgänge zum 
Gegenstand haben und den Leistungswettbe-
werb nicht wesentlich beeinträchtigen, werden 
sie - insbesondere bei kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen - von der Kartellbehörde 
akzeptiert. Preisabsprachen ohne gleichzeitige 
Rationalisierung sind dagegen unzulässig (§56 
GWB). Führt eine Unternehmenskooperation 
zu einer Monopolisierung der Märkte und zu 
einer Ausbeutung der Lieferanten bzw. Nach-
frager, kann die Kooperation durch die Kar-
tellbehörde beschränkt oder aufgehoben wer-
den. 
 

Der Behinderung oder Schädigung (Domina-
tion) von Marktpartnern sind deutliche rechtli-
che Grenzen gesetzt: 
• Erstens dürfen Unternehmen und Vereini-

gungen von Unternehmen nicht ein anderes 
Unternehmen oder Vereinigungen von Un-
ternehmen zu Liefer- oder Bezugssperren 
auffordern (§26 Abs.1 GWB). 

• Zweitens dürfen marktbeherrschende Un-
ternehmen, Vereinigungen von Unterneh-
men und Unternehmen, die Preise bilden, 
„ein anderes Unternehmen in einem Ge-
schäftsverkehr, der gleichartigen Unter-
nehmen üblicherweise zugänglich ist, weder 
unmittelbar noch mittelbar unbillig behin-
dern oder gegenüber gleichartigen Unter-
nehmen ohne sachlich gerechtfertigten 
Grund unmittelbar oder mittelbar unter-
schiedlich behandeln“ (§26 Abs.2 Nr.1). 

• Drittens dürfen marktbeherrschende Unter-
nehmen und Vereinigungen von Unterneh-
men „ihre Marktstellung nicht dazu ausnut-
zen, andere Unternehmen im Geschäftsver-
kehr zu veranlassen, ihnen ohne sachlich 
gerechtfertigten Grund Vorzugsbedingun-
gen zu gewähren“ (§26 Abs.3 Nr.1). 

• Viertens dürfen Unternehmen mit gegen-
über kleinen und mittleren Wettbewerbern 
überlegener Marktmacht „ihre Marktmacht 
nicht dazu ausnutzen, solche Wettbewerber 
unmittelbar oder mittelbar unbillig zu be-
hindern“ (§26, Abs.4 GWB). 

 
Das Diskriminierungsverbot wird als Schutz-
gesetz betrachtet, d.h. jeder Betroffene kann 
gegen ein diskriminierendes Unternehmen auf 
Schadenersatz oder Unterlassung klagen (§35 
GWB). Damit ist §26 GWB die wichtigste 
kartellrechtliche Vorschrift. Das Diskriminie-
rungsverbot begrenzt die Vertragsfreiheit 
marktmächtiger Unternehmen, um den Leis-
tungswettbewerb auf allen Marktstufen zu för-
dern sowie schwächere Marktpartner vor 
marktmächtigen Unternehmen zu schützen. 
 
Vertikale Ausschließlichkeitsbindungen, die 
sich auf das Vertriebssystem, den Warenbezug 
oder die Warenverwendung des Nachfragers 
beziehen können, unterliegen wiederum einer 
Missbrauchsaufsicht (§18 GWB). Die Kartell-
behörde kann die vertragliche Bindung verbie-
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ten, „wenn durch solche Bindungen eine für 
den Wettbewerb auf dem Markt erhebliche 
Zahl von Unternehmen gleichartig gebunden 
und in ihrer Wettbewerbsfreiheit unbillig ein-
geschränkt ist (Individualschutz) oder für an-
dere Unternehmen der Zugang zu einem Markt 
unbillig beschränkt oder durch das Ausmaß 
solcher Beschränkungen der Wettbewerb auf 
dem Markt wesentlich beeinträchtigt wird“ 
(Hefermehl, 1995, S.32). Lizenzverträge „sind 

unwirksam, soweit sie dem Erwerber oder Li-
zenznehmer Beschränkungen im Geschäfts-
verkehr auferlegen, die über den Inhalt des 
Schutzrechts hinausgehen“ (§20 Abs.1 GWB). 
Unwirksam sind also beispielsweise Verträge, 
die Lizenzzahlungen nach Ablauf des Schutz-
rechts vorsehen. Die Bedeutung beider Vor-
schriften steht hinter der des Diskriminie-
rungsverbots zurück. 

 
Wer etabliert Unternehmenspartnerschaften? 
 
Das hier vorgestellte Entwicklungsprogramm 
ist partizipativ ausgestaltet. Wird die Partner-
schaft zweier Unternehmen angestrebt, setzt 
sich das Entwicklungsteam zweckmäßigerwei-
se aus Leitungsmitgliedern beider Unterneh-
men, Mitarbeitervertretungen beider Unter-
nehmen, den betroffenen Bereichsleitungen 
und einigen Mitarbeitern aus den betroffenen 
Bereichen zusammen. Die Mitarbeiter sollten 
das Vertrauen ihrer Kollegen genießen und die 
Interessen und Sichtweisen ihrer Kollegen ver-
treten. Wenn möglich, dann sollten sowohl 
Mitarbeiter mit Erfahrung in konzeptueller 
Arbeit als auch Mitarbeiter mit praktischem 
Erfahrungshintergrund im Entwicklungsteam 
vertreten sein. Wenn sich die Bereichsleitun-
gen und Delegierten zwischen den Entwick-
lungssitzungen mit den Mitarbeitern ihrer je-
weiligen Unternehmensbereiche beraten und 
Vorschläge zur praktischen Umsetzung der 
Partnerschaft diskutieren, dann ist es wahr-
scheinlich, dass die Partnerschaft von einer 
breiten Basis mitgetragen wird. 

Es ist günstig, wenn das Entwicklungsteam 
von einem unabhängigen Prozessberater be-
gleitet wird. Der Prozessberater übernimmt 
Verantwortung für den korrekten Ablauf der 
Entwicklungsschritte, d.h. er strukturiert den 
Prozess der Ausarbeitung und Qualitätssiche-
rung, dokumentiert die Ausarbeitungen und 
informiert die nicht unmittelbar Beteiligten. Im 
Konfliktfall fördert er das Verhandlungs-
gleichgewicht und macht Positionen und Ab-
sichten der Konfliktparteien einem Dialog zu-
gänglich. Nach der Konzeption der Partner-
schaft begleitet er das Entwicklungsteam bei 
der Umsetzung in den betrieblichen Alltag. 
Ziel des Prozessberaters ist es nicht, für seinen 
Klienten ein Problem zu lösen, sondern diesem 
zu helfen, die Unternehmenspartnerschaft aus 
eigener Kraft bewältigen zu können. Der 
Klient mit seinen Problemlöseressourcen steht 
im Mittelpunkt der Beratungsbeziehung, nicht 
ein spezielles Problem. Der Prozessberater 
unterstützt die Eigenverantwortlichkeit und 
Selbstorganisation beim Klienten. 

 
Wie gehen Sie vor, wenn Sie Unternehmenspartnerschaften etablieren? 
 
Kern des Entwicklungsprogramms, das im 
folgenden vorgestellt wird, ist eine Methode 
zur Entwicklung von Unternehmenspartner-
schaften (M◆ UP). Sie wurde für Unternehmen 
konzipiert, die das Ziel verfolgen, eine Unter-
nehmenspartnerschaft (UP) systematisch zu 
entwickeln und in ihrer Unternehmenskultur 
(Neuberger & Kompa, 1987) zu verankern. 
Die M◆ UP ist eine Weiterentwicklung der U-
Prozedur, die Glasl (1975) vorgestellt hat. 
Der Anwendung der M◆ UP ist eine Orientie-
rungsphase vorgeschaltet, in der die marktli-

che und unternehmerische Ausgangssituation 
vom Initiator/Auftraggeber, gegebenenfalls in 
Zusammenarbeit mit einem Prozessberater, 
untersucht und bewertet wird. Dabei sind die 
Bereitschaft sowie die materiellen und finan-
ziellen Voraussetzungen, eine Partnerschaft 
mit einem anderen Unternehmen einzugehen, 
detailliert zu erörtern.  
Die zunehmende Bedeutung von UP für die 
US-amerikanischen Automobil-Zulieferer do-
kumentiert Susan Helper (1991): „Nur ein 
Drittel der Zulieferer vertritt die Auffassung, 
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dass ihnen seitens der Endhersteller geholfen 
wird, wenn ein Konkurrent ein verbessertes 
Teil zum selben Preis anbietet. Knapp 40 Pro-
zent geben an, dass ihr Abnehmer so schnell 
wie möglich zum Konkurrenten überwechseln 
würde. Ferner wird beklagt, dass ihnen durch 
Just-in-time die Verantwortung für die 
Lagerhaltung aufgebürdet worden ist, mit 
meistens entsprechenden Mehrkosten. Damit 
ist insgesamt keine langfristige 
Wettbewerbsverbesserung gegeben. Zu 
kooperativen Beziehungen gehören 
Abnahmeverträge mit längerer Dauer sowie 
wechselseitige Information und Transparenz.“  
 

Die Untersuchung und Bewertung der marktli-
chen und unternehmerischen Voraussetzungen 
kann mit Hilfe der SWOT-Analyse vorge-
nommen werden (siehe Tabelle 6). Sie soll 
dem Initiator helfen, Stärken und Schwächen 
seines Unternehmens (z.B. Auslastung der 
Produktionsanlagen, Produkt- und Servicequa-
lität, Verhandlungsstärke gegenüber Abneh-
mern, Standortmerkmale, Finanzkraft) sowie 
Chancen und Risiken aktueller bzw. möglicher 
Marktentwicklungen ins Blickfeld zu rücken 
und eine möglichst systematische Stellung-
nahme zu erzielen. Die SWOT-Analyse kann 
um branchenspezifische Suchraster sowie E-
lemente der Szenario-Technik (Geschka & 
Hammer, 1986) ergänzt werden. 

 
 Welche Chancen kommen von außen 

auf uns zu? 
Welche Gefahren kommen von außen 
auf uns zu? 

Welche Stärken haben wir intern? Wie unsere Stärken einsetzen, um die 
Chancen nutzen zu können? 

Wie unsere Stärken einsetzen, um den 
Gefahren erfolgreich begegnen zu 
können? 

Welche Schwächen haben wir intern? Wie unsere Schwächen abbauen, um 
die Chancen nutzen zu können? 

Wie unsere Schwächen abbauen, um 
den Gefahren erfolgreich begegnen zu 
können? 

 
Tabelle 6: SWOT-Analyse 

 
Im nächsten Schritt sind mögliche Entschei-
dungsalternativen zu ermitteln. Heuristiken zur 
Identifizierung geeigneter Kooperationsfelder 
(horizontal: gemeinsame Nutzung komplemen-
tärer Forschungseinrichtungen, Beschaffungs-
kanäle und Produktionseinrichtungen; vertikal: 
gemeinsame Logistik von Zulieferer und Her-
steller, Kooperation eines Informationsdienstes 
mit einer Zeitung u.a.) haben Porter (1985) 
und Ropella (1989) vorgestellt. Aber auch 
Strategien des internen Wachstums oder Ak-
quisitionsstrategien können als Alternative zur 
Partnerschaftsstrategie in Frage kommen. Ta-
belle 7 zeigt auf, welche Kriterien bei der Un-
tersuchung und Bewertung ausgewählter Ent-
scheidungsalternativen herangezogen werden 
können. Das Beispiel gibt das Ergebnis der 
Nutzwertanalyse eines Zulieferers der Auto-
mobilindustrie wieder. Werden die Bewer-
tungskriterien gewichtet, ist es möglich, einen 
Gesamtnutzwert für die jeweiligen Entschei-
dungsalternativen zu ermitteln. Dabei ist zu 
beachten, dass eine positive Bewertung einer 
Entscheidungsalternative an bestimmte ar-
beitsorganisatorische Bedingungen (z.B. den 

Einsatz von Planungsinstrumenten, Leistungs-
rückmeldung und Zielvereinbarungen) ge-
knüpft ist. 
Führen zwei oder mehr Entscheidungsalterna-
tiven ein Kopf-an-Kopf-Rennen, dann kann 
eine Sensitivitätsanalyse der Entscheidungsal-
ternativen vorgenommen werden. Fällt die 
Entscheidung für eine der diskutierten Alterna-
tiven, dann wird das Suchprofil eines geeigne-
ten Kooperationspartners erstellt. Beispiele zur 
Erstellung eines Suchprofils liefern Hinterhu-
ber (1984) und Bleicher (1989). In Suchprofi-
len wird u.a. die Qualität der Forschung und 
Entwicklung, die Modernität der Produktions-
anlagen, die Beschaffenheit der Versorgungs- 
und Absatzkanäle, das Marketingkonzept und 
das politisch-rechtliche Umfeld des idealen 
Partnerunternehmens abgebildet. 
 
Können ein oder mehrere für eine UP geeigne-
te Unternehmen ermittelt werden, sind die bis-
herigen Abstimmungsversuche zwischen dem 
Initiator und den potentiellen Partnern aus 
sorgfältig zu rekonstruieren. Aufgrund dieser 
Informationen wählen Initiator und Prozessbe-
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rater eine Anbahnungsstrategie, die der Ge-
schichte der potentiellen Partnerunternehmen 
angemessen ist. Willigt ein Unternehmen in 
ein gemeinsames Entwicklungsvorhaben ein, 
dann wird das Entwicklungsteam um Mitglie-
der des potentiellen Partnerunternehmens er-
weitert. Die Anbahnungsphase endet mit ei-

ner teilweisen Wiederholung der Schritte der 
Orientierungsphase - mit dem Unterschied, 
dass der Klient des Prozessraters jetzt nicht 
mehr aus dem Initiatorunternehmen, sondern 
aus zwei oder mehr potentiellen Partnerunter-
nehmen besteht, die gemeinsam als Auftragge-
ber des Prozessraters fungieren. 

 
Beurteilungs-
kriterien 

Gewicht 
des Kri-
teriums 

Vertikale Koopera-
tion in der Logistik 

Horizontale Koope-
ration in Produkti-
on und Absatz 

Wettbewerb in 
Produktion und 
Absatz 

Individualismus in 
Produktion und 
Absatz 

Wettbewerbs-
orientierung  

0.8 50 100 
 

100 
 

0 

Marktmacht/ 
Verhandlungsstärke 

1.0 30 100 
 

70 
 

50 

Quantitative und 
qualitat. Flexibilität 

0.9 40 100 
 

70 
 

0 

Prozesseffizienz/ 
Koordinationsbedarf 

0.5 100 60 
 

80 
 

80 

Anreiz zur Produkt-
innovation 

0.8 100 80 
 

70 
 

0 

Anreiz zur Prozess-
innovation 

0.6 100 90 
 

80 
 

50 

Lernanreiz für die 
Mitarbeiter 

0.7 80 100 
 

70 
 

50 

Summe der gewich-
teten Nutzwerte 

 352 488 406 155 

 
Tabelle 7: Ergebnis der Nutzwertanalyse der strategischen Optionen eines Automobil-Zulieferers 

 
Auf die Anbahnungsphase folgt eine integrier-
te Diagnose- und Konzeptionsphase. In die-
ser kommt die M◆ UP zum Einsatz. Da die 
Entwicklung einer UP ein seltenes Ereignis 
mit langfristigen Auswirkungen ist, sind die 
relevanten Entscheidungen für die Projektver-
antwortlichen mit einem hohen Maß an Unsi-
cherheit verbunden und auf der Grundlage 
unzureichender Informationen zu treffen. Die 
M◆ UP ist darum so konzipiert, dass 
• der Informationsaustausch (zu Interessen, 

Zielen und Erfahrungen) zwischen den po-
tentiellen Partner-Unternehmen unter Wah-
rung der Machtbalance der Unternehmen 
vonstatten geht, 

• die getroffenen Vereinbarungen die Interes-
sen der beteiligten Unternehmen in ange-
messener Weise repräsentieren und 

• die Vereinbarung einer UP sowohl kulturell 
(in den Glaubenssätzen und Werthaltungen 
der Führungskräfte und Mitarbeiter) als 
auch im Handeln der Führungskräfte und 
Mitarbeiter verankert wird. 

 

Mit der M◆ UP werden Problemlösungen im 
Sinne von Carnevale & Pruitt (1992) ange-
strebt. In Tabelle 8 ist ihr ‘Dual Concern Mo-
del’ abgebildet, in dem verschiedene Verhand-
lungsorientierungen (außen) und -strategien 
(innen) angeordnet sind. Problemlösungen 
können nur dann entwickelt werden, wenn sich 
die Mitarbeiter und Führungskräfte zweier 
Unternehmen den Belangen ihres eigenen als 
auch den Belangen des Partner-Unternehmens 
verpflichten. Die Anbahnung und Vertiefung 
einer UP kommt auf dem Verhandlungsweg 
zustande. 
 
 Weak concern 

about own 
outcomes 

Strong concern 
about own 
outcomes 

Strong concern 
about the other 
party’s outcomes 

Concession 
making 

Problem 
solving 

Weak concern 
about the other 
party’s outcomes 

Inaction Contentious 
tactics 

 
Tabelle 8: ‘Dual Concern Model’ 

(Carnevale & Pruitt, 1992) 
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Zugeständnisse zu machen (‘concession ma-
king’) bedeutet, die eigenen Ziele herunterzu-
schrauben, um den Bedürfnissen der anderen 
Verhandlungspartei nachzukommen. Sich zu 
behaupten (‘contending’) bedeutet, die andere 
Verhandlungspartei davon zu überzeugen, zu 
überreden oder zu zwingen, den eigenen Be-
dürfnissen nachzukommen; die Behauptung ist 
Verhaltensbasis für kompetitive, individualis-
tische und dominante Verhandlungsstrategien. 
Problemlösen bedeutet, eine Lösung (keine 
Kompromissformel) zu finden, die die Bedürf-
nisse beider Verhandlungsparteien befriedigt. 
Inaktivität tritt dagegen ein, wenn den Ver-
handlungsparteien die eigenen Ziele nicht klar 
sind oder die Verhandlungsparteien über keine 
Verhandlungsstrategien verfügen. 
Die M◆ UP ist ein Gegenentwurf zu Verhand-
lungstaktiken wie dem alternierenden Vorge-
hen (Behauptung, Zugeständnisse machen, Be-
hauptung, Zugeständnisse machen), dem har-
ten Einstieg (erst Behauptung, dann Problem-
lösen), der Abschirmung der Problemlöser (am 
Verhandlungstisch ist eine Verhandlungspartei 
unnachgiebig, während im Hinterzimmer um 
Problemlösungen gerungen wird, die zu gege-
bener Zeit in die Verhandlung eingebracht 
werden), der Tandemstrategie (eine Verhand-
lungspartei tritt mit einem unnachgiebigen und 
einem problemlösenden Verhandler auf) oder 
der Abschirmung von Streitpunkten (bei eini-
gen Streitpunkten ist eine Verhandlungspartei 
unnachgiebig, bei anderen Streitpunkten bietet 
sie Entgegenkommen an), auch wenn in der 
UP-Verhandlungspraxis die Grenzen nicht 
vollkommen klar gezogen werden können. 
 
Wählt ein Unternehmen die hier vorgestellte 
Methode, dann bewegt sich das Entwicklungs-
team systematisch durch fünf logische Ebenen 
der Unternehmenskooperation (siehe Abbil-
dung 2 für eine Übersicht): Die Umwelt-ebene, 
die Handlungsebene, die organisatorisch-
soziale Ebene (Bereitschaft zur Partnerschaft, 
Entscheidungskompetenz und Rollenvertei-
lung), die unternehmenskulturelle Ebene 
(Glaubenssätze und Werthaltungen) und die 
Identitätsebene (Partnerschaft vs. Konkurrenz). 
Der linke Pfad in Abbildung 2 repräsentiert die 
Diagnose der bisherigen Beziehungen zwi-
schen den potentiellen Partnerunternehmen, 

der rechte Pfad gibt die Neugestaltung dieser 
Beziehungen wieder. Start- und Zielpunkt der 
Methode ist das aktuelle und künftige Markt-
geschehen sowie die (kontinuierliche) Unter-
nehmensdiagnose. Basis der Methode ist die 
Überprüfung der wahrgenommenen Glaubens-
sätze (siehe Tabelle 9) und Werthaltungen 
(Ziel-Bewertungs-Erwartungen). Die M◆ UP 
motiviert die Projektverantwortlichen aus dem 
Spannungsverhältnis zwischen dem bisherigen 
und dem gewünschten Muster der Zusammen-
arbeit. Die Arbeitsschritte im einzelnen: 
• Wahrgenommenes Handeln der Partner 

bzw. Konkurrenten:            
Welche konkreten Merkmale weist unsere 
Zusammenarbeit derzeit auf? Worüber in-
formieren wir uns? Vor welchen unserer 
Entscheidungen lassen wir uns informieren 
bzw. beraten? Welche Materialien und wel-
che Argumente setzen wir in unseren Ver-
handlungen ein? Wie verteilen sich die 
Nutzen- und Kostenanteile bei unserer Zu-
sammenarbeit? Wenn das bisherige Verhal-
tensmuster sichtbar wird, kann eine grund-
legende Veränderungsarbeit an den Rollen-
strukturen erfolgen. 

• Wahrgenommene Bereitschaft, Kompe-
tenz und Rollenverteilung:         Wel-
chen Verhaltensstil pflegen wir in der Zu-
sammenarbeit? Wie sind Rechte und Pflich-
ten verteilt? Wer hat anfangs welche Rolle 
eingenommen? Wie hat sich das Zusam-
menspiel der Rollen entwickelt? Sind die 
Organisationsgefüge der potentiellen Part-
ner kompatibel oder sind die Kooperations-
schnittstellen in den beteiligten Unterneh-
men auf unterschiedlichen hierarchischen 
Ebenen bzw. bei einem der Unternehmen in 
der Linie, bei dem anderen Unternehmen 
als Stabsabteilung angesiedelt? 
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Glaubenssätze als ... Beispiel 
Situations-
Handlungs-
Erwartungen 
 

„Wenn der Wettbewerbs-
druck zunimmt, dann wer-
den wir unsere Verwal-
tungskosten reduzieren 
müssen“ 

Handlungs-Ergebnis-
Erwartungen 

„Eine gute betriebliche 
Ausbildung ist ein Garant 
für hohe Fertigungsquali-
tät“ 

Handlungs-Folge-
Erwartungen 

„Wenn wir mit ABC (hori-
zontal) kooperieren, dann 
verlieren wir unser Image 
als verlässlicher Partner 
unseres Abnehmers“ 

Ergebnis-
Bewertungs-
Erwartungen 

„Unsere Fertigungsqualität 
ist unerreichbar“ - „Ver-
handlungen mit XYZ sind 
unergiebig“ 

Ergebnis-Folge-
Erwartungen  

„Wenn wir erstklassige 
Produkte herstellen, wer-
den wir immer Lieferant 
Nr.1 sein“ 

 
Tabelle 9: Definition von Glaubenssätzen (vgl. 

Werthebach, Grote & Schmidtkunz, 1996) 
 
• Wahrgenommene Glaubenssätze und 

Werthaltungen:             
Welche Grundauffassungen und Denkmus-
ter liegen unserem (Rollen-)Verhalten 
zugrunde? Welche Interessen und Absich-
ten werden darin deutlich? Welche Erwar-
tungen haben die Parteien, was Aktionen 
und Reaktionen der anderen Partei(en), der 
Lieferanten, Kunden, Konkurrenten und 
Komplementoren anbelangt? Sich über 
Grundauffassungen, Absichten und Erwar-
tungen auszutauschen, setzt bereits einen 
Willen zur Partnerschaft voraus. Dieser 
hängt ab von der grundsätzlichen Haltung, 
ob sich Partnerschaft lohnt, vom Vertrauen 
in die Redlichkeit und Zuverlässigkeit des 
potentiellen Partners und dem Vertrauen in 
die eigenen Fähigkeit, Partnerschaft in den 
relevanten Unternehmensbereichen hierar-
chieübergreifend zu praktizieren. 

 
1. Welche kleinen 'Kreditangebote' würden Sie sich von 

der Gegenpartei wünschen? D.h., was könnte die 
Gegenpartei tun, um Ihnen kleine Beweise des Ver-
trauens zu geben? 

2. Wie sollte die Gegenpartei solche Kreditangebote 
unzweideutig sichtbar machen? Die Partei nennt die 
Art und Weise, wie diese Kreditangebote mitgeteilt 
werden könnten. [Der Prozessrater] spielt dabei die 
Rolle des advocatus diaboli und bringt die Einwände 
vor, die sonst die Konfliktpartei selbst vorbringen 
würde: „Wie können wir sicher sein, dass Ihnen kei-
ne Falle gestellt wird? Geben Sie nicht mehr preis als 
die Gegenpartei?“ 

3. Welche kleinen 'Kreditangebote' könnten Sie selbst 
der Gegenpartei machen? 

4. Auf welche Art und Weise sollten Sie diese mitteilen, 
so dass die Gefahr [von] Missverständnisse[n] so 
klein wie möglich gehalten wird? 

5. Bei welchen Ihrer möglichen Kreditangebote könn-
ten Sie für die Dauer der genannten Frist  auf Garan-
tiekonditionen verzichten, wenn statt dessen verein-
bart wird, dass nach dieser Frist die Auswirkungen 
des Kreditangebotes überprüft werden? 

6. [Der Prozessberater] sorgt dafür, dass nach einem 
ähnlichen Gespräch mit der anderen Partei der Aus-
tausch ohne weitere Konditionen erfolgt. 

 
Tabelle 10: Kleine Kreditangebote 

(Glasl, 1990, S.313) 
 
• Überprüfung der Glaubenssätze und 

Werthaltungen / ‘Bargaining’ / Entschei-
dung für oder gegen eine Partnerschaft: 
Werden die bislang „gelebten“ Glaubens-
sätze und Werthaltungen als unangemessen 
erlebt, dann kann die Beziehung der poten-
tiellen Partner durch die Veröffentlichung 
von Partnerschaftsinteressen und einen 
wechselseitigen Austausch von Kreditange-
boten ausgelotet und die UP-bezogenen 
Glaubenssätze und Werthaltungen einer 
Überprüfung unterzogen werden. Je glaub-
würdiger die potentiellen Partnerunterneh-
men beim Austausch der Kreditangebote 
agieren, desto wahrscheinlicher ist eine bei-
derseitige Entscheidung für eine UP.  
  Kleine Kreditangebote (siehe Tabelle 
10) dokumentieren guten Willen, werden 
nicht als Nachgiebigkeit oder Schwäche 
ausgelegt und ermutigen die andere Partei 
ebenfalls zu Kreditangeboten. Die Methode 
zeigt die größte Wirkung, wenn die Parteien 
Zugeständnisse machen, die von keinen 
Vorbedingungen abhängig sind, d.h. als un-
bedingte Versprechen in die Verhandlung 
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eingebracht werden. Ist eine Partei dagegen 
nur dann bereit, ein Kreditangebot ab-
zugeben, wenn im voraus bestimmte Kondi-
tionen erfüllt sind, wird dies von der Ge-
genpartei leicht als Beleg für mangelndes 
Vertrauen ausgelegt. Fordert die Gegenpar-
tei ebenfalls, dass erst ihren Bedingungen 
entsprochen wird, geraten die Parteien 
schnell in eine Pattsituation. In solchen Si-
tuationen kann ein Prozessberater als Ver-
trauensdepot dienen, auch können Kredit-
angebote zeitlich befristet werden, um die 
Reaktion der anderen Partei abzuwarten. 
 Wenn erste Kreditangebote positiv auf-
genommen werden und zu einem gegensei-
tigen Vertrauensvorschuss führen, dann 
sind die Voraussetzungen für die Erarbei-
tung einer UP-Vereinbarung geschaffen. 
Die UP-Vereinbarung definiert und bezif-
fert, welcher Partner in welchem Zeitraum 
welche Investitionen tätigt und welcher 
Partner in welchem Zeitraum welchen Nut-
zen aus der UP zieht. Machtgleiche Parteien 
bevorzugen in der Regel eine Verteilungs-
formel, bei der die Nutzenanteile den Inves-
titionsanteilen proportional sind. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass die erforderlichen 
Ressourcen für die verhandelnden Unter-
nehmen unterschiedlich leicht aufzubringen 
sind und die zu gewinnenden Erträge für die 
verhandelnden Unternehmen unterschiedli-
che Bedeutung aufweisen (komplementäre 
Einkaufs-, Produktions-, Verkaufs- und Fi-
nanzierungsmöglichkeiten der beteiligten 
Unternehmen). Aufgrund der eingeschränk-
ten Teilbarkeit der Gesamtinvestitionen und 
des Gesamtnutzens ist es darüber hinaus er-
forderlich, formal benachteiligten Partnern 
andere bzw. zusätzliche sachliche Vorteile 
einzuräumen. Die Ausgestaltung dieser 
sachlichen Vorteile (z.B. Ausgleichszah-
lungen, Gegengeschäfte) nimmt dann einen 
Großteil der Verhandlungszeit in Anspruch.         
Die Abgabe von Kreditangeboten und die 
Erarbeitung der UP-Vereinbarung wird vom 
Prozessberater vor allem dadurch unter-
stützt, dass er den Verhandlungsparteien 
hilft, die Problemsituation, die die Parteien 
veranlasst hat, eine UP anzustreben, als 
Ziel zu re-formulieren. Für die Entwick-
lung einer UP ist es günstig, nicht primär 
die zurückliegenden Ursachen der Problem-

situation zu analysieren, sondern vor allem 
zu klären, worin das gemeinsame Ziel be-
steht, unter welchen Randbedingungen die-
ses Ziel erreicht werden kann, welche Res-
sourcen zur Zielerreichung eingesetzt wer-
den müssen und welche Nachteile für die 
Verfolgung bzw. Erreichung des Ziels in 
Kauf genommen werden müssen. Die Ar-
beit mit konkreten Zielen kann drei positive 
Wirkungen entfalten: (1) Ziele geben die 
Richtung an, worauf hin die Ressourcen der 
beteiligten Unternehmen gebündelt und ge-
richtet einzusetzen sind; (2) Ziele entfalten 
„aus sich heraus“ Anziehungskraft; (3) 
Plastische Zielbilder wecken personale Res-
sourcen, die während der Verhandlung und 
während der Umsetzung der UP-
Vereinbarung zur Verfügung stehen.            
Bei der Erarbeitung einer UP-Vereinbarung 
können zwei Phasen unterschieden werden, 
in denen die Verhandlungsparteien unter-
schiedliche Haltungen einnehmen. In der 
ersten Phase geht es um den Zielentwurf, 
z.B. eine Verflechtung aus Automobil-
Zulieferern, die gegenüber Automobil-
Herstellern mehr Marktmacht entfaltet als 
ein einzelner Zulieferer zu erreichen ver-
mag. In der zweiten Phase geht es um die 
Bereitstellung der Ressourcen und die 
Aufteilung der Erträge der UP. Während 
des Zielentwurfs versuchen die Verhand-
lungsparteien, eine möglichst „schlagkräfti-
ge“ UP zu gestalten - das gemeinsame Inte-
resse steht im Vordergrund. Während der 
Investitions- und Nutzungsverhandlung 
schiebt sich dagegen wieder das Eigeninte-
resse der Parteien in den Vordergrund; jedes 
der beteiligten Unternehmen versucht, mehr 
zu ernten und weniger zu investieren, ohne 
aber die UP selbst aufs Spiel zu setzen. Ent-
sprechend versuchen die beteiligten Partei-
en, „bewährte“ Verhandlungstaktiken in die 
Debatte einzubringen. Wenn die Verhand-
lungsparteien die UP jedoch nicht durch 
taktische Manöver verzögern oder beein-
trächtigen wollen, können sie den Prozess-
berater beauftragen, an der Balancierung 
der beiderseitigen Investitionen und Erträge 
mitzuwirken. Besonders nützlich ist der 
Einsatz des Prozessberaters in UP-
Verhandlungen, die zwischen Unternehmen 
geführt werden, die über unterschiedlich 
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viel Marktmacht verfügen. Vor allem die 
Verhandlungspartei des marktmächtigeren 
Unternehmens sollte sich vergegenwärtigen, 
dass kein Unternehmen dazu gezwungen 
werden kann, eine Vereinbarung zu treffen. 
Verpflichtungen müssen freiwillig einge-
gangen werden - und ein hohes Maß an 
Freiwilligkeit unterstützt die Erfüllung einer 
Vereinbarung (Rousseau, 1995).  Nach der 
Erarbeitung der UP-Vereinbarung geht es 
um die abschließende Entscheidung für 
oder gegen die in den Verhandlungen spe-
zifizierte Partnerschaft. Die abschließende 
Entscheidung scheint auf den ersten Blick 
eine „Formsache“ zu sein. Von Unterneh-
men, die mehrere Verhandlungsrunden in 
die Erarbeitung einer UP-Vereinbarung in-
vestiert haben, darf erwartet werden, dass 
sie die UP auch offiziell besiegeln wollen. 
Von Unternehmen, die mit dem Zielentwurf 
oder den Ressourcen- bzw. Nutzenverhand-
lungen unzufrieden sind, darf dagegen er-
wartet werden, dass sie zu einem früheren 
Zeitpunkt aus den Verhandlungen ausstei-
gen. Dennoch ist die abschließende 
Entscheidung für oder gegen die 
Partnerschaft ein spannender Moment. Zum 
einen ist es für die Umsetzung der UP von 
belang, wie überzeugend das Plädoyer und 
die Entscheidung für eine UP ausfällt. Zum 
anderen ist aus Verhandlungen mit 
geringerer Tragweite bzw. aus 
Erwerbsverhandlungen (Stichwort: Mergers 
& Acquisition) bekannt, dass Parteien die 
Verhandlungen mitunter nur „zum Schein“ 
mitmachen, um z.B. die Ressourcen eines 
anderen Unternehmens genau kennen zu 
lernen und nach den Verhandlungen mit 
diesem Unternehmen effizienter 
konkurrieren zu können. Dass ein 
Unternehmen UP-Verhandlungen nur 
scheinbar führt, ist zwar aus verschiedenen 
Gründen nicht zu erwarten (Arbeitszeit 
kann besser investiert werden; Mehr-
punktkonkurrenz zwischen den Unterneh-
men; Risiko der Revanche des betrogenen 
Unternehmens, das sich möglicherweise mit 
einem weiteren Konkurrenten zusammen-
schließt; Abnehmer wechseln aus Enttäu-
schung zu anderen Zulieferern), jedoch 
nicht völlig auszuschließen. 

• Das Überschreiten der Diagonale in Abbil-
dung 2 verdeutlicht, dass in den Unterneh-
men eine Entscheidung für oder gegen die 
UP gefallen ist. Vor dieser Entscheidung 
geht es den Verantwortlichen um die Frage 
der Angemessenheit der spezifizierten UP 
zur Förderung der langfristigen Gewinner-
zielung bzw. zur Steigerung des Unterneh-
menswertes. Nach der getroffenen Ent-
scheidung geht es den Verantwortlichen um 
die erfolgreiche Umsetzung der UP in den 
Organisationsstrukturen, Arbeitsabläufen 
sowie Werthaltungen, Glaubenssätzen und 
Handlungen der von der UP betroffenen 
Führungskräfte (FK) und Mitarbeiter (vgl. 
auch Gollwitzer, 1988; Heckhausen, 1989). 

• Revision der Glaubenssätze und Wert-
haltungen:           
Von welchen Leitgedanken und Grundsät-
zen wollen wir in Zukunft ausgehen? Wel-
che Interessen und Absichten wollen wir im 
Verhältnis zu unseren Kunden, Lieferanten, 
Komplementoren, Konkurrenten und Part-
nern verfolgen? Aus praktischen Erwägun-
gen empfiehlt es sich, die Grundidee der 
Partnerschaft in Verbindung mit der Grund-
idee der Wertschöpfung in unternehmens-
politischen Leitsätzen zu formulieren. Un-
ternehmenspolitische Leitsätze thematisie-
ren die ideale (Wert-)Haltung der FK und 
Mitarbeiter gegenüber den Bedürfnissen der 
internen und externen Kunden und Liefe-
ranten. Die in Leitsätzen zum Ausdruck ge-
brachten Werthaltungen werden aber nur 
dann helfen, die Kunden- und Lieferanten-
beziehungen zu verbessern, wenn die auf-
gezeigten Haltungen von den FK und Mit-
arbeitern als betrieblich und persönlich 
sinnvoll und realisierbar aufgefasst werden. 
Leitsätze sind also zu ergänzen um die Mit-
teilung positiver Erfahrungen (Machbarkeit, 
Nutzen), die FK und Mitarbeiter (stellver-
tretend für ihre Kollegen) bei der Umset-
zung der UP gemacht haben: Wenn ein neu 
gewonnener Partner (wider Erwarten) als 
qualitätsbewusst und flexibel in der Erfül-
lung der Belange des Unternehmens ABC 
erlebt wird, dann ist es im Interesse von 
ABC, über diese Erfahrungen im eigenen 
Unternehmen zu berichten, um unberechtig-
tem Misstrauen unter den Mitarbeitern bei 
ABC entgegenzuwirken bzw. vorzubeugen. 
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Abbildung 2: Eine Methode zur Entwicklung von Unternehmenspartnerschaften (M◆ UP ) 
 
• Revision der Bereitschaft, Kompetenz 

und Rollenverteilung:            
Wie sollen wir gemäß unserer neu formu-
lierten Leitgedanken und Grundsätze unsere 
Beziehungen, Rollen und Verantwortlich-
keiten gestalten? Welcher Verhaltensstil ist 
unserer Partnerschaft angemessen? Welche 
Verpflichtungen sind wir bzw. unser(e) 
Partner mit der UP eingegangen? Welche 
Rechte haben wir bzw. unser(e) Partner 
hinzugewonnen? Wie können die Schnitt-

stellen zwischen unseren Unternehmen 
partnerschaftlich gestaltet werden? Tabelle 
11 bietet ein Beispiel (aus der chemischen 
Industrie) für erste Schritte in Richtung auf 
ein partnerschaftliches Schnittstellen-
management. Die Mehrzahl der Leistungen 
wird aus einem „gesunden Eigeninteresse“ 
des Zulieferers (L) und des Herstellers (H) 
erbracht. In der Aufstellung erscheinen aber 
bereits einige Leistungen (Punkte 10, 13 
und 14), die eine partnerschaftliche (Wert-) 

Marktentwicklungen & 
Entwicklung des 
Unternehmens 

Wahrgenommenes 
Handeln der Partner 
bzw. Konkurrenten 

Revidiertes Handeln 
der Partner bzw. 

Konkurrenten 

Wahrgenommene 
Bereitschaft, 

Kompetenz und 
Rollenverteilung 

Revidierte 
Bereitschaft, 

Kompetenz und 
Rollenverteilung 

‘Bargaining’ 
Entscheidung  
für oder gegen  
Partnerschaft 

Wahrgenommene 
Glaubenssätze und 

Werthaltungen 

Revidierte 
Glaubenssätze und 

Werthaltungen 

Überprüfung der  
Glaubenssätze und  

Werthaltungen 
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Haltung des Zulieferers und des Herstellers 
signalisieren. 

 
• L- und H-Mitarbeiter sind telefonisch stets erreich-

bar ('hotline');  
• L-Mitarbeiter wissen um die mittelfristige Lieferbar-

keit ihrer Produkte;  
• H-Mitarbeiter teilen ihren mittelfristigen Bedarf mit;  
• L-Mitarbeiter unterstützen H-Mitarbeiter zuvor-

kommend bei der Verwirklichung von Belieferungs-
wünschen;  

• Transportbehälter, Verpackungen und Transportmit-
tel befinden sich in einem technisch guten Zustand;  

• die Produktqualität ist gleichbleibend sehr gut; 
• die Begleitpapiere sind inhaltlich korrekt, vollständig 

und übersichtlich;  
• die vereinbarten Liefertermine werden eingehalten;  
• L- und H-Mitarbeiter stehen einander für persönliche 

Problemlösegespräche zur Verfügung;  
• L-(H-)Mitarbeiter profitieren von der Marktkenntnis 

der H-(L-)Mitarbeiter;  
• L- und H-Mitarbeiter begründen Preisänderungen 

mit Fakten und Zahlen;  
• L-Mitarbeiter bearbeiten Beanstandungen zügig und 

zuvorkommend;  
• L-Mitarbeiter beraten H-Mitarbeiter bei der Ver-

wendung bzw. Weiterverarbeitung ihrer Produkte;  
• L-(H-)Mitarbeiter liefern Beiträge zu Produktent-

wicklungen bzw. -verbesserungen bei H(L)  
 

Tabelle 11: Beispiele für partnerschaftliches  
Handeln bei vertikaler Kooperation 

(L=Zulieferer; H=Hersteller) 
 
• Revision des Handelns:      

Die Umsetzung der UP in die Alltagsarbeit 
kann aufgrund technischer Koordinations-
probleme (z.B. bei partnerschaftlicher Nut-
zung komplementärer Produktionsanlagen) 
sowie bei geringer Partnerschafts- oder In-
novationsorientierung der FK und Mitarbei-
ter in den Partner-Unternehmen ein schwie-
riger Schritt werden. Bei der Umsetzung 
haben die Verantwortlichen zwei Umset-
zungsoptionen: Entweder wird die neu 
konzpierte UP erst in einem eingegrenzten 
Bereich (z.B. für einen Ausschnitt aus der 
Produktpalette) eine vereinbarte Zeit lang 
erprobt (Testphase) oder die neue UP wird 
in einem Zug vollständig implementiert. 
Wenn die anzupassenden Planungs-, Steue-
rungs- und Informations-Systeme in Modul-
form vorliegen, dann empfiehlt sich eine 
schrittweise Umsetzung, damit Erfahrungen 
in der Systemnutzung in die Überarbeitung 
des Gesamtsystems eingebracht werden 

können. Bei geringer Partnerschafts- oder 
Innovationsorientierung der FK und Mitar-
beiter empfiehlt sich dagegen eine zügige 
Umsetzung der UP, damit Hindernisse bei 
der Umsetzung der UP in einem Unterneh-
mensbereich nicht von FK und Mitarbeitern 
eines anderen Unternehmensbereichs, der 
zu einem späteren Zeitpunkt in die Umset-
zung einbezogen wird, zur Begründung ih-
rer Verweigerungshaltung herangezogen 
werden. Zur Illustration der bei der Umset-
zung der UP in den betrieblichen Alltag 
möglichen Problemfelder sollen im folgen-
den vier Anpassungserfordernisse diskutiert 
werden:     
 (1) Die Entwicklung und Unterhaltung 
einer UP erfordert beträchtliche sachliche 
und soziale Koordinationsleistungen von 
den FK der Partner-Unternehmen. Mehrere 
mentale und soziale Beanspruchungsfakto-
ren sind in der Literatur diskutiert worden 
(vgl. Marks & Mirvis, 1985; Mirvis & 
Marks, 1986). Hierzu zählen die konzentra-
tive und emotionale Zusatzbelastung durch 
die Koordinationserfordernisse, die emp-
fundene Ungewissheit des Erfolgs der UP 
„on the long run“, der verstärkte Leistungs- 
und Konkurrenzdruck in Zeiten des Um-
bruchs und die Zentralisierung von UP-
bezogenen Entscheidungen in Verbindung 
mit einem reduzierten Informationsaus-
tausch zwischen den für die UP Verant-
wortlichen und den von der UP Betroffe-
nen. Hilfreich ist in diesem Zusammenhang 
die sorgfältige Auswahl des Entwicklungs-
teams und eine Kommunikationspolitik, die 
das Entwicklungsvorhaben als gemeinsame 
Aufgabe aller FK und Mitarbeiter er-
schließt.     
 (2) Die Entwicklung und Unterhaltung 
einer UP erfordert die Neuentwicklung 
bzw. Anpassung der Planungs-, Steue-
rungs- und Informations-Systeme der an 
der Partnerschaft beteiligten Unternehmen. 
Je nach Kooperationsfeld beziehen sich die 
PSI-Systeme auf die Beschaffung, die Pro-
duktion und/oder den Absatz. Mit personel-
lem Widerstand ist zu rechnen, wenn etab-
lierte und „liebgewonnene“ Systeme „allein 
der UP wegen“ modifiziert werden müssen 
bzw. wenn kleine und flexible Systeme aus 
Koordinations- bzw. Integrationsgründen 
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aufgegeben oder stark ausgebaut werden 
sollen (mit den Nebeneffekten der Nach-
schulung der Sachbearbeiter und der Ver-
langsamung der Rechenprozesse). Gegebe-
nenfalls werden Abteilungen geschaffen, 
die die Beschaffung, die Produktion 
und/oder den Absatz koordinieren - ein zu-
sätzliches Ärgernis für die bis dahin zustän-
digen isoliert arbeitenden Einheiten, die 
Marktkontakte und berufliche Identität ver-
lieren können; die neu geschaffenen Abtei-
lungen haben dann die Aufgabe, die Markt-
kontakte zu übernehmen bzw. wiederherzu-
stellen, unterschiedliche Bestell-, Produkti-
ons- und/ oder Versandrhythmen zu koordi-
nieren sowie Spezifikationen und Qualitäts-
kontrollen aufeinander anzupassen (vgl. 
Porter, 1985).     
 (3) Die Entwicklung und Unterhaltung 
einer UP erfordert die Modifikation der 
Entscheidungsstrukturen. Der Partner 
wird bei Entscheidungen, die ihn betreffen, 
informiert, angehört oder in die Beratung 
bzw. Entscheidung einbezogen. Dadurch 
kann es zu einer Verlagerung operativer 
Entscheidungen weg vom Sachbearbeiter 
hin zu Entscheidungsgremien kommen. Die 
damit verbundene Schwerfälligkeit der Ent-
scheidungsprozesse und der damit ver-
bundene Verlust an Eigenständigkeit der 
Sachbearbeiter kann über eine Demotiva-
tion der Leistungsträger einen Verlust an 
Kundennähe und Flexibilität nach sich zie-
hen (vgl. Bühner, 1989; Nehls, 1986). Zu 
empfehlen sind darum abgestimmte Rah-
menentscheidungen, innerhalb derer die 
Sachbearbeiter selbst operative Entschei-
dungen treffen können und dürfen. 

 (4) Die Entwicklung und Unterhaltung 
einer UP erfordert die Koordination der 
Produkt- und Verfahrensentwicklung 
sowie des Marketings in den Partnerunter-
nehmen. Nach dem Start der UP müssen die 
Entwicklungsarbeiten sowie Marketingkon-
zepte den Anforderungen der Partner-
Unternehmen genügen. Es ist zu erwarten, 
dass die gleichzeitige und gleichrangige 
Behandlung der Interessen mehrerer Unter-
nehmen im Einzelfall Probleme bereitet und 
Kompromisse nicht befriedigen. Probleme 
werden virulent, wenn schwerwiegende 
technische Koordinationshindernisse (z.B. 
bei gemeinsamer Nutzung komplementärer 
Produktionsanlagen, bei gemeinsamer Nut-
zung des technischen Kundendienstes) auf-
treten (vgl. Porter, 1985). Zu empfehlen 
sind darum Maßnahmen, die bei den betrof-
fenen Abteilungen und Mitarbeitern Ein-
sicht und „Goodwill“ bzgl. einer Zusam-
menarbeit - einschließlich eines Wissens- 
und Erfahrungsaustauschs - erleichtern; Zu-
sammenarbeit und Hilfeleistungen an die 
Adresse der Mitarbeiter des bzw. der Part-
ner-Unternehmen sollten darum von den FK 
in den Partner-Unternehmen gefordert, ge-
fördert und honoriert werden. 
Der Abschnitt zur Revision des Handelns 
endet mit einer Übersicht (Tabelle 12) zu 
möglichen Ursachen von Widerstand ge-
genüber Veränderungen in Unternehmen. 
Die Autoren McCann & Gilkey (1988) ha-
ben in ihrer Arbeit eine Vielzahl von Fakto-
ren diskutiert und systematisiert, die auf den 
Erfolg von Kooperationen, Unternehmens-
akquisitionen und Fusionen Einfluss neh-
men. 
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Individual Factors Group Factors Organizational Factors 
• The perceptions about what is 

being done 
• The desire to conform with others 
• Amount of change overwhelms 

them and they „hunker down“ to 
wait it out 

• Personalities are incompatible with 
what is expected 

• They lack knowledge and skills   to 
do what is asked 

• Basic values and beliefs are 
threatened 

• Change violates group norms 
• Change evokes conflict that 

threatens group continuity 
• They fear rejection by others 
• They lack insight and under-    

standing of what is required 

• Lack of top management support to 
change 

• Change threatens established 
power and influence patterns 

• Organizational structure does    not 
support changes 

• Negative change climate; closed  to 
change 

• Basic technology of organization 
not compatible with changes 

• Cultural „ethnocentrism“ may 
prevail - an attitude of „We are  the 
best“ already exist 

 
   Tabelle 12: Ursachen von Widerstand gegenüber Veränderungen (McCann & Gilkey, 1988, S.136) 
 
• Evaluation und Unterhaltung der UP:  

Mit der Evaluation des Erfolgs der von den 
Partner-Unternehmen realisierten UP keh-
ren wir zum Startpunkt der M◆ UP zurück: 
Wie haben sich die Märkte verändert, auf 
denen die Partner-Unternehmen als Anbie-
ter und Nachfrager auftreten? In welchem 
Ausmaß waren die Partner-Unternehmen in 
der Lage, ihre technischen und ökonomi-
schen Ziele zu erreichen? Hat sich die UP 
als langfristig und systemisch kluge Strate-
gie erwiesen oder gewinnen alternative 
Strategien zunehmend an Attraktivität? Hat 
sich das bzw. haben sich die Partner-
Unternehmen als zuverlässige(r) und leis-
tungsstarke(r) Partner erwiesen? In welchen 
Unternehmensbereichen bzw. an welchen 
Schnittstellen zwischen den Partner-
Unternehmen gibt es Möglichkeiten zur 
weiteren Leistungssteigerung?   
Im folgenden wird das Thema Zuverlässig-
keit der Partner-Unternehmen diskutiert. Im 
Kapitel „Wie können die Effekte von Unter-
nehmenspartnerschaften nachgewiesen 
werden?“ wird dann behandelt, wie Unter-
nehmen prüfen können, (a) inwieweit sie 
mit der UP ihre technischen und ökonomi-
schen Ziele erreicht haben und (b) wie Un-
ternehmen die Leistungsfähigkeit ihrer UP 
weiter steigern können.    
Wann werden Partner als zuverlässig wahr-
genommen? Zuverlässigkeit bedeutet, dass 
Partner im Sinne einer getroffenen Verein-
barung handeln. In diesem Zusammenhang 
ist die angemessene Auslegung der Verein-
barung von Bedeutung, weil Verhandlungs-

partner im Normalfall nicht die Zeit auf-
bringen können und wollen, die erforderlich 
wäre, um sämtliche Details und 
Eventualitäten ihrer Vereinbarung zu 
klären.            Aufgrund der 
Auslegungsspanne von Vereinbarungen 
sind versehentliche Vertragsverletzungen 
kaum zu vermeiden. Da ständig 
Vereinbarungen geschaffen und anerkannt 
werden, darf angenommen werden, dass 
Verhandlungspartner Lösungen für ver-
sehentliche Vertragsverletzungen parat hal-
ten: Missverständnisse werden ignoriert 
oder rationalisiert. Wer einen Nachteil er-
fährt, wird nicht alle Aspekte der Nichter-
füllung als Verletzung der Vereinbarung 
auffassen - der Vertragspartner wird erst 
einmal einen Vertrauensvorschuss genießen 
können. Wenn Vertragsformulierungen 
ausgelegt werden müssen, dann gilt das 
gleiche für Vertragsverletzungen. Manche 
Vertragsfehlschläge dürften somit auf 
Missverständnisse in der Auslegung der 
Vereinbarung bzw. in der Kommunikation 
zwischen den Vertragsparteien anstatt auf 
Vertragsbrüche zurückzuführen sein. Fahr-
lässigkeit in den Zielformulierungen (z.B. 
aufgrund einer Unterschätzung des Investi-
tionsvolumens) oder in der praktischen 
Umsetzung der UP kann als zweite mögli-
che Ursache einer Vertragsverletzung dis-
kutiert werden. Vertragsfehlschläge können 
aber auch mit der wechselseitigen Abhän-
gigkeit der Partner-Unternehmen zusam-
menhängen:                            
Zusammenarbeit bedeutet nicht nur, dass 
zwei (oder mehr) Unternehmen ihre Res-
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sourcen im vereinbarten Umfang bündeln 
und zielbezogen einsetzen, sondern auch, 
dass sich die Partner-Unternehmen mehr 
oder weniger stark in eine wechselseitige 
Abhängigkeit begeben. Mit dieser Abhän-
gigkeit kann für FK und Mitarbeiter die 
Versuchung verbunden sein, die Aus-
tauschbeziehungen zum anderen Unterneh-
men asymmetrisch zu gestalten, d.h. fremde 
Abhängigkeit zu erhöhen und eigene Ab-
hängigkeit zu verringern, so dass Macht und 
Herrschaft an den Schnittstellen zwischen 
den Partner-Unternehmen wirksam wird 
(vgl. Neuberger, 1993). Denise Rousseau 
(1995) hat Bedingungen zusammengestellt, 
unter denen Vertragsverletzungen zu erwar-
ten sind (Tabelle 13). 

 
1. There is a history of conflict and low trust in 

the relationship. 
2. Social distance exists between the parties such 

that one does not understand the perspective of 
the other. 

3. An external pattern of violations exists (e.g., an 
era of business retrenchment). 

4. Incentives to breach contracts are very high or 
perpetrators perceive themselves to have no 
alternatives (e.g., organizational crises). 

5. One party places little value in the relationship 
(e.g., alternative parties are relatively available 
and there are few sunk costs). 

 
Tabelle 13: Wann sind Vertragsverletzungen zu 

erwarten? (Rousseau, 1995, S.133) 
 
Abbildung 3 gibt einen Überblick zu verschie-
denen Reaktionsmöglichkeiten von Partnern, 
die mit dem Verlauf einer UP unzufrieden 
sind. Vorgestellt werden konstruktive bzw. 
destruktive und aktive bzw. passive Reakti-
onsmöglichkeiten (vgl. Rusbult et al., 1988, 
1991). 
Rusbult et al. erwarten, dass (1) Partnerunter-
nehmen, die viel Verhandlungszeit und Fi-
nanz-/Sachmittel in die UP investiert haben, 
konstruktive Reaktionen wählen, wenn sie mit 
dem Verlauf der UP unzufrieden sind, und (2) 
Partnerunternehmen, die auf geeignete 
Alternativen zur aktuellen UP zurückgreifen 
können, aktive Reaktionen wählen, wenn sie 
mit dem Verlauf der aktuellen UP unzufrieden 
sind. 

 
 
 
               aktiv 
 
   Vertragsverletzung -  Beschwerde - 
   Vertragskündigung  Problemlöseangebot 
 
 destruktiv        konstruktiv 
 
   Vernachlässigung -  Einseitige Vertrags- 
   Kontaktvermeidung  erfüllung - Loyalität 
 
              passiv 
 

 
Abbildung 3: Überblick zu Reaktionsmöglichkeiten unzufriedener Vertragspartner 
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FK und Mitarbeiter, die bei einem Partner-Un-
ternehmen einen Vertragsbruch erwarten, ach-
ten wesentlich kritischer auf die Austauschbe-
ziehungen und Leistungen des Partners als FK 
und Mitarbeiter, die einem Partner-Unterneh-
men einen deutlichen Vertrauensvorschuss 
gewähren. Folglich werden geringfügige Ab-
weichungen von den vereinbarten Leistungen 
in kritisch betrachteten Partnerschaftsbezie-
hungen eher negativ bewertet und sanktioniert 
als in wohlwollend betrachteten Partner-
schaftsbeziehungen. Denise Rousseau (1995) 
hat die eskalierende Wirkung fehlenden Ver-
trauens eindrucksvoll beschrieben (Kasten 1):  
 
 

„Trust once lost is not easily restored. Good 
relationships tend to manifest high tolerance of the 
behaviors of others, even when they result in 
discrepant outcomes. However, troubled 
relationships of-ten go from bad to worse. 
Organizations and individuals may both go 
through cycles of escalating violation, because 
each may be inclined to perceive adverse events as 
part of a larger pattern of untrustworthy conduct. 
The escalation cycle is brought about because 
people who perceive their relationships as troubled 
react differently to adverse events than those in 
more stable relationships. Healthy relationships 
relax monitoring, but troubled relationships fuel 
it.“ 

 
Kasten 1: Auswirkungen fehlenden Vertrauens 

(Rousseau, 1995, S.120) 
 
Vertrauensverluste enden häufig nicht mit der 
Aufhebung einer Vereinbarung, weil eine ver-
nünftige Vertragsänderung bzw. eine ver-
gleichbare Gegenleistung als Ersatz angeboten 
wird. Jedoch können Ersatzleistungen die Qua-
lität der Beziehung verändern, je nachdem, wie 
stark der symbolische Wert der Ersatzleistung 
ist. 
Der Abschnitt „Evaluation und Unterhaltung 
der Unternehmenspartnerschaft“ endet mit der 
Überlegung, anhand welcher Merkmale erfolg-
reiche Vertragsänderungen charakterisiert wer-
den können. Oder anders formuliert: Was ist 
bei Nachverhandlungen bzw. einer Korrektur 
der vertraglichen Vereinbarung zu 
beobachten? Tabelle 14 gibt einen Überblick. 

 
1. Expressing change in the context of an existing 

contract 
2. Positive relationship between the parties 
3. Few losses or use of loss-reducing strategies 
4. Changes affecting ancillary contract terms   

("the extra"), leaving the core terms relatively 
unaffected 

5. Active participation in change by both parties 
6. Relatively few changes made 
7. Sending signals that the change process is        

ending and new equilibrium is being created 
 
Tabelle 14: Merkmale erfolgreicher Vertragsände-

rungen (Rousseau, 1995, S.160) 
 
Demnach werden Vertragsveränderungen um-
so eher ein Erfolg sein, wenn alle Vertragspar-
teien den definitiven Wunsch und die definiti-
ve Absicht haben, die begonnene Zusammen-
arbeit fortzuführen, und wenn die Änderungen 
sich auf operative Details, nicht aber auf die 
Kernfragen der Zusammenarbeit (z.B. wer in 
welchem Umfang investiert bzw. profitiert) 
beziehen. Bleeke & Ernst (1992) haben in ihrer 
Untersuchung grenzüberschreitender UP nach-
gewiesen, dass sich dauerhafte und erfolgrei-
che Allianzen dadurch auszeichnen, dass die 
Partner-Unternehmen willens und in der Lage 
sind, sich über ihre wechselseitigen Erwartun-
gen und Zielvereinbarungen hinausgehend zu 
entwickeln, neue Technologien in die UP ein-
zubeziehen, Marktveränderungen zu begegnen 
und veränderten Kundenbedürfnissen gerecht 
zu werden: „Wenn Allianzen erst einmal un-
terwegs sind, entdecken sie oft neue Chancen, 
beispielsweise einen neuen Markt oder eine 
neue Methode, ihre Erfahrungen nutzbringend 
einzusetzen. [...] Nahezu 40 Prozent der Alli-
anzen in unserer Analyse steigerten stufenwei-
se ihre ursprünglichen Absichten. Einige ex-
pandierten in neue räumliche oder Produkt-
Märkte, andere erforderten größere Investitio-
nen. Von den so entstandenen Bündnissen wa-
ren 79 Prozent erfolgreich, und 89 Prozent 
laufen noch. Im Gegensatz dazu waren nur 33 
Prozent jeder Allianzen erfolgreich, bei denen 
der Geschäftsumfang unverändert blieb, mehr 
als die Hälfte davon wurde beendet“ (S.122). 
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Wie können die Effekte von Unternehmenspartnerschaften nachgewiesen 
werden? 
 
Unternehmenspartnerschaften sind erfolgreich, 
wenn sie zu einer beiderseitigen Produktivi-
tätssteigerung führen. Der Nachweis, ob eine 
Unternehmenspartnerschaft die Produktivität 
der beteiligten Unternehmen steigert, gelingt 
durch eine verhaltensnahe Messung der durch 
die Unternehmenspartnerschaft erzielten Ef-
fekte. Für diesen Nachweis eignet sich die 
PPM-Methode (Pritchard, Kleinbeck & 
Schmidt, 1993; Werthebach & Schmidt, 1996), 
mit der Mess- und Rückmeldesysteme für die 
Arbeitsproduktivität von Unternehmenseinhei-
ten erstellt werden. 
Mess- und Rückmeldesysteme sensu PPM 
bestehen aus vier Komponenten (Aufgabenbe-
reiche der Unternehmenseinheit, Leistungsin-
dikatoren, Bewertungsfunktionen, Rückmelde-
berichte), die innerhalb der Unternehmensein-
heiten sukzessive formuliert bzw. erstellt wer-
den (siehe Abbildung 4): 
1. Aufgabenbereiche (z.B. qualitätsgerechte 

Produktion; termingerechte Lieferung) ste-
cken den Rahmen für alle Aktivitäten ab, 
durch die die jeweilige Unternehmensein-
heit zur Erreichung der Bereichs- und Un-
ternehmensziele beitragen kann; 

2. Indikatoren (z.B. Produktionsausbeute in 
Prozent; Häufigkeit von Lieferverzöge-
rungen in Prozent) sind Messgrößen dafür, 
wie gut die Unternehmenseinheit ihre 
jeweiligen Aufgaben, Funktionen und 
Pflichten erfüllt. Indikatoren sind so zu 
formulieren, dass sie von den Mitarbeitern 
der Unternehmenseinheit weitgehend 
beeinflusst werden können; dann wissen die 
Mitarbeiter auch um ihre Verantwortung für 
die Produktivität des Unternehmens; 

3. Bewertungsfunktionen geben wieder, wel-
che Beiträge die jeweiligen Indikatorwerte 
(z.B. 93% Produktionsausbeute) zur Ge-
samtproduktivität der Unternehmenseinheit 
liefern; Mitarbeiter, die sich auf einheitliche 
Bewertungen ihrer Leistungen verständigt 
haben, fällt es nicht schwer, Arbeitsprioritä-
ten zu setzen; 

4. Rückmeldeberichte helfen der Mitarbeitern, 
sich kontinuierlich über die Entwicklung ih-
rer Arbeitsproduktivität zu informieren; da-
durch erfahren sie, welche Arbeitsstrategien 
und Maßnahmen sich günstig auf ihre Ar-
beitsproduktivität auswirken. 
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Abbildung 4: Ausarbeitung und Anwendung von Produktivitätsmeßsystemen 
 
Üblicherweise wird das Mess- und Rückmel-
desystem von den Mitarbeitern der jeweiligen 
Unternehmenseinheiten entwickelt; gleichzei-
tig ist die Abstimmung zwischen den Mitarbei-
tern und dem Management über die konkrete 
Ausgestaltung des Mess- und Rückmeldesys-
tems fester Bestandteil der PPM-Methode. 
Wird die Entwicklung und Anwendung eines 
Mess- und Rückmeldesystems mit der Ent-
wicklung einer UP kombiniert, kann es sinn-
voll sein, die Mitglieder des UP-
Entwicklungsteams eines Unternehmens das 

Mess- und Rückmeldesystem für die Produkti-
vität der relevanten Unternehmenseinheit(en) 
gleich mit entwickeln zu lassen. Das PPM-
Entwicklungsteam ist dann hierarchieübergrei-
fend zusammengesetzt. Vorteile hierarchie-
übergreifend zusammengesetzter PPM-
Entwicklungsteams werden in Pritchard 
(1995), Werthebach & Schmidt (1996) und 
Werthebach, Schmidt & Kleinbeck (im Druck) 
resümiert. 
 

Bestimmung von AUFGABENBEREICHEN: 
Welche Aufgaben, Pflichten und Funktionen  

hat die Unternehmenseinheit zu erfüllen? 

Entwicklung von INDIKATOREN: 
In welchen von den Mitarbeitern zu beeinflussenden 
Meßgrößen spiegelt sich wider, wie gut die Unter-

nehmenseinheit ihre Aufgaben, Funktionen und 
Pflichten erfüllt? 

Festlegung von BEWERTUNGSFUNKTIONEN: 
Welche Produktivitätsbeiträge resultieren aus den 

jeweiligen Indikatorausprägungen? 

Phase der 
Ausarbeitung  

des  
Meßsystems 

RÜCKMELDUNG der Leistungsdaten  
an die Mitarbeiter der Arbeitseinheit. 

 
Analyse der Rückmeldedaten auf Leistungs-
veränderungen, Trends und Zusammenhänge. 

 
Bewertung der Leistungsveränderungen,  

Trends und Zusammenhänge. 
 

Festlegung von (neuen) Leistungsprioritäten. 
 

Entwicklung, Erprobung und Bewertung  
von Strategien und Maßnahmen  

zur Produktivitätssteigerung. 

Phase der 
Anwendung 

des 
Rückmelde-

systems 
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Da die für die Produktivität des Unternehmens 
zentralen Einflussfaktoren als Aufgabenberei-
che und Leistungsindikatoren abgebildet wer-
den, sind die Mitarbeiter in der Lage, Ursachen 
für Veränderungen der Arbeitsproduktivität zu 
identifizieren und gezielt Maßnahmen zur Pro-
duktivitätssteigerung zu ergreifen. Gleichzeitig 
hilft PPM, Maßnahmen zur Neugestaltung von 
Geschäftsfeldern, Verfahrens- und Arbeitsab-
läufen in ihrem Erfolg zu bewerten. Schließ-
lich kann PPM die Grundlage für personalpoli-
tische Maßnahmen zur Produktivitätssteige-
rung (z.B. Zielvereinbarungen, Entlohnungs-
systeme, Anreizgestaltung) liefern. 
 

Wie sieht die Nachweisstrategie für Effekte 
einer UP aus? Wenn Sie vor, während und 
einige Zeiteinheiten nach der Entwicklung der 
UP relevante Indikatordaten sammeln, dann 
sind Sie in der Lage, die Effekte der Entwick-
lung der UP von den Effekten der Pflege der 
UP zu trennen. Gegebenenfalls können die 
Effekte einer partiellen Umsetzung von den 
Effekten einer vollständigen Umsetzung unter-
schieden werden. Als Nachweisstrategie bietet 
sich ein Vergleich mit Unternehmenseinheiten 
an, die nicht von der UP berührt werden, aber 
über vergleichbare Aufgabenbereiche, Indika-
toren, Technologien, Arbeitsabläufe und Kun-
denstrukturen verfügen. 

  
 
Wie kommen Produktivitätssteigerungen durch Unternehmenspartner- 
schaften zustande? 
 
Die Frage, auf welchem Wege Produktivitäts-
steigerungen durch 
Unternehmenspartnerschaften (UP) zustande 
kommen, kann anhand des (erweiterten) 
Modells des geplanten Handelns (vgl. Ajzen, 
1985, 1987, 1991; Ajzen & Madden, 1986; 
Doll, Mentz & Orth, 1991) erläutert werden. 
Die soziale Norm im Modell von Ajzen gibt 
den „sozialen Umgebungsdruck“ wieder, den 
Führungskräfte (FK) und Mitarbeiter in den 
von einer UP betroffenen Unternehmensberei-
chen wahrnehmen: FK und Mitarbeiter regist-
rieren, dass Vertreter des Managements ihres 
Unternehmens und Ansprechpartner im Part-
ner-Unternehmen erwarten, dass sie (die FK 
und Mitarbeiter) sich den Belangen des eige-
nen Unternehmens als auch den Belangen des 
Partner-Unternehmens widmen. Im einzelnen 
kann sich die Erwartung darauf beziehen, wie 
die Ansprechpartner im Partner-Unternehmen 
bei regulärer Zusammenarbeit (z.B. gemein-
samer Produkt- oder Verfahrensentwicklung, 
gemeinsamer Logistik, gemeinsamem Marke-
ting) bzw. in Ausnahmesituationen (z.B. bei 
Lieferschwierigkeiten, bei Qualitätsmängeln, 
bei Anwendungsproblemen) zu informieren 
und zu unterstützen sind. Formal kann diese 
Erwartungshaltung mit der Norm begründet 
werden, dass Vereinbarungen und Verträge 
gewissenhaft zu erfüllen sind - zumindest so-
lange, wie die Vereinbarungen und Verträge 

technisch und ökonomisch vernünftige Lösun-
gen enthalten. 
Zu den Veranstaltungen und Medien, die bei 
der Kommunikation von Erwartungen einge-
setzt werden, zählen Informationsveranstaltun-
gen, Diskussionsrunden und Projektgruppen, 
in denen die UP-Vereinbarung und ihre Um-
setzung konzeptuell vorbereitet wird, sowie 
Unternehmensleitbilder und Führungsgrund-
sätze, in denen die UP-Vereinbarung und ihre 
Umsetzung an FK und Mitarbeiter vermittelt 
wird, die nur indirekt an der Gestaltung der UP 
mitgewirkt haben. Ist es für FK oder Mitarbei-
ter lohnend, dem Erwartungsdruck zu wider-
stehen, hat die soziale Norm keinen Einfluss 
auf deren Absicht, sich für das Partner-
Unternehmen einzusetzen. Sind FK oder Mit-
arbeiter unschlüssig, inwieweit sie sich für 
eine UP einsetzen wollen oder sollen, dann 
kann ein leichter Erwartungsdruck die Bereit-
schaft der FK und Mitarbeiter erhöhen, die UP 
zumindest eine Zeit lang zu prüfen. Neben 
sozialen Verhaltensnormen haben auch persön-
liche Normen (z.B. eine persönliche morali-
sche Verpflichtung) Einfluss auf die persönli-
chen Handlungsabsichten. 
 
Die persönliche Einstellung gibt die Bewer-
tung wieder, die FK und Mitarbeiter der Zu-
sammenarbeit mit dem bzw. den Partner-
Unternehmen zuweisen. Die Bewertung kann 
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sich auf technische Faktoren (z.B. Prozesseffi-
zienz), ökonomische Faktoren (z.B. Wirt-
schaftlichkeit), personale Faktoren (z.B. Zu-
verlässigkeit und Vertrauenswürdigkeit der 
Ansprechpartner) sowie strategische Aspekte 
(z.B. langfristige und systemische Klugheit) 
beziehen. Von Mitarbeitern, die eine verein-
barte UP positiv bewerten, darf erwartet wer-
den, dass sie die Absicht haben, sich für die 
UP einsetzen. Die Wechselwirkungen zwi-
schen den Modellkomponenten persönliche 
Einstellung und emotionale Reaktion verdeut-
lichen, dass FK und Mitarbeiter, die mit dem 
Verlauf einer UP (nicht) zufrieden sind, eine 
positive (negative) Einstellung gegenüber der 
UP herausbilden. Darüber hinaus steht zu er-
warten, dass Probleme in der Zusammenarbeit 
weniger Ärger verursachen, wenn die FK und 
Mitarbeiter die UP grundsätzlich positiv be-
werten. 

 
Die emotionale Reaktion im Modell verdeut-
licht, dass ein Mitarbeiter sich nicht bzw. we-
niger stark für ein Partner-Unternehmen ein-
setzen will, wenn er sich z.B. über seine An-
sprechpartner im anderen Unternehmen ärgert. 
Die Ärgerreaktion kann ihrerseits aus schlech-
ten Ergebnissen resultieren, die die Zusam-
menarbeit für den Mitarbeiter erbracht hat. Die 
Wechselwirkungen zwischen den Modellkom-
ponenten emotionale Reaktion und subjektive 
Kompetenz verdeutlichen, dass sich Ärger (Zu-
friedenheit) in einer geringen (hohen) Erfolgs-
zuversicht des Mitarbeiters niederschlägt. An-
dererseits darf angenommen werden, dass er-
folgszuversichtliche (misserfolgsängstliche) 
Mitarbeiter auf Probleme in der Zusammenar-
beit weniger stark (stärker) mit Enttäuschung 
bzw. Ärger reagieren. 
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Abbildung 5: Erweitertes Modell des geplanten Handelns (nach Doll, Mentz & Orth, 1991) 
 
Die subjektive Kompetenz gibt das problem-
spezifische bzw. generalisierte Vertrauen der 
FK und Mitarbeiter in die eigenen Fähigkeiten 
wieder. Im vorliegenden Kontext geht es um 
die Fähigkeit, eine UP in konzeptueller und 
operativer Hinsicht zu etablieren und bei 
Komplikationen in der Zusammenarbeit die 
UP wiederherzustellen (‘maintenance’). Hand-
lungsabsichten und Handlungsergebnisse las-
sen sich nur dann aufgrund sozialer Normen, 
persönlicher Einstellungen und emotionaler 
Reaktionen vorhersagen, wenn die Mitarbeiter 
in der Lage sind bzw. sich als hinreichend 
kompetent erleben, eine UP auch in Problemsi-
tuationen aufrechtzuerhalten. Von der Modell-
komponente subjektive Kompetenz gehen zwei 
Wirkungspfeile aus. Der linke Pfeil verdeut-
licht, dass Normensendungen, Einstellungen, 
emotionale Reaktionen und das Kompetenzer-
leben einander ergänzen oder kompensieren 
können; z.B. kann geringes Vertrauen in die 
eigenen Fähigkeiten mit der Absicht einherge-
hen, sich für die UP einzusetzen, wenn die 
persönliche Einstellung und die emotionale 
Reaktion für die UP sprechen. Der rechte Pfeil 
deutet an, dass Handlungsabsichten und das 
Kompetenzerleben gemeinsam wirken; z.B. 
wird sich ein unsicherer Mitarbeiter bei der 

Umsetzung der UP zurückhalten, um keine 
Fehler zu machen, oder aber engagiert arbeiten 
und einige Fehler riskieren. Im Rahmen dieser 
Argumentation wird unterstellt, dass das 
Selbstvertrauen des Mitarbeiters mit seinen 
„tatsächlichen“ Fähigkeiten korrespondiert. 
 
Ajzen (1991) und Jonas & Doll (1996) haben 
Untersuchungen zur Überprüfung des Ajzen-
Modells gesichtet und Fragen zum Geltungs-
bereich, zum Intentionsbegriff und zur Suffi-
zienz des Modells diskutiert. Von Six & Eckes 
(1996) stammt eine vergleichende Betrachtung 
der Meta-Analysen, die mit dem Ziel durchge-
führt wurden, die Beziehungen zwischen den 
einzelnen Modellkomponenten zu überprüfen. 
Eine in Vorbereitung befindliche aktualisierte 
Version ihrer Meta-Analyse von 1994, die 768 
Publikationen im Zeitraum von 1927 bis 1993 
berücksichtigt, umfasst insgesamt 887 unab-
hängige Studien: „Die geschätzte Einstellungs-
Verhaltens-Korrelation beträgt hier bei 644 
Studien .36 (minderungskorrigiert .46). Die 
Korrelation zwischen Einstellung und Verhal-
tensintention auf der Basis von 414 Studien 
ergibt sich zu .41 (minderungskorrigiert .51). 
Für den Zusammenhang zwischen Verhaltens-
intention und Verhalten beläuft sich die Schät-
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Norm 

Persönliche 
Einstellung 

Emotionale 
Reaktion 

Subjektive 
Kompetenz 

Handlungs- 
absicht 

Handlungs- 
ergebnis 
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zung auf .40 (minderungskorrigiert .51)“ (S. 
13). 
 
Zum Abschluss des Kapitels sei noch einmal 
Denise Rousseau (1995) zitiert. Sie hat Rah-
menbedingungen diskutiert, die einen Einfluss 
darauf haben, ob eine Partei ein Versprechen 
einhält, das sie einer anderen Partei gegenüber 
formuliert hat (siehe Tabelle 15). Ihre Überle-
gungen decken sich weitgehend mit der Erläu-
terung des Ajzen-Modells. 
 
Promise keeping is a major feature of maintaining 
contractual agreements. It is likely to be greatest in 
the following situations: 
1. People are conscious of making a promise and 

are committed to keeping it. 
2. People perceive high degrees of personal 

control. Individuals are likely to keep promises 
when they feel capable of doing so and break 
them when they feel powerless to do otherwise. 
Situational factors, such as economic problems, 
can compromise promise keeping. 

3. Individuals have personality types with a high 
internal locus of control or strong ethical or 
moral standards affecting their behavior, 
making them resistant to situational pressures 
and constraints. 

4. Knowledge is easily available regarding the 
effect of breach on others when the other 
parties to the contract are highly visible to the 
promisor (such as one's coworkers or 
immediate staff). When the promise is 
relatively distant from the promisor (employees 
at lower level in a large firm) or when one party 
is relatively invisible to the other (e.g., 
individual stockholders), breach of promise is 
more likely. 

5. Social norms support promise keeping as 
appropriate behavior. Stable work groups, 
whose norms are intact, will demonstrate more 
promise keeping than unstable ones. When 
there is a long history of contract breach (e.g., 
repeated downsizing), such changes erode 
promise-keeping norms. 

 
Tabelle 15: Wann werden Vereinbarungen ein-

gehalten? (Rousseau, 1995, S.25f) 
 
 
Unternehmensethische Perspektiven der Entwicklung einer 
Unternehmenspartnerschaft 
 
Abschließend wird das Thema Unternehmens-
partnerschaft (UP) in einem weiter gefassten, 
betriebswirtschaftlichen und philosophischen 
Kontext diskutiert. Als Diskussionsgrundlage 
bieten sich ausgewählte Arbeiten zur Wirt-
schafts- und Unternehmensethik an, die nach-
folgend systematisiert und zum Thema UP in 
Beziehung gesetzt werden. Tabelle 16 behan-
delt die Passung betrieblicher Zielsysteme und 
Unternehmensstrategien. Wirtschafts- und un-
ternehmensethische Ansätze sind in der ersten 
und vierten Zeile eingebettet, während be-
triebswirtschaftliche Ansätze in der zweiten 
und dritten Zeile dominieren.  
 
In der Forschung und Entwicklung, der Pro-
duktion, der Logistik und dem Kundendienst 
verfolgen Führungskräfte und Mitarbeiter 
technische Ziele. Sie versuchen, durchdachte 
und ausgereifte Produkte, Dienstleistungen, 
Verfahren und Systeme zu entwickeln, zu 
erstellen bzw. anzubieten. Diese Ausrichtung 
wird von Porter (1985) als Strategie der Pro-

duktführerschaft diskutiert. Da Misserfolge 
oder Rückschläge bei der Bewältigung der 
Entwicklungsaufgaben einzukalkulieren sind, 
ist Beharrlichkeit und Tapferkeit als persönli-
che Tugend geboten. Im Zusammenhang mit 
der Frage, wie ein geeigneter „Nährboden“ für 
die Entwicklung durchdachter und ausgereifter 
Produkte und Problemlösungen entsteht, wer-
den verschiedene Erfolgsfaktoren diskutiert 
(vgl. z.B. Crosby, 1979; DeMarco & Lister, 
1987): 
• ein intensiver Austausch mit Anwendern 

bzw. Verbrauchern,  
• abwechslungsreiche und für das Unterneh-

men bedeutsame Forschungs- und Entwick-
lungsfragen, 

• Entwicklungs- und Entscheidungsfreiheiten 
(z.B. bezüglich der Arbeitsmethodik, der 
Qualitätsstandards und der Dokumentation) 
im Rahmen konkreter und anspruchsvoller, 
aber realisierbarer Forschungs- und Ent-
wicklungsziele, 
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• eine starke, zielbezogene Selbstverpflich-
tung der Mitarbeiter, 

• ruhige, großzügig bemessene und ausgestat-
tete Arbeitsplätze sowie kurze Wege zwi-
schen den Arbeitsplätzen der Teammitglie-
der, 

• ein „Innovationsklima“ (Abpuffern von 
Zeitdruck, fairer Ideenwettbewerb, Zulassen 
von Misserfolg, ungezwungener Austausch 
unter den Führungskräften und Mitarbei-
tern) im Arbeitsalltag, 

• zielbezogene Leistungsrückmeldungen und 
von den Mitarbeitern selbst gewählte Leis-
tungsanreize sowie 

• der Schutz und die Erhaltung erfolgreicher 
Teams durch das Management. 

Haben Unternehmer, Forscher und Entwickler 
durchdachte und ausgereifte Produkte und 
Problemlösungen entwickeln können, dann 
gewinnen sie Ansehen im Sinne technischer 
Kompetenz.

 
Verfolgung ... Grundmotiv Vorherrschen-

de Tugend 
nach  
Platon 

Strategische 
Ausrichtung 

Praktische  
Umsetzung  
der Strategie 

Soziale Seite 
der Strategie 

ideeller Ziele 
(SOZIAL  I) 

Streben nach  
Vernunft 

Weisheit Langfristig und 
systemisch klu-
ge Strategien 

Gestaltung der 
Unternehmens-
verfassung 

Gewinnung  
von Ansehen:  
Führungs-
kompetenz 

technischer Zie-
le 

Streben nach 
Perfektion 

Tapferkeit Produktführer-
schaft, Entwick-
lung eleganter 
Problemlösun-
gen 

Investition in 
F&E, Produk-
tionstechnik und 
Vertriebstechnik 

Gewinnung  
von Ansehen:  
Technische 
Kompetenz 

ökonomischer 
Ziele 

Streben nach 
Ressourcen 

Mäßigung Wachstums-
strategie bzw. 
Kostenführer-
schaft 

Investition in 
Marketing und 
Controlling  

Gewinnung  
von Ansehen: 
Marktmacht 
& Kontrolle 

ideeller,  
technischer und 
ökonomischer 
Ziele (SOZIAL  II) 

Streben nach 
Ausgewogenheit 
der Grundmoti-
ve 

Gerechtigkeit Partnerschafts-
orientierung 

Kommunikative 
Ethik bzw. 
Verantwortungs- 
ethik 

Gewinnung  
von Vertrauen 

 
Tabelle 16: Passung betrieblicher Zielsysteme und Unternehmensstrategien 

 
Bei der Leistungserstellung sowie am Markt 
verfolgen Unternehmer, Führungskräfte und 
Mitarbeiter ökonomische Ziele. Sie versu-
chen, ihre Produkte und Dienstleistungen mit 
möglichst geringem Ressourceneinsatz herzu-
stellen bzw. zu erbringen (Strategie der Kos-
tenführerschaft; Porter, 1985). Darüber hinaus 
versuchen sie, möglichst viele ihrer Produkte 
und Dienstleistungen zu vermarkten (Wachs-
tumsstrategie) oder ihre Produkte und Dienst-
leistungen am Markt gegen möglichst viele 
(finanzielle) Ressourcen einzutauschen (Hoch-
preisstrategie). Die Ressourcen schonende 
Herstellung bzw. Leistungserbringung sowie 
einträgliche Vermarktung hat technische bzw. 
psychologische Grenzen und setzt „Mäßigung“ 
bei den Unternehmern, Führungskräften und 

Mitarbeitern voraus: (1) Das Unternehmen 
erhält keine hochwertigen personellen und 
materiellen Ressourcen, wenn als Gegenleis-
tung zu wenig finanzielle Ressourcen angebo-
ten werden; (2) Die Qualität der Produkte und 
Dienstleistungen leidet, wenn zu wenig Res-
sourcen investiert werden; (3) Die Weiter- 
bzw. Neuentwicklung der Produkte und 
Dienstleistungen stagniert, wenn zu wenig 
Ressourcen investiert werden; (4) Anwender 
bzw. Verbraucher wechseln zu konkurrieren-
den Anbietern oder Substituten, wenn zu viele 
Ressourcen als Gegenleistung verlangt werden. 
Akzeptable Preise können kosten-, abnehmer- 
oder wettbewerberorientiert ermittelt werden. 
Während im Rahmen einer kostenorientierten 
Preisfindung Entgelte ermittelt werden, die 
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nach Möglichkeit die Vollkosten des Produk-
tes und der Dienstleistungen decken, werden 
Entgelte im Rahmen einer abnehmerorientier-
ten Preisfindung nach Maßgabe der Preisbe-
reitschaft (Preisobergrenzen), der Reaktionen 
der Nachfrager auf Preisänderungen (Preiselas-
tizität) sowie der Möglichkeiten zur Preisdiffe-
renzierung ermittelt. Im Rahmen einer wett-
bewerberorientierten Preisfindung sind Anpas-
sungen an den durchschnittlichen Marktpreis, 
konsequente Preisunterbietungen sowie Preis-
überbietungen zu diskutieren. Letztere können 
mit Image- oder Qualitätsvorteilen gegenüber 
der Konkurrenz begründet sein. 
Akzeptable Kosten können im Rahmen einer 
Wertanalyse, eines Benchmarking-Prozesses 
oder eines Reengineering-Programms ermittelt 
werden. Ziel der Wertanalyse (vgl. Gage, 
1967) ist es, Produkte und Dienstleistungen 
mit gegebenem Funktionswert (z.B. 
Gebrauchswert, Gestaltungswert, Prestigewert) 
kostengünstiger zu erstellen. Ziel des Bench-
marking (vgl. Camp, 1989) ist es, die 
Leistungs- und Kostenstruktur im Unterneh-
men zu verbessern. Ansatzpunkt ist ein Ver-
gleich der Qualität und Kosten der Einkäufe, 
Produkte, Dienstleistungen, Prozesse und Sys-
teme des eigenen Unternehmens mit der Quali-
tät und den Kosten der Einkäufe, Produkte, 
Dienstleistungen, Prozesse und Systeme der 
weltweit führenden Anbieter bzw. Verwender 
vergleichbarer Leistungen (nicht notwendi-
gerweise aus derselben Branche). Aus dem 
richtigen Vergleichsmaßstab ergeben sich an-
spruchsvolle Zielgrößen und Impulse für ein 
Reengineering bzw. einen kontinuierlichen 
Verbesserungsprozess. Ziel des Business 
Reengineering (vgl. Hammer & Champy, 
1995) ist es, die Leistungs- und Kostenstruktur 
im Unternehmen durch ein  grundlegendes 
Überdenken und radikales Neugestalten aller 
Geschäftsprozesse bei gleichzeitiger Fokussie-
rung auf das Kerngeschäft deutlich zu verbes-
sern. Ansatzpunkte sind Kosten, Qualität, Ser-
vice und Zeit. Referenzpunkt der Leistungsop-
timierung ist die Kundenzufriedenheit. 
Haben Unternehmer, Führungskräfte und Mit-
arbeiter akzeptable Erlöse und Kosten erzielen 
können, dann gewinnen sie Ansehen im Sinne 
von Kontrollkompetenz („alles im Griff“) bzw. 
Marktmacht. 
 

Unternehmer, Führungskräfte und Mitarbeiter 
verfolgen ideelle Ziele, wenn sie langfristig 
und systemisch vernünftige bzw. kluge Strate-
gien wählen. Langfristig und systemisch ver-
nünftige bzw. kluge Strategien zeichnen sich 
dadurch aus, dass bisherige und in Zukunft zu 
erwartende Aktionen und Reaktionen der 
wichtigsten Marktteilnehmer in die Kalküle 
der Entscheider einbezogen werden. Auf zwei 
Gestaltungsansätze soll in diesem Zusammen-
hang verwiesen werden. Nalebuff & Branden-
burger (1996) haben eine spieltheoretisch fun-
dierte betriebswirtschaftliche Methode vorge-
stellt, wie Unternehmen strategische Allianzen 
zur langfristigen Durchsetzung ihrer techni-
schen und ökonomischen Ziele bilden können. 
Das Schwergewicht ihrer Arbeit liegt auf der 
Analyse von Märkten, der Identifikation ge-
eigneter Kooperationspartner bzw. Konkurren-
ten sowie der Auswahl geeigneter Kooperati-
onsangebote bzw. „Angriffsstrategien“. Tabel-
le 17 bietet eine Übersicht zu den von Nale-
buff & Brandenburger vorgestellten Baustei-
nen ihrer Methode. Die Mehrwert-Analyse ist 
der Dreh- und Angelpunkt ihres Ansatzes. Der 
Mehrwert eines Unternehmens ABC ist der 
Wert des Spiels, wenn ABC im Spiel ist, mi-
nus dem Wert des Spiels, wenn ABC nicht im 
Spiel ist. Die Mehrwerte der an einem Spiel 
beteiligten Unternehmen bestimmen, wer im 
Spiel Macht besitzt und wer die Gewinne er-
zielen wird. Jedes der in Tabelle 17 genannten 
Elemente des Spiels ist ein Hebel zu dessen 
Änderung. Unternehmen können entscheiden 
bzw. dazu bewegt werden,  
• in ein Spiel einzutreten oder es zu verlas-

sen, 
• die Beziehungen zu Kunden und Lieferan-

ten, Konkurrenten und Komplementären zu 
verändern, 

• die Spielregeln (Konkurrenzklauseln, Min-
destabnahmeverträge, Rabatte u.a.) zu ver-
ändern,  

• ihre Taktiken (Mittel, die zur Formung der 
Erwartungen der Mitspieler eingesetzt wer-
den) zu ändern oder 

• die Spielräume zu verändern. 
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Fragen zu den Spielern 
• Haben Sie das Wertenetz Ihres Unternehmens 

so aufgeschrieben, dass die Liste der Spieler so 
vollständig wie möglich ist, und haben Sie auch 
die Wertenetze der wichtigsten Spieler berück-
sichtigt? 

• Welche Gelegenheiten zu Kooperation und 
Konkurrenz haben Sie in Ihren Beziehungen zu 
Ihren Kunden und Lieferanten, Konkurrenten 
und Komplementoren? 

• Würden Sie gern die Spielerliste ändern - vor 
allem, welche Spieler würden Sie gern ins Spiel 
bringen? 

• Wer gewinnt, wer verliert, wenn Sie ins Spiel 
eintreten? 

Fragen zu den Mehrwerten 
• Was ist Ihr Mehrwert? 
• Wie können Sie Ihren Mehrwert steigern - vor 

allem, treue Kunden und Lieferanten gewin-
nen? 

• Was sind die Mehrwerte der anderen Spieler in 
Ihrem Spiel? Liegt es in Ihrem Interesse, deren 
Mehrwerte zu begrenzen? 

Fragen zu den Regeln 
• Welche Regeln sind gut, welche schlecht für 

Sie? 
• Welche Regeln hätten Sie gern - vor allem, was 

für Verträge hätten Sie gern mit Ihren Kunden 
und Lieferanten? 

• Liegt es in Ihrer Macht, diese Regeln aufzustel-
len? Hat jemand anders die Macht, sie umzu-
stoßen? 

Fragen zu den Taktiken 
• Wie fassen andere Spieler das Spiel auf? Wie 

wirken diese Auffassungen auf den Ablauf des 
Spiels ein? 

• Welche Auffassungen würden Sie gern bestär-
ken, welche verändern? 

• Wollen Sie das Spiel lieber transparent oder 
undurchsichtig gestalten? 

Fragen zum Spielraum 
• Was ist der gegenwärtige Spielraum des Spiels? 

Wollen Sie ihn verändern? Möchten Sie das 
gegenwärtige Spiel mit anderen Spielen verbin-
den? 

• Möchten Sie das jetzige Spiel von anderen 
Spielen abtrennen? 

 
Tabelle 17: Bausteine der Methode von Nalebuff  

& Brandenburger (1996, S.283) 
 
Der zweite Ansatz, der in bezug auf den Ein-
satz langfristig und systemisch kluger Strate-
gien von Bedeutung ist, ist der wirtschafts- und 

unternehmensethische Ansatz von Homann 
und Mitarbeitern. Nach Homann & Blome-
Drees (1992) „resultiert die moderne Ökono-
mik historisch (A. Smith) wie systematisch aus 
der Ethik. Man sieht das daran, dass man in 
beliebige ökonomische Analysen nur zwei 
Dimensionen einzuführen braucht, um wieder 
Ethik zu treiben: die zeitliche und die soziale 
Dimension. Geht es nicht mehr um kurzfristi-
ge, sondern um langfristige Vorteilserwägun-
gen, und geht es darüber hinaus nicht mehr um 
individuelle Vorteilserwägungen, sondern um 
Vorteilserwägungen für die Allgemeinheit, ist 
man mitten in der Diskussion um ethische Fra-
gen. [...] Dies bedeutet, dass es weder eine 
Dominanz der Ethik über die Ökonomik geben 
kann noch eine Reduktion ethischer Überle-
gungen auf ökonomische Kalküle“ (S.101). 
Mit dem Begriff Moral wird ein jeweils fak-
tisch geltender Bestand an Normen beschrie-
ben. Der Begriff Ethik bedeutet dagegen die 
methodische Reflektion über Moral. 
Homanns institutionenethischer Entwurf (s.u.), 
in dem das langfristige Eigeninteresse der 
Wirtschaftssubjekte der Moral zur Geltung 
verhelfen soll, verrät jedoch ethische Skepsis: 
Homan und Mitarbeiter scheinen an der ver-
nunftethischen Begründbarkeit eines universa-
len ‘moral point of view’ als auch an der mora-
lischen Stärke der Menschen zu zweifeln, denn 
ihre ökonomische Theorie der Moral zielt 
nicht ab auf die Begründung von Moralansprü-
chen, sondern auf die Entlastung der Wirt-
schaftssubjekte von moralischen Erwägungen, 
indem sie die „knappe Ressource Moral“ 
durch ökonomische Interessenlenkung wei-
testmöglich zu substituieren versuchen (Ulrich, 
1993b). 
Homann & Blome-Drees (1992) legen den 
Schwerpunkt ihrer Arbeit auf die kritische Re-
flexion der Rahmenbedingungen der Privat-
wirtschaft und die Anregung allgemeinver-
bindlicher Spielregeln, in denen Moral veran-
kert ist: „Der systematische Ort der Moral in 
einer Marktwirtschaft ist die Rahmenordnung. 
[...] Angesichts von Wettbewerbs-, d.h. Di-
lemmastrukturen sind moralische Probleme im 
Wirtschaftsleben kollektiver Natur und können 
demzufolge nicht vom einzelnen, sondern nur 
kollektiv gelöst werden“ (S.35). „Wollte man 
vom einzelnen [Unternehmer] moralisch be-
gründete Mehr- bzw. Vorleistungen verlangen, 
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würde man ihm zumuten, dass er durch seine 
Konkurrenten aus dem Markt gedrängt und 
wirtschaftlich ruiniert wird. Deshalb muss man 
moralische Werte wettbewerbsneutral durch-
setzen. Man muss sie in den Spielregeln gel-
tend machen, die für alle Marktteilnehmer 
gleichermaßen gelten, weil sonst moralisches 
Verhalten bestraft und unmoralisches Verhal-
ten belohnt wird“ (S.36). Langfristige Ge-
winnmaximierung ist die moralische Pflicht 
der Unternehmer, weil genau dieses Verhalten 
- unter Voraussetzung einer geeigneten und 
funktionierenden wirtschaftlichen Rahmen-
ordnung - den Interessen aller Beteiligten am 
besten dient (aufgrund der Interdependenz von 
Produktion und Verteilung; Rawls, 1975). 
„Staatliche Ordnungspolitik verschafft damit 
den Unternehmen die Legitimation ihres Tuns, 
und Legitimation, gesellschaftliche Akzeptanz, 
ist die Voraussetzung dauerhaften wirtschaftli-
chen Erfolgs“ (S.39). Homann & Blome-Drees 
„beauftragen“ die Wirtschaftspolitik, einen 
Handlungsrahmen zu schaffen, der einer Aus-
beutung von Ressourcen und einer Diskrimi-
nierung von Marktteilnehmern entgegenwirkt.  
Eine unternehmensethische Verpflichtung ent-
steht nach Homann & Blome-Drees dann, 
wenn ordnungspolitische Defizite wirksam 
werden (Politikversagen): „In solchen Fällen 
sind die Unternehmen aufgefordert, eigenstän-
dige Legitimationsbemühungen anzustrengen. 
Hier entsteht ein Bedarf an moralischer Ver-
antwortungsübernahme durch die Unterneh-
men, der über das normale Maß der system-
konformen Gewinnorientierung hinausgeht.  
[...] Bei Defiziten der Rahmenordnung ergeht 
an die Unternehmen der Auftrag, die im Nor-
malfall an die Ordnungsebene abgegebene 
moralische Verantwortung wieder auszuüben, 
um so das entstandene Verantwortungsvakuum 
zu füllen. Die Aufgabe der Unternehmensethik 
ist es, diesen über die i.e.S. wirtschaftsethi-
schen Vorgaben hinausgehenden Bedarf an 
moralischer Verantwortung der Unternehmen 
zu identifizieren und Möglichkeiten aufzuzei-
gen, wie Unternehmen solchen Erwartungen 
gerecht werden können“ (S.116f). Wirtschafts-
subjekte sollen in diesem Fall selbst ethisch 
am Markt agieren (unternehmensethische Ver-
antwortung tragen) und sich an der Weiterent-
wicklung bzw. Neugestaltung der Rahmenord-

nung beteiligen (als Staatsbürger politische 
Verantwortung tragen). 
 
Mit dem Entwurf von Homann und Mitarbei-
tern sind mehrere Umsetzungsprobleme ver-
bunden. Diese zeigen gleichzeitig, warum die 
Verfolgung langfristig und systemisch kluger 
Strategien zu kurz greift: (1) Anhand welcher 
Bezugsgröße bzw. Regel können Unternehmer 
prüfen, ob die wirtschaftliche Rahmenordnung 
in hinreichendem Maß der Moral zur Geltung 
verhilft? Steinmann & Löhr (1994) diskutieren 
die Bezugsgröße ‘gesellschaftlicher Frieden’ 
im Sinne eines freien Konsenses aller Bürger. 
(2) Ist zu erwarten, dass die Rahmenordnung 
quasi deterministisch „durch den Marktme-
chanismus hindurchgreife“ und somit den Un-
ternehmer von jeder autonom zu verantwor-
tenden, freien Entscheidung entlaste? Wie muß 
die Exekutive ausgestaltet und ausgestattet 
sein, damit sie die Einhaltung der wirtschaftli-
chen Rahmenordnung und Verordnungen ge-
währleistet, gleichzeitig aber bürgerliche Rech-
te nicht beschneidet? (3) Anhand welcher Be-
zugsgröße bzw. Regel kann die Legislative 
prüfen, welcher Gesetzentwurf - angesichts 
vorherrschender Interessenkonflikte - der Mo-
ral in stärkerem Maß zur Geltung verhilft? Ist 
es hinreichend, wenn - wie Homann & Blome-
Drees vorschlagen - Unternehmer und 
Verbraucher ihre jeweiligen Interessen im Ge-
setzgebungsverfahren einzubringen und durch-
zusetzen versuchen? Rawls (1975) diskutiert 
die Bezugsgröße ‘Zustimmungsfähigkeit’ in 
Verbindung mit der Annahme des Nichtwis-
sens (‘veil of ignorance’) der an der Gesetzge-
bung beteiligten Personen um die eigene der-
zeitige Ressourcenausstattung (geistiges, kör-
perliches und materielles Vermögen). 
 
Auch wenn die Umsetzungsproblematik nicht 
zufriedenstellend gelöst ist, können Instrumen-
te bzw. Medien benannt werden, die die prak-
tische Umsetzung ideeller Ziele unterstützen. 
Was für die Wirtschaftsethik die wirtschaftli-
che Rahmenordnung, das ist für die Unter-
nehmensethik die Unternehmensverfassung: 
Langfristig und systemisch kluge Strategien 
können im Gesellschaftsvertrag, in Arbeitsver-
trägen, in Betriebsvereinbarungen, aber auch 
im Unternehmensleitbild sowie in Führungs-
grundsätzen verankert werden. (Zur Unter-
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nehmensverfassung i.w.S. zählen darüber hin-
aus gesetzliche Regelungen wie das Wettbe-
werbs-, das Kapitalmarkt-, das Verbraucher-
schutz-, das Gesellschafts-, das Arbeits- und 
das Mitbestimmungsrecht.) Abschließend kann 
auch bezüglich der Verfolgung ideeller Ziele 
auf eine soziale Wirkung verwiesen werden. 
Unternehmer, Führungskräfte und Mitarbeiter, 
die ideellen Zielen zur Geltung verholfen ha-
ben, wirken bzw. gelten als kompetent in der 
Führung von Unternehmen bzw. Unterneh-
menseinheiten. 
 
Nachfolgend werden zwei unternehmensethi-
sche Entwürfe vorgestellt (Steinmann & Löhr, 
1988, 1989, 1994; P. Ulrich, 1993abc), in de-
nen die Umsetzungsprobleme zumindest an-
satzweise eine Lösung erfahren. Sie stellen 
zwei konzeptuelle Varianten dar, in deren 
Rahmen ideelle, technische und ökonomi-
sche Ziele in einem gesellschaftlich (oder zu-
mindest partnerschaftlich) ausgewogenen Ver-
hältnis verfolgt werden können. Beide Entwür-
fe werden dem Ansatz der kommunikativen 
Ethik (vgl. Apel, 1976; Habermas, 1983) zuge-
rechnet. Für den kommunikationsethischen 
Spezialfall, dass eine gegenseitige Verständi-
gung über ideelle, technische und ökonomi-
sche Ziele und Mittel aus räumlich-zeitlichen 
Gründen nicht möglich ist, kann auf eine Ver-
antwortungsethik (Jonas, 1979) zurückgegrif-
fen werden. Diese wird zum Abschluss des 
vorliegenden Kapitels skizziert. 
 
Steinmann & Löhr plädieren für eine korrekti-
ve Vermittlung zwischen Ethik und Ökono-
mik. In ihrer Konzeption besteht eine Richtig-
keitsvermutung zugunsten des Formalziels 
‘Gewinnerzielung’. Gewinnmaximierung wird 
dagegen als unrepublikanisch abgelehnt. Un-
ternehmensethik wird als „Gegengift“ gegen 
eine ausschließlich ökonomische Rationalität 
eingesetzt: Sie umfasst „alle durch dialogische 
Verständigung mit den Betroffenen begründe-
ten bzw. begründbaren materiellen und prozes-
sualen Normen, die von einer Unternehmung 
zum Zwecke der Selbstbindung verbindlich in 
Kraft gesetzt werden, um die konfliktrelevan-
ten Auswirkungen des Gewinnprinzips bei der 
Steuerung der konkreten Unternehmensaktivi-
täten zu begrenzen“ (Steinmann & Löhr, 1988, 
S.310). Für Fälle, in denen die Richtigkeits-

vermutung für das Gewinnprinzip nicht greift, 
empfehlen Steinmann & Löhr, eine moralische 
Obernorm als Korrektiv für unternehmerische 
Entscheidungen heranzuziehen. „Vom Grund-
satz geht es hier nicht um eine Eliminierung, 
sondern um eine situationale Beschränkung 
des Gewinnziels in bestimmten Fällen“ 
(Steinmann & Löhr, 1988, S.308). Arbeitsme-
thode der Wahl ist bei Steinmann & Löhr e-
benso wie bei P. Ulrich die Diskursethik Ha-
bermas'scher Prägung: „Die Unternehmens-
ethik sollte als rationale Diskursethik verstan-
den werden. In einem post-traditionalen Zeital-
ter gibt es keine andere Instanz als uns Men-
schen selber, um sich über die Bedingungen 
unseres Zusammenlebens begründet zu ver-
ständigen. Ziel ist der freie Konsens (aller Be-
troffenen) als Basis für eine (bis zur Verände-
rung der Voraussetzungen) dauerhafte friedli-
che Konfliktlösung. Unternehmensethik (als 
Konfliktethik) sollte also nicht primär als eine 
monologische Individualethik angelegt wer-
den. Nur soweit die Handlungssituation keine 
argumentative Verständigung der Betroffenen 
zulässt (z.B. Zeitdruck, fehlende Qualifikati-
on), sollte die Unternehmensleitung stellvertre-
tend im Sinne einer (dialogisch verstandenen) 
Verantwortungsethik handeln und später Re-
chenschaft geben“ (Steinmann, 1988, 
Sp.2127f).  
Das Verhältnis von Wirtschafts- zu Unterneh-
mensethik konzipieren die Autoren als ein 
zweistufiges Rechtfertigungsproblem: „Auf 
der ersten Stufe (der Ebene der Wirtschafts-
ordnung) ist das Gewinnprinzip zusammen mit 
seinen vielen Konnex-Instituten (Gesell-
schafts-recht, Wettbewerbsrecht, Arbeitsrecht, 
Mitbestimmungsrecht, Kapitalmarktverfas-
sung, etc.) immer wieder auf seine Legitimati-
on hin zu befragen; das wäre die Aufgabe einer 
Wirtschaftsethik im allgemeinen (Ethik der 
Wirtschaftsordnung). Eine solche Rechtferti-
gung begründet dann aber für den Fall, dass sie 
als gelungen bezeichnet werden kann, nicht 
auch schon eine hinreichende Legitimation 
jeder einzelnen unternehmerischen Entschei-
dung, sondern nur eine Richtigkeitsvermutung. 
Diese kann in jedem konkreten Einzelfall wi-
derlegt werden, nämlich dann, wenn die be-
sonderen Mittel, die zur Gewinnerzielung ge-
wählt werden sollen, auf ethische Bedenken 
stoßen.  
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Auf einer zweiten Stufe, der Unternehmens-
ebene als Ort der konkreten Umsetzung des 
Gewinnprinzips, müssen deshalb alle Ent-
scheidungen und Handlungen erst einmal dar-
aufhin geprüft werden, ob mit ihnen nicht 
Auswirkungen verbunden sind, die unter ethi-
schen Gesichtspunkten nicht akzeptiert werden 
können. Die Notwendigkeit einer solchen 
zweiten Rechtfertigungsstufe folgt unmittelbar 
aus der Einsicht, dass es bei dem Prinzip der 
Gewinnsteuerung bloß um ein formales Krite-
rium für die Ordnung der gesamten Wirtschaft 
geht. Dieses Kriterium ist jeder Unternehmung 
und jedem, der sich am Wirtschaftsprozess 
beteiligen will, als Formalziel vorgegeben. Mit 
diesem Formalziel sind jedoch prinzipiell auch 
solche materiellen Mittelwahlen (Strategie, 
Produkt-Markt-Konzept, operative Steue-
rungshandlungen in Funktionsbereichen der 
Unternehmung) vereinbar, die nicht nur die 
legitimierte Gewinnwirkung erzielen, sondern 
auch weitere - ethisch bedenkliche - Auswir-
kungen hervorrufen. Das Formalziel grenzt 
insoweit noch nicht zwingend ethisch uner-
wünschte Handlungsorientierungen der Unter-
nehmung aus. Es muss vielmehr selbst in je-
dem Einzelfall darüber befunden werden, ob 
die getroffene Mittelwahl nicht nur einer aus-
reichenden Gewinnerzielung dienlich ist, son-
dern auch von ihren weiteren antizipierbaren 
(oder eingetretenen) Auswirkungen her eine 
ethisch vertretbare Vorgehensweise darstellt“ 
(Steinmann & Löhr, 1989, S.8). 
 
Steinmann (1988) bzw. Steinmann & Löhr 
(1994) versuchen moralisches Handeln über 
ein entsprechend gestaltetes Bildungsangebot 
in Unternehmen zu institutionalisieren. Damit 
ist der institutionenethische Ansatz von Stein-
mann & Löhr individualethisch verankert: „Zu 
fordern ist eine individuelle Sensibilisierung 
für ethische Probleme auf den Ebenen von 
Wissen, Fähigkeiten und Verhalten: a) Beim 
Wissen geht es um die Kenntnis der sachlichen 
Zusammenhänge [...] und um die Bewertung 
der Konsequenzen von Handlungen im Kon-
text der Lebenswelt [...]. b) Bezüglich der Fä-
higkeiten ist u.a. an die Ausbildung sprachli-
cher Kompetenz als Grundlage für jede kom-
munikative Ethik zu denken. c) Geforderte 
Verhaltensweisen betreffen schließlich etwa 
das Kooperationsvermögen, den Mut, die für 

richtig erkannten Einsichten auch gegen Wi-
derstand zur Geltung zu bringen und die Auto-
nomie, um sich von eingefahrenen eigenen und 
fremden Zwängen, Meinungen und Begrün-
dungen distanzieren zu können“ (Steinmann, 
1988, Sp.2131). Darüber hinaus empfehlen die 
Autoren bei schwerwiegenden Interessenkon-
flikten die Einrichtung unabhängiger Ethik-
Kommissionen zur Ergänzung der Unterneh-
mensverfassung. 
 
Der Ansatz von Steinmann & Löhr offenbart 
weniger Umsetzungsprobleme als der Entwurf 
von Homann und Mitarbeitern, es werden je-
doch Zweifel an der Wirksamkeit des Ansatzes 
vorgebracht: (1) Unternehmensethik soll nach 
Steinmann & Löhr die handlungsethischen 
Fragen innerhalb des gegebenen institutionel-
len Rahmens der geltenden Unternehmensver-
fassung (im Sinne der gesetzlichen Regelun-
gen und Verordnungen) thematisieren: Stein-
mann & Löhr konzipieren Unternehmensethik 
als eine „situationsspezifisch notwendige Er-
gänzung der Unternehmensverfassung für sol-
che Einzelfälle [...], in denen die allgemeine 
Richtigkeitsvermutung der Unternehmensfüh-
rung auf verfassungskonformes Handeln we-
gen besonderer Umstände nicht aufrecht erhal-
ten werden kann“ (Steinmann & Löhr, 1989, 
S.261). Die Unternehmensverfassung wird von 
Steinmann & Löhr also der unternehmensethi-
schen Reflektion vorgeordnet. Ulrich (1993ab) 
plädiert dagegen für eine Unternehmensethik, 
die die Ethik der Unternehmensverfassung 
(Wirtschaftsethik) und die Managementethik 
einschließt. Die Unternehmensverfassung wird 
ebenso wie die Führungsgrundsätze hinterfragt 
und der unternehmensethische Dialog „kraft 
seines vernunftethisch reflektierten Eigen-
werts“ (P. Ulrich) geführt. Zur Verteidigung 
des Ansatzes von Steinmann & Löhr kann an-
gemerkt werden, dass sie die Ethik der wirt-
schaftlichen Rahmenordnung nicht aus ihrem 
Ansatz ausblenden, sondern wirtschafts- und 
unternehmensethische Erörterungen lediglich 
getrennt voneinander behandeln. Der zweite 
Kritikpunkt wiegt schwerer: (2) Da Steinmann 
& Löhr moralisches Handeln von den Hand-
lungsspielräumen der Unternehmen abhängig 
machen, läuft ihr Ansatz auf Konjunktur- bzw. 
Schönwetterethik hinaus. In Stagnations- und 
Rezessionsphasen hat ein Unternehmen weni-
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ger Wahlmöglichkeiten und wird, solange sich 
Moral und Gewinn in einem Gegensatz befin-
den, moralische Erwägungen kaum zur Gel-
tung bringen können: „Erfolgsträchtige Unter-
nehmensstrategien, die für die Zukunft immer 
wieder die Chance für eine hinreichende Ren-
tabilität der Unternehmung bieten, sind die 
empirische Voraussetzung für eine Unterneh-
mensethik. Sowohl die Möglichkeit wie auch 
die Notwendigkeit einer Unternehmensethik 
steht und fällt also mit den empirisch verfüg-
baren Handlungsspielräumen. Diese sind nicht 
vollkommen autonom von der Unternehmung 
kontrollierbar, sondern hängen auch von vielen 
anderen Faktoren ab, insbesondere - neben der 
Wirtschaftsordnung - von der Wettbewerbsin-
tensität einer Branche“ (Steinmann & Löhr, 
1994, S.108f). (3) Ein dritter Kritikpunkt be-
handelt das Verständnis, inwiefern Gewinn 
und Moral einander ausschließen. Steinmann 
& Löhr vertreten implizit die Kant’sche Posi-
tion, dass Moral an die Motive der Handeln-
den, nicht aber an die Ergebnisse menschli-
chen Handelns zu knüpfen ist. Sie nehmen 
zwar zur Kenntnis, dass die „Funktionalisie-
rung der Moral“ zu ethisch durchaus er-
wünschten Ergebnissen führen kann, grenzen 
jedoch die Bemühungen von Unternehmen, auf 
eine „moralisch begründete“ Nachfrage zu 
reagieren, aus ihrem Konzept der Unterneh-
mensethik aus: „Wir halten es [...] nicht für 
zweckmäßig [...], schon dann von „Unterneh-
mensethik“ zu sprechen, wenn die Unterneh-
mungen durch die erkennbare Nachfrage der 
moralisch aufgeklärten Konsumenten (etwa im 
Ökologiebereich) dazu veranlasst werden, E-
thik als „strategische Waffe“ zu entdecken und 
zu instrumentalisieren“ (Steinmann & Löhr, 
1994, S.133). 
 
P. Ulrich (1993abc) plädiert für eine Rekon-
struktion des normativen Fundaments ökono-
mischer Vernunft im Sinne einer Kritik der 
„reinen“ ökonomischen Vernunft, d.h. für eine 
grundsätzliche und kontinuierliche Überprü-
fung der Qualität der im Wirtschaftsleben ge-
schaffenen Werte (Wertschöpfung) sowie der 
sozialen Verteilung der dabei anfallenden Kos-
ten und Nutzen. „Ein solcher grundlagenkriti-
scher Ansatz eröffnet die Perspektive einer 
integrativen Wirtschaftsethik, die die zwei 
neoklassisch getrennten „Welten“ der ethisch-

praktischen Vernunft und der ökonomischen 
Rationalität „zusammendenkt“ “ (1993c, 
S.10). Dreh- und Angelpunkt seiner Konzepti-
on ist die Verfassung, die sich ein Unterneh-
men gibt. Diese behandelt den Interessenaus-
gleich zwischen den von strategischen und 
operativen Entscheidungen betroffenen Inte-
ressengruppen (Abnehmer, Lieferanten und 
Kapitaleigner, Unternehmensleitung und Be-
legschaft, gesellschaftliches Umfeld) und die 
Ausgestaltung der formalen Entscheidungs- 
und Kontrollstrukturen; so gesehen entsteht 
eine Unternehmung durch ein System von Ver-
tragsbeziehungen zwischen den aufgeführten 
Interessengruppen. Materiell zeigt sich die 
Unternehmensverfassung i.e.S. in privatauto-
nomen Rechtssetzungen (Gesellschaftsvertrag, 
Satzung, Geschäftsordnung, Unternehmensver-
träge u.a.) und kollektivvertraglichen Verein-
barungen (wie z.B. Betriebsvereinbarungen, 
Firmentarifverträge). Ulrich schlägt eine regu-
lative Idee der offenen Unternehmensverfas-
sung vor, die noch kein „rechts-technisch kon-
kretes Modell“ einer Unternehmensverfassung, 
sondern ein kritisches Regulativ für eine öko-
nomisch-ethische Beurteilung konkreter Ges-
taltungsvorschläge darstellt. 
P. Ulrich wendet sich an Unternehmensleitun-
gen, eine ethische Unternehmensverfassung zu 
schaffen, die Geschäftserfolg ermöglicht: „Es 
kommt [...] darauf an, bei allen geschäftsstra-
tegischen Entscheidungen sozusagen den ethi-
schen „Unterbau“ der Handlungsalternativen 
konsequent und ausnahmslos mitzubedenken 
und aus geschäftlich ungefähr gleich erfolgver-
sprechenden Möglichkeiten jene zu wählen, 
die zugleich den zu definierenden unterneh-
mensethischen Kriterien echter lebensprakti-
scher „Wertschöpfung“ bestmöglich entspre-
chen. Allerdings ist sich der Neue Unterneh-
mer - im Unterschied zu den ökonomistischen 
„Marktfundis“ - der möglichen Konflikte zwi-
schen ethischen Ansprüchen und ökonomi-
schen Sachzwängen und damit der mehr oder 
weniger engen Grenzen seiner Handlungsspiel-
räume für solche ethisch-unternehmerische 
Synthesen durchaus bewusst. Auf einer zwei-
ten Ebene erkennt er deshalb sein aufgeklärtes 
Eigeninteresse an ordnungspolitischen Refor-
men, die seinen Handlungsspielraum für ver-
antwortungsbewusstes und zugleich unterneh-
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merisch erfolgbringendes Wirtschaften vergrö-
ßern“ (Ulrich, 1993c, S.17). 
 
Der Ansatz von P. Ulrich ist anthropologisch 
fundiert. In Tabelle 18 hat P. Ulrich (1993a) 
die Merkmale theoretisch-technischer sowie 
praktisch-kommunikativer Vernunft unter den 
Hegel’schen Stichworten Arbeit und Interakti-
on gegenübergestellt. Die (gleichrangige) Be-
rücksichtigung von Arbeit und Interaktion ent-
springt aus der praktischen Auseinanderset-
zung des Subjekts mit seiner natürlichen (Ar-
beit) und seiner sozialen Umwelt (Interaktion). 
„In der Interaktion mit anderen Menschen lernt 

das Subjekt nicht nur die normativen Traditio-
nen, sondern auch sich selbst mit den Augen 
der anderen Subjekte kennen; es „spiegelt“ 
sich gewissermaßen in ihnen. Auf der Basis 
der wechselseitigen Anerkennung der inter-
agierenden Subjekte bildet sich ihr Selbstbe-
wusstsein. In der Arbeit erfährt sich das Sub-
jekt zunächst als (ohnmächtiges) Objekt, das 
den Naturgewalten unterworfen ist; indem es 
lernt, die Kausalität der Natur für seine Be-
dürfnisbefriedigung verfügbar zu machen, ge-
winnt es sich selbst als von den Objekten un-
terscheidbares (mächtiges) Subjekt zurück“ 
(1993a, S.56f). 

 
 

Arbeit Interaktion 
• Zweckrationales Handeln (Homo faber) 
• Verfügbarmachung und Kontrolle von Objekten 
• Konstitutiv: Teleologische Setzung 
• Empirisch-analytisches Problem (Ungewissheit) 
• Zweck-Mittel-Analyse (Informationsverarbeitung) 
• „Objektive“ Information über Wirkungs- 
zusammenhänge 
• Mittel und Strategien 
• „Rationalisierung“ = Ausdehnung technischer 

Verfügungsgewalt (Emanzipation aus Naturge-
walt) 

 
• Theoretische Wissenschaft („objektive“ Realwis-

senschaft) 

• Kommunikatives Handeln (Homo sapiens) 
• Verständigung zwischen Subjekten 
• Konstitutiv: Ethisches Gegenseitigkeitsprinzip 
• Normatives Problem (Uneinigkeit) 
• Diskurs (Dialog) (Willensbildung) 
• Intersubjektiver Konsens über Sinn- 
zusammenhänge 
• Zwecke und Normen 
• „Rationalisierung“ = Ausdehnung kommunikati-

ver Verständigungsmöglichkeiten (Emanzipation 
aus sozialer Gewalt) 

• Rationale Politik (bzw. „praktische Wissen-
schaft“) 

Theoretisch-technische Vernunft Praktisch-kommunikative Vernunft 
 

Tabelle 18: Technische vs. kommunikative Vernunft (Ulrich, 1993a, S.60) 
 
Die praktische Auseinandersetzung mit den 
Naturgewalten, wie sie in Tabelle 18 darge-
stellt wird, ist gleichzeitig prototypisch für die 
„strategisch-rationale“ Auseinandersetzung 
von Unternehmern, Führungskräften und Mit-
arbeitern im Wirtschaftsleben (siehe Tabelle 
19): Märkte werden erobert, Lieferanten, Kun-
den und Mitarbeiter werden gefügig gemacht, 
Konkurrenten werden bekämpft. Werden stra-
tegische Allianzen (siehe Nalebuff & Bran-
denburger, 1996) geschlossen, dann kommen 
sie zustande aufgrund langfristiger und syste-
mischer Überlegungen bei der Verfolgung 
technischer und ökonomischer Ziele. 
Partnerschaft im Innen- und Außenverhältnis 
eines Unternehmens (konsensuelle Unterneh-
mensführung) bedeutet dagegen Aufbau von 
strategischen Verständigungspotentialen. Part-

nerschaft lässt sich nicht allein durch funktio-
nale Systemgestaltung (Organisations- und 
Managementtechniken) verwirklichen. Funkti-
onale Systemgestaltung schafft zwar Funkti-
onszusammenhänge, nicht jedoch Sinnzusam-
menhänge, die Mitarbeiter und Kunden veran-
lassen, Funktionszusammenhänge als System- 
und lebensweltliche Begrenzungen anzuerken-
nen (und möglicherweise neu zu gestalten). 
„Das spezifisch moderne Sinnstiftungspotenti-
al liegt aber allein im kommunikativen Ver-
ständigungspotential mündiger Bürger: An die 
Stelle des traditional zugeschriebenen und 
normativ vorgeschriebenen Einverständnisses 
der Tradition tritt die argumentative Verstän-
digung über sinnvolle Handlungsorientierun-
gen“ (Ulrich, 1993, S.436). 
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„Zwischen den beiden elementaren Rationali-
sierungsdimensionen besteht nun ein latentes 
Spannungsverhältnis. Werden die Methoden 
der technischen Rationalisierung, die der Ver-
fügbarmachung von Objekten dienen, auf die 
Gestaltung sozialer Beziehungen ausgedehnt, 
so entsteht Sozialtechnologie, deren definie-
rendes Merkmal nichts anderes als die mehr 
oder weniger weitgehende Verdinglichung von 
Personen (Objektivierung von Subjekten) ist. 
Eine komplex organisierte Gesellschaft wird 
gewiss ohne ein bestimmtes Maß an Sozial-
technologien zur zweckrationalen Steuerung 
ihrer arbeitsteiligen Prozesse nicht auskom-

men. Worauf es jedoch vernünftigerweise an-
kommt, ist die Möglichkeit der herrschaftsfrei-
en Verständigung unter den Betroffenen über 
die gesellschaftliche Wünschbarkeit und damit 
die grundsätzliche Aufhebbarkeit sozialtechno-
logischer „Sachzwänge“. Geht der [...] Primat 
der herrschaftsfreien Verständigungsmöglich-
keit über die sozialtechnologische Verfü-
gungsordnung faktisch verloren oder werden 
solche Verständigungsverhältnisse normativ 
als unnötig oder unerwünscht bewertet, so re-
sultieren technokratische Bewusstseins- und 
Machtstrukturen“ (Ulrich, 1993, S.62). 

 
1. Dimension 2. Dimension 
Strategisches Management Konsensorientiertes Management 
• Problemtyp: Ungewissheit („Was können 

wir?“) 
• Problemtyp: Uneinigkeit („Was wollen wir?“) 

• Informationsverarbeitung (Faktenanalyse) • Willensbildung (Normengenese) 
• „Objektive“ Information über Wirkungs- 
• zusammenhänge 

• Intersubjektiver Konsens über Sinn- 
• zusammenhänge 

• Monologisch • Dialogisch 
• Rationaler Umgang mit Objekten • Rationaler Umgang mit Subjekten 
• „Unternehmungsführungstechnik“ • Unternehmungspolitik (Politik des Unterneh-

mens) 
• Aufbau von strategischen Erfolgspotentialen • Aufbau von kommunikativen Verständigungs-

potentialen 
• Utilitaristisch-strategischer Rationalitätsbegriff • Kommunikativ-ethischer Rationalitätsbegriff 
• Rationalisierung = Verbesserung der Kontrolle 

über Dinge und Personen (Sozialtechnologie) 
• Rationalisierung = Verbesserung der Voraus-

setzungen für argumentative Konsensbildung 
mit allen Betroffenen (rationale Politik) 

• Einführung von Informations-, Entscheidungs-, 
Organisations-, Führungs-, Kontroll-, Public- 
Relations-Techniken 

• Entwicklung der unternehmungspolitischen 
Kommunikationskultur nach innen (Internal 
Relations) und außen (External Relations) 

• Funktionale Systemintegration (Systemsteue-
rung) 

• Normative Sozialintegration (lebensweltliche 
Legitimation) 

 
Tabelle 19: Zweidimensionale Managementkonzeption (Ulrich, 1993a, S.439) 

 
Eine Ökonomie des Dialogs bietet die Chance, 
über den Aufbau von kommunikativen Ver-
ständigungspotentialen („Konsensus-Manage-
ment“) auch strategische Erfolgspotentiale zu 
schaffen. „Die strategische Funktionalität des 
Konsensus-Managements lässt sich durchaus 
in herkömmlichen betriebswirtschaftlichen 
Nutzen/Kosten-Kategorien definieren: Die 
Beteiligung der Betroffenen - seien es Mitar-
beiter oder Externe - am unternehmungspoliti-
schen Willensbildungsprozess wirkt sich stra-
tegisch umso günstiger aus, je geringer die 
Konsensbildungskosten im Verhältnis zu den 

dadurch vermeidbaren Folgekosten im Falle 
des Dissens oder gar des manifesten Wider-
stands der Betroffenen ins Gewicht fallen. In 
diesem Kalkül wird also nicht nur dem Wil-
lensbildungsaufwand, der durch die Beteili-
gung der Betroffenen tendenziell steigt, Rech-
nung getragen, sondern ebenso sehr dem Wil-
lensdurchsetzungsaufwand in der Realisie-
rungsphase einer unternehmerischen Strategie, 
der durch die vorgängige Konsensfindung mit 
den Betroffenen in der Regel nicht nur gerin-
ger, sondern auch besser antizipierbar wird, 
was eine möglicherweise entscheidend ins 
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Gewicht fallende Verringerung des strategi-
schen Risikos bedeutet“ (S.438f). 
Durch Beteiligung der betroffenen Mitarbeiter 
und Kunden werden Konzept- oder Realisie-
rungsmängel leichter offenkundig und beheb-
bar, während die Betroffenen zu beständigen 

Partner werden. Werden betroffene Mitarbeiter 
bei der Gestaltung der Partnerschaft übergan-
gen, sind dagegen Widerstände gegen eine 
(potentielle) Partnerschaft zu erwarten. Eine 
partnerschaftliche Strategie kann auf der ope-
rativen Ebene völlig blockiert werden. 

 
 „Monologischer“ Manage-

ment-Ansatz 
Dialogischer Management-
Ansatz 

Willensbildungsphase Aufwand gering (Alleinent-
scheidung) 

Aufwand groß (Konsensbildung 
mit den Betroffenen) 

Implementierungsphase Aufwand groß, Risiko hoch 
(Dissens der Betroffenen erfor-
dert Promotionsaktivitäten) 

Aufwand gering, Risiko niedrig 
(Akzeptierung durch die Betrof-
fenen = Beteiligten) 

Strategische Handlungsfolgen Externe Effekte auf Nichtbetei-
ligte, Risiko hoher Folgekosten, 
Zerstörung von kommunikativen 
Verständigungspotentialen 

Externe Effekte internalisiert, 
geringes Risiko nicht antizipier-
ter Folgekosten, Aufbau von 
kommunikativen Verständi-
gungspotentialen 

Bilanz Betriebswirtschaftlich riskant 
(langfristig irrational) 

Betriebswirtschaftlich rational 
(evtl. kurzfristige Effizienzver-
zichte) 

   
Tabelle 20: Ökonomie des Dialogs (Ulrich, 1993a, S.440) 

 
Ist eine gegenseitige Verständigung im Unter-
nehmen bzw. zwischen Partner-Unternehmen 
über ideelle, technische und ökonomische Zie-
le und Mittel aus räumlich-zeitlichen Gründen 
nicht möglich, dann bleibt den verantwortli-
chen Führungskräften und Mitarbeitern „nichts 
anderes übrig, als die „einsame“ Verantwor-
tung für die Wahrung legitimer Interessen die-
ser betroffenen, aber an der Entscheidung nicht 
beteiligten Personen zu übernehmen. Diese 
Situation fehlender oder unvollständiger Re-
ziprozität ist für jedes Verantwortungsproblem 
konstitutiv“ (Ulrich, 1993a, S.316f). Darum 
benötigt die kommunikative Ethik eine Ver-

antwortungsethik (Jonas, 1979) als Ergän-
zung für „einsame“ Entscheidungen in nicht-
reziproken Situationen. Dialogische Verant-
wortung (siehe Tabelle 21) heißt dann, dass 
derjenige verantwortlich handelt, der sich der 
Kritik der Betroffenen stellt und vernünftige, 
d.h. allseits akzeptierbare Gründe für seine 
Handlungen vorbringt („Kultur der Begründ-
barkeit“). Monologische Verantwortung heißt 
dagegen, dass der Handelnde nur seinem eige-
nen Gewissen gegenüber Rede und Antwort 
steht. 

 
„Monologische“ Verantwortung Dialogische Verantwortung 

• Derivative Wurzel der Ethik:                          E-
thos der Fürsorge (Eltern-Kinder) 

• Originäre Wurzel der Ethik: Ethos der                
Gegenseitigkeit zwischen mündigen Personen 

• Methodischer Solipsismus • Apriori der Kommunikationsgemeinschaft 
• Elitäre Verantwortung  • Solidarische Verantwortung 
• Unkritisch bezüglich asymmetrischer Kommu- 

nikationssituation (strukturkonservativ)           
• Kritisch bezüglich asymmetrischer Kommu-      

nikationssituation (emanzipatorisch) 
• Entscheiden für die Betroffenen                  (Out-

put-Verantwortung) 
• Entscheiden mit den Betroffenen                   (In-

put-Verantwortung) 
• Paternalistische „Interessenberücksichtigung“ • Dialogischer Interessenausgleich 
• Abhängigkeit und „Verantwortungslosigkeit“     

der Betroffenen 
• Mündigkeit und Verantwortungsfähigkeit           

der Beteiligten 
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• Utilitaristische Ethik:             „Sozialnutzenma-
ximierung“ 

• Kommunikative Ethik:  
• Wille zum vernünftigen Konsens 

• Technokratischer Horizont • Demokratischer Horizont 
 

Tabelle 21: Monologischer und dialogischer Begriff sozialer Verantwortung (Ulrich, 1993a, S.321) 
 
Die abschließende Überlegung dient einem 
Vergleich der sozialen Implikationen der dis-
kutierten Unternehmensziele bzw. -strategien. 
Während Unternehmen und Mitarbeiter, die 
ausgereifte Produkte und Problemlösungen 
entwickelt haben, Ansehen im Sinne techni-
scher Kompetenz gewinnen, genießen Unter-
nehmen und Mitarbeiter, die akzeptable Erlöse 
und Kosten erzielen, Ansehen im Sinne von 
Kontrollkompetenz bzw. Marktmacht. Unter-
nehmen und Mitarbeiter, die langfristig und 
systemisch kluge Strategien entwickeln und 
umsetzen, gewinnen Ansehen im Sinne von 
Führungskompetenz. Alle drei Ansätze werden 

dem strategischen Management zugeordnet. 
Da funktionale Systemgestaltung jedoch die 
Eigeninteressen von Mitarbeitern und (poten-
tiellen) Partner-Unternehmen außer acht lässt, 
erwächst beim „Regelungsobjekt“ Fremdfirma 
bzw. Mitarbeiter kein Vertrauen gegenüber der 
„Steuerungseinheit“ Management. Ein „Quali-
tätssprung“ in Richtung Vertrauen erfolgt hin-
gegen, sobald das Management den ernstzu-
nehmenden Versuch startet, sich mit den Mit-
arbeitern und (potentiellen) Partner-
Unternehmen über deren Eigeninteressen zu 
verständigen und diesen zur Geltung zu verhel-
fen. 
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